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US-Prisldentschattswahl S.3 

Am 6. i'iovember 1984 wird in den USA 
rur die nächsten vier J ahre ein neuer Präsi­
dent gewählt. Es wird einmal mehr ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen den Aus­
envählten der Republikanischen und 
Demokratischen Partei geben. Diese be­
nannten auf ihren I'artcikonventen Ende 
Juli bzw. August d .J . Ronald Reagan und 
Walter ~Iondalc. 
Was e int und unterscheidet ihr außenpoli­
tisches Kon7,ept ? Inwieweit ist Mondale 
eine Alternative? 

Nlkara._ua S.9 

Aln 4. November d .J .• zwei Tage vor den 
US·Wahlen, werden die Nikaraguaner ein 
I'arlament und einen Präsidenten wählen. 
Die anti sandinist ische Rechte will den 
Urnengang durch ihren Boykott in ~liß ­

kredit bringen. Und die Verantwortlichen 
in Washington set7,en weiterhin auf die 
militärische Beseitigung der Revolution. 
Vermögen die Wahlen den Sandinistas eine 
Atempause zu verschaffen? Oder verbes­
sern sie noch die Bedingungen rur eine 
US·lnvasion? 

Saudi Arabien S.29 

Das Fahd·Regime gilt als der "lebenswich· 
tige" Verbündete der NATO am Persi­
schen Golf. Das Königshaus in Riad hetont 
hingegen seine i-:igenständigkeit und Mitt­
lerrolle zwischen Westmäch ten und Drit· 
ter Welt. 
Wir sprachen mit zwei mhrenden Vertre­
tern des illegalen saudisehen Volkswider­
stands über die Außen· und Innenentwick­
lung im Olland Nr. 1. 
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Aktueller Kommentar: Auf ein Neues mit Reagan? 

Am 6. November d.J. gehen die: wahlbe­
rechtigten Burger der Vereinigtcn Staa­
ten von Amerika (USA) zu den Urnen. 
Si(' stimmen mit dem I:.nl$cheiuubcrdie 
Wahlmänner indirekt damber ah, WCl in 
den n:'chstcn 4 Jahren das Pr.uidentcn­
amt und damit eine seltene: MachtfUlle 
(siehe Kasten S. 6) in den I landen halten 
wird. 
Gleichzeitig finden 
Gou vc:rnc:u rsw ah len 

abgesehen von 
die: Dircklwahlcn 

zu den beiden Kammern des Wuhingto­
ner Kongresses Statt. Allc 435 Abgeord­
netcn des Rcpr<l.scntantenhausc5. in dem 
die oppositionellen Demokraten dcn:cit 
die Mehrheit halten (267 Sitze), werden 
HiT 2 Jahre gewählt. Von den 100 ~Ijl­
gliedern des Senats. wo die rcgicrc:n<lcn 
Republikaner die Mehrheit (54) inne­
haben, stcht 1/3 rur die nächst~n 6jahr~ 
zur Abstimmung. 
Ihr Ausgang bestimmt maßgeblich den 
Spielraum. üb~r den d~r nachst~ Präsi­
d~nt d~r USA in d~n Grundfragen der 
Inn~n - wie Außenpolitik verfugen kann. 

"Amerika ist wieder stark" 

Seit dem Btirgerkrieg der jahre 1861-65 
teilen sich die beiden großen (Wahl-) 
Vereine des Big Business. die Republika­
nische und die Demokratuche Partei, die 
StaaUämter. 
Die Republikaner stellten 18. die Demo­
kraten 12 Pr.isidenten der USA. Ein 
nahezu undurchlässiges Mehrheitswah l­
system und die übermacht des Geldes. 
die deIn Wahlgeschehen einen geradezu 
zirkuslihnlichen, kommeniellen Stem­
pel aufdrücken, sichern seither die parla­
mentarische Alleinvertretung durch 
Demokraten und Republikaner _ mit 
wechselnde:n Me:hrheiten ab. 
Die Demokrate:n, einstmals Sachwalter 
der eraeaktionären Großgrundbesitztr 
und Sklavenhalter des Südens. verkör­
pern heute nach Außen einen gemäßig­
teren Kurs und nach Innen die eher so­
zialreformerische Linie der Bourgeoisie. 
was sich in dner stärkeren 51aatlichen 
Wirl5chafuregulienmg, Zugest,mdnissen 
an die sozial Schwachen oder in der ver· 
suchten Integration von Gewerkschaften 
und Minderheiten (Afroamerikaner. 
Latinos usw.) niederschlägt. 
Das auf dem Parteikonvent der Demo­
kraten in San t"rancisco imjuli d.j. be­
sch lossene Wahlprogramm und der dort 
nom inie:rte l'rJsiden tscha fts kandida I 
Walter F. Mondale tragen den Ansprii­
chen der Arbeiter-. Minderheite n- und 
Friedensbewegung Rechnung, 

Den konservativen Republikanern gehen 
demgegenüber die .. Prinzipien des freien 

Marktes" vor. das antigewerkschaflliche 
Streben des großen Kapitals nach Maxi­
malprofiten, das Recht des Stiukeren. 
Anstelle von Sozialmaßnahmen reden sie 
der ungehemmten Aufrustung. der 
Ruckftihrung der USA zur alten Größe. 
dem antikommunistischen Krcuzzugdas 
Wort. 
Das war auch der Tenor des Parteikon­
vents der Republikaner Ende August d.J. 
in Dallas. ~r bestätigte den seit 1981 
amticrenden Ronald Reagan beinahe 
einSlimmig als seinen I'rnsidenlschafls­
hndidaten. Und e:r verabschiedete: cin 
Wahlprogramm. dem der ultrarechte 
Flügel wic n ie zuvor $eincn Stempel auf­
drikkte. 
Im Innern stehen daftir die Weigerung. 
staatliche: Sozialhilfe rur Arme bzw. Ar­
beitslose zu gcwähren . oder die Absicht. 
die Schwange:rschaftsunterbrechung per 
Verfassungszusatz zu verbieten. 
Weiter "erspricht die republikanische 
Wahlplattform. das von der Reagan­
Administration verfolgte Programm der 
Hochrüstung (1985 rund 300 Mrd Dol­
lar) und der steuerlichen Ubervorteilung 
der B~sitzenden unangetastet zu lassen. 
..... omit es den Sozialabbau fc:st schreibt. 
Den Reichen und Rustungsprofiteurcn 
zuliebe will Reagan die gigantische 
Staanverschuldung 1985 um ..... eitere 
175 l\Ird Dollar erhöhen. womit du ge­
samte Defizit auf übcr 1.7 Bio Dollar 
klettern würde - au f Daue:r cin Quell der 
wirtschaftliche:n Zerriiltung. 

..Vogelfreies" Nikaragua ... 

Außenpolitisch bekräft igtc der Partei­
konvent von Dallas Reagans vorrangigc:s 
Streben nach militärischer "qualitativer 
überlegenheit" gegenüber der Sowjet­
union. von der Modernisierung des 
Atomrakele:nparks bis hin zur Militari­
sierung des Weltraums. Die Wiederaur­
nahme von Rüstungskontrolh'erhand­
lungen mit der UdSSR. dem "Reich des 
Bösen". wird geringgeschätzt gegenuber 
dem Kemziel, die eigene Siegurahigkeit 
im KonfliktfaU um jeden Preis herzustel ­
len. 
Präsident Reagan selbst halle die Wahn­
idee des ,.Sieg ist möglich" im Atom­
krieg (siehe AIB-Sonderhdt 2/ 1984) 
Mitte August d.J. mit einer aberwitzigen 
R und funk -"Sllre:chp robe" au f gd risch t. 
Er nannte es ein .. Vergnügen, ihnen mit­
zuteilen, daß wir ein Gesetz unterzeich­
net haben, das die: Sowjet union ruf vogel­
frei erklärt. Wir beginnen in mnf 
Minuten mit der Bombardierung Ruß­
lands". 
Der Partei konvent von Dallas kritisierte 
Reagans Entglcisung zum atomaren 

Holocaust nicht. Vielmehr suchte er die 
tatsächlich e:rhöhte Weltkriegsgdahr in 
I\brede zu stellcn. 
Im Widerspruch zur eigenen platten Frie­
densdemagogie lobpreiS! das republika­
nische Wahlprogramm den US- Kriegszug 
vom Oktober 1983 gegen Grenada ab 
"Beispiel mr die Welt". Als ähnlich 
"vogelfrei" (Reagan) gezeichnet. d.h. 
zur militärischen Beseitigung freigege­
ben. wird das revo lutionäre Nikaragua. 
Weitere Topziele auf der re:publikani­
sehen Abschußliste sind die Befreiungs­
bewegungen EI Salvadon und Palästinas, 
Kuba. Libyen. Syrien. Afghanistan. 
Vietnam. Nordkorea. Polen und die an­
deren Länder Osteuropas. Reagan und 
sein Außenminister Shultz stellten zeit­
gleich die Nachkriegsordnung bzw. Tei­
lung Europas in Frage. 
Wer derart weitgesteckte Revancheziele 
verfolgt. bedarf der psychologischen Be­
gleitmusik. Die "Bdreiung Grenadas" 
und der US.Olympiatriumph von Los 
Angeles (siche Be itrag von G. Diede­
richs) wurden begierig ausgeschlachtet. 

"Ein neuer I'atriotismus durchströmt 
unser Land". so vere innahmte Reagan 
den .,Goldrausch" der US-Offentlich­
keit. Seine chauvinistische Stimmungs­
mache im Wahlkampf erleichtert dem 
US-Durchschnittsburger die Identifika­
tion mit Reagans GTÖSe:nwahn von der 
Neuordnung der Welt a la Washington. 
Ein wellerer Trumpf der Republik.aner 
liegt darin. daß sie sichtlich die Unter­
stützung des überwiegenden Teils der 
großen Kapitalgruppen und insbeson­
dere des vom Rüstungsboom besessenen 
militärisch-industriellen Komplexes 
genie:ßen. 
Für Reag-.ms Wahlaussichten zu Buche 
sch lägt schließlich der anhaltende kon­
junkturelle Aufschwung. Er zeigt sich in 
einem Wirtschaftswachstum von ca. 6% 
im jahr 1983. einem Innationsabrall 
1981 -84 von 11 auf 4% oder im augen­
blicklichen Rückgang der Arbeitslosig­
keit (der.t.eit amtl iche 7,5%) und Lohn­
zuwachs gegenübe:r dem Vorjahr. 
Der demokratische Gegenkandidat Wal­
ter .... Mondale hält daentgegen.da6der 
aktue lle Wirtschafuaufschwung ein 
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kunatmiger mit ernsten Folgen sei. 
Er will bis 1989 das Budgetdefizit um 
2/3 künen, und zwar vorab durch eine 
Halbierung des Zuwachses des Rüstungs­
budgets und eine erhöhte Besteuerung 
der Wohlhabenden - unter Aussparung 
der sozial Schwächsten Uahreseinkom­
men unter 40.000 Dollar). Das Wahlpro· 
gramm der Demokraten spricht sich rur 
ein rasches Einfrieren ("Freeze") der 
Atomriistung und die Wiederaufnahme 
kont inu ierlicher Rüst ungskont rollver­
handlungen mit der Sowjetunion aus. 
Mondale versprach Anfang September 
d.j., innerhalb der ersten 6 Monate sei­
ner Präsidentschaft ein Gipfeltreffen mit 
der UdSSR (unter Reagan verpönt) zu 
initiieren, auf dem ein Einfrieren der ato­
maren und Weltraumwaffen verhandelt 
werden sollte. Korrigieren wollen die 
Demokraten bei einem Wahlsieg auch 
den militärischen Interventionismus ge­
gen Nikaragua. 
Gewiß lassen die von Mondale in Aus­
sicht gestellten wirtschaftlich·sozialen 
Veränderungen und die Abstriche an der 
US-Hochrustung zu Wünschen übrig. 
Z.B. fehlt es an einem Vollbeschäfti­
gungsprogramm und an Konsequenz 
bzw. klaren Aussagen zur Raketenstatio­
nierung in Westeuropa oder zurweltwei­
ten Abriistung. 

Gewiß wiegen erfahrungsgemäß wirt­
schaftliche Ef\\·ägungen beim Wahlent­
scheid der US-Bürger schwerer als die 
Frage Krieg und Frieden. Doch scheint 
angesichts der heute breiteren Verknüp­
fung von Rüstung und Sozialem, ange­
sichts der Zustimmung von 3/4 aller US­
Bürger zum Freeze und angesichts der 
beängstigenden Abenteuerlichkeit des 
Reagan'schen Konfrontationskurses ein 
Wandel im Wahlverhalten nicht völlig 
ausgeschlossen. Darur könnten auch das 
vom demokratischen Mitbewerber j esse 
jackson mobilisierte Prot estpotential 
der Farbigen und Armen sowie die durch 
die Vizepräsidentschaftskandidatin 
Geraldine F erraro besonders angespro­
chenen Frauen sorgen. 

Von daher muß selbst Reagans l5%-Vor­
sprung in den Meinungsumfragen zu 
Wahlkampfbeginn nicht von vornherein 
uneinholbar sein. 
Sollte Reagan zurjahreswende wider Er­
warten scheitern, so käme dies einem 
Rückschlag der aggressivsten Kräfte des 
US-Imperialismu$ und ihres Kriegskurses 
gleich. Für die Perspektive der Befrei­
ungs- und Friedensbewegungen allenorts 
dürfte dies wesentlich günstigere Kampf. 
bedingungen eröffnen. 

Dies gilt trotz aller Skepsis gegenüber 
Mondales Versprechungen, hatte doch 
sein Vorläufer Carter nicht viele einge­
halten, darunter jene zur Abrustungund 
verminderten Truppenpräsenz in der 
Dritten Welt. Wolfram BTÖnneT 
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Vom R.epubhk.ne,kon\Onl ",ede.,e",ahl,e, US. l'flsidenl>Chafuka"did'l Re.,a": G.,etlk.ndi<.!.len der DemOk,.len 
Mond.l. ( •. ) und "',,,.ra 

Konrad Ege 

Mondale - Alternative 
zu Heagan? 

Dritte-Welt-Politik in den 
Partei plattformen von 

Demokraten und Republikanern 
Die Präsidentschaftswahlen in den USA stehen unmittelbar vor der Tür. In der 
.. stärksten der Nationen" sorgen die indirekte Stimmabgabe, e in l\lehrheitswahlsy. 
stern. die Privilegierung der beiden großen Parteien und die Macht des Geldes dafUr, daß 
·die Bourgeoisieherrschaft nicht durch Außenseiter und damit eine echte Alternative in 
Frage geste llt wird. Aber es geht bei dem Wahlvorgang um mehr, nämlich um die 
weltpolitisch eminent wichtige Entscheidung, ob der Reagan'sche globale Konfronta­
tionskurs fortgeführt oder ob er durch e ine gemäßigtere außenpolitische Linie der 
Demokraten abgelöst wird. Denn wie gehabt werdendic Kandidaten der konservativen 
Republikaner und der liberaleren Demokraten das Rennen unter sich ausmachen. 
Auf den Parteikonventen der Demokraten und Republikaner vom juli/August d.J. 
wurden die Prä.si.dentschaftskandidaten nominiert und ihre Wahlkampfplaltform ver­
abschiedet. Im November/Dezember d.J. haben die wahlberechtigten Bürger und 
Wahlmänner ihr Votum'abzugeben. Die Republikaner bestätigten in Dallas unange­
fochten den amtierenden Präsidenten und Schauspieler Ronald Reagan (73) und 
seinen Vizepräsidenten, den ElI;-CIA-Chef George Rush (60). Auf dem Puteikonvent 
der Demokraten von San Francisco setzte sich der Anwalt Walter Frederiek Mondale, 
unler jimmy Cuter (1977-80) schon einmal Vizepräsident, klar gegen seine Kontra· 
henten Gary Hart und jesse jackson durch. Mit der Kongreßabgeordneten Geraldine 
Ferraro nominierte er erstmals eine Frau ftir das Vizepräsidentenamt. 
Konrad Ege, Redakteur der in Washington erscheine nden Ze itschrift Cou nterSpy, 
vergleicht außenpolitische Aussagen der beiden Kontrahenten bzw. Parteikonvente, 
insbesondere ihre Bezugspunkte zur sog. Dritten Welt. 



Die Weltordnung ist nicht mehr das, was 
sie vor 30 Jahren einmal war, Die guten 
alten Tage der Stabilität sind vorbei, da 
"mächtige Kräfte der Veränderung" die 
Weltordnungzt:rstört haben. 
Zu diesen "mächtigt:n Kräften"ge hört:n 
das Erreichen dner ungefähren militäri­
schen Parität durch die Sowjet union, die 
Proliferation (Vermehrung; d. Red.) 
atomarer und konventiondler Wafft:n, 
der wir tschaftliche und politischt: Auf­
st ieg der europäischen und asiatischen 
Länder nach ihrer Zerstörung im 2. Welt­
krieg und das Zerbrechen des politischen 
Konsenses in den US A infolge der Oeba­
kd in Vietnam ( 1975) und im Libanon 
(198 4). 

So lamentiert die Demokratische Partei 
in ihrer in San Francisco im Juli d.J. 
angenommenen I'lattform rur den Wahl­
kampf 1984. 

Präsident Reagan habe alles nur noch 
schlimmer gemacht: Er habe die ameri­
kanische "Glaubwürdigkeit" im Nahen 
Osten untergraben , habe öl ins mittd­
amerikanische Feuer geschüttet und 
habe durch seine bedingungslose Unter­
stützung rur Diktatoren die " Integrit ät" 
der amt:rikanischen Kri tik an der "kom­
munistischt:n Tyrannd" in Osteuropa 
untergraben. Seine Hochriistung und 
antisowjt:tische Rethorik habe Abrü­
stungsverträge verhindert und e ine ge­
steigertt: globale Unsicherheit verur­
sacht. 
Die Demokraten, verkündet die Platt­
form, werden in der Außen· und Militär­
politik einen neuen Kurs e inschlag"n. 
Man wolle sich nicht, wie Ronald Rea-

gan . allen Änderungen widersetzen. ,, \\' ir 
müsst:n dk Veränderungen (in der Welt) 
als eine Gelegt:nheit und eine Herausfor­
derung betrach ten", heißt t:S in der l' latt­
form. 
"Die Dt:mokratische Partei ist übeneugt, 
daß t:s Zeit ist, alle Kräfte Ameri kas ein­
zuspannen, um den Herausforderungen 
eint:r sich verändernden Welt zu begeg­
nen... (Amerikas) Verpflichtung zur 
Freihdt und zur Demokratit: ... und un­
ser Einfallsreichtum im Entdecken neuer 
Ideen und Vereinbarungen gibt uns Vor­
tdlt:, .. . die kt:in totalitäres System wett­
machen kann. " 
Während sich die Demokraten der Ge­
fahr des Kommunismus bewußt seien, 
wollen sie nicht - wie Ronald Reagan ­
ständig den Kampf gegen den Kommu­
nismus betonen, sondern positiv für die 
Freiheit und Dem okratie eintreten. 

Wenn es zu konkreten politischen Pro­
grammvorschlägen kommt. ist es mit 
dem demokratischen Ein falls rt: ichtum 
oft nicht weit ht:r. 
In Mittt:lamerika, schreiben die Demo-

Verhandlungen in die Wege zu leiten, so 
daß ein friedlicht:s, demokratischt:s und 
politisches Ende zu dem salvadoriani­
schen Konnikt gefunden werdt:n kann." 
Dit:sen Satz hätten die Republikaner so 
auch schreiben können. Sollte Mondale 
also Präsident werden, ist zumindest 
kurzfristig eine Änderung der El-Salva­
dor- Politik nicht zu erwarten. 

Ändern sollte sich a llerdings die Nikara­
gua-Politik. Die demokratische Platt· 
form verpflichtet dit: Pand, " die Unter­
stützung ftir die Con tras ... zu bet:nden·'. 
In seiner Abschlußrede auf dem Partei­
kongreß kündigte Mondale an, er werde 
das in den ersten hundt: rt Tagt:n nach 
Amtsübernahme tun. 
Mondale unterstrich auch, daß er den 
Contadora-l'rozeß (F riedensinitiat ive 
Mexikos, Venewt:las, Kolumbiens, 
Panam as; d. Red.) unterstütze, um eine 
politische Lösung in Mittelamerika zu 
finden. 
Ob das aber bedeuten wird, daß t:ine 
dt:mokratische Rt:gkrung den US-Druck 
auf die Sandinistas au fgt:bt:n würde, ob 

I>tmol""is<h~ Knnkumnltn Hon. Ja<lson. Mond.lt (v.l.n. r.) 

kraten, habe dit: Rt:agan-Administration 
den Ft:hlt:r gemacht, autoritäre Rt:gimes 
und Diktaturen militärisch zu untt:rstüt­
zen. Die Demokraten dagegen wollen 
wirtschaftliche Hilfe mehr betonen und 
darauf drängt:n, daß die rt:prt:ss iven Rt:­
gimes ,.dt:mokratisien" werden. 

Praktisch heißt das abt:r nicht unbedingt, 
daß sich die dt:mokratischen Pläne von 
der Politik dt:r Republikanischt:n Partei 
unterschdden. Die demokratischt: Platt­
form prt:ist bt:ispielswt:ist: den salvado­
rianischen l' räsidt:nten Napolt:on Duarte 
als einen Bannerträgt:r der Demokratit:. 
EI Salvador soll weiterhin US-amerikani­
sche Hilfe erhalten, die freilich an ein 
Auflösen der Todesschwadrone und an 
den "Fortschritt auf dem Gt:biet der 
Landrt:form und der Menschenrechte" 
gebundt:n werden soll. Außerdem will 
man Duarte drängen, " mit dt:n sich gt:­
genüberste henden Kräftt:n e rnstha ft t: 

sit: beispieiswdse die Subversion gegen 
die Wirtschaft Nikaraguas (keine Dar­
lehen von US-kontrollierten Institutio­
nen, Einschränkung dt:r Zuckereinfuhr 
aus Nikaragua usw.) beenden würde, ist 
unklar. 
Oi t: Plattform kündigt an, daß ein Pr'.isi­
dent Mondale Nikaragua "auf dnt: fort­
schreit t:nde Entwicklung zum Pluralis­
mu s hin" drängen würde, und daß Nika­
ragua sein J\'lilitär begrenzen mÜßte. 

Zur Entspannung in Mittelamt:rika ge. 
höre auch, so dit: Plattform, "t:in gegt:n­
seitiger Abzug allt:r ausländischen Streit­
kräfte und Militärberater aus der Region 
... sowie eint: Verpnichtung aller Ländt: r, 
keine Militärbasen zu erlauben". Ausge­
nommen davon wären die US-Militär­
basen in Panama. 
Auch mit Kuba soll verhanddt wt:rdt:n. 
Dit: Reagan'sche Polit ik der Isolation ha­
bt: das Land " nur noch mehr von der 
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Sowjet union abhängig gemacht". Ob die 
Verhandlungen auf Normalisierung der 
Beziehungen hin aber Erfolg haben 
würden, hinge von Kubas Bereitschaft 

ab, .,den Export der gewaltsamen Revo· 
lution zu unterbinden ... und Respekt mr 
Menschenrechte in Kuba und in anderen 
Ländern zu zeigen". 
Zu anderen kritischen Fragen nimmt die 
Plattform nicht Stellung. Ob die US­

,.Berater" aus Grenada abgezogen wer· 

den, wird nicht angekündigt - die Inva· 

sion selbst (vom Oktober 1983;d. Red.) 
wird nicht einmal verurteilt. Ebenso 
wird nichts über mögliche Wirtschafts· 
und Militärhilfe an Guatemala gesagt , 
oder über den Abzug amerikanischer 
Tmppen aus Honduras und das Auflösen 
der dortigen US-Basen. 

Auch glänzt dic Plattform durch fehlen· 
de Hinweise auf die Absichten der De· 
mokraten im Arabisch·PeT5isc hen·Golf. 

Wahlmodus und Machtfülle 
des US-Präsidenten 

6 

Gemäß der Vufanur'18 der USA aus dem 
J ahr 1787 steht an der Spitze der föderative n 
Republik der Prlisidem, der die Funktion des 
Staats· und Ministerpr'.isidenten auf sich ver· 
eint. 
In seinen Händen konzentriert sich die g:.tnze 
Exekutivgewalt des Staates. Er leitet die Re· 
gierungsgeschäfte, ernennt die Kabinettsmit· 
glieder und das Gros der Bundesbeamten. Er 
fungierl als Oberbcfehl§haber der Streit· 
kräfte, leitet den Nationalen Sicherheitsrat 
und trifft die Entscheidungen in allen er· 
örterten Fragen. 
Er ernennt auch die neun Richter des Ober· 
sten Bundesgerichts, mit Zustimmung des 
&nats. Aktiv in die Gesetzgebung (Ugisla· 
tive) gI'l:ift der Präsident weiter dur.:h eigene 
Gesetzesinitiativen ein, indem er mit oder 
ohne Zustimmung des Kongresses Verord· 
nungen erläßt. Gegen einen bereih vom Kon· 
greß ,'Crabschiedeten Gesetzentwurfkann er 
se in Veto einlegen. Um es wieder aufzuhe· 
ben, mÜS5Cn beide Iläuscrdes Kongresses der 
Senat (100 Mitglieder, 2 aus jedem Staat) 
und das Repräsentantenhaus (435 Abgeord· 
flCte) den Entwurf nochmals billigen, und 
zwar mit einer 2/3·~khrheit. 
Das umgekehrte Recht des KongI'l:sse~, ge· 
gen präsidiale Verordnungen innerhalb von 
30 Tagen ein $Og. \egislative~ Veto einzule· 
gen, wurde durch ein Urteil des Obersten 
Bundesgeriehts vom 23.6.1983 aufgehoben. 
Obwohl laut Verfassung "alle gesetzgebende 
Gewalt ... in den Händen eines KongI'l:sses" 
liegen soll (Art. I, Abschnitt I) und dem 
Präsidenten g:.tr kein Recht auf Gesetzesini· 
tiative zugeschrieben ist, wurden in den letz· 
ten Jahnehnten 50·80% aller bedeutsamen 
Gesetzesentwürfe "om Ileratentabdes Präsi· 
denten oder den Ministerien eingebracht. 
Von ihnen kommt die Budgetplanung eben· 
so wie Steuerverordnungen oder die Angele· 
g<'nheiun der auswärtigen Politik. 
Auch in de r Außenpolitik wurden die Voll· 
machten des Präsidenten stetig ausgeweitet. 
Laut VerfilSsung hätte jeder VertT3gsab· 
schluß mit anderen Staaten Zu~Or eine 
2/3·Mehtheit im Senat nötig, wären die Ent· 
scheide über Kriege oder die Aufstellung} 
Entsendung von US·Streitkt.iften Saehe des 
Kongreues. In de r Praxis jedoch - siehe das 
Verfahren im Vietnamkrieg (1964·73) -
schließen heute der Präsident oder seine Be· 
auftragten die meisten internationakn Ver· 
träge umer Umgehung des Kongresses ab. Im 
Falle der Kriegflihrung muß der Präsident 
erst 60 Tage nach dem Ersteins.atz \'on Trup· 
pen beim Kongre6 um Zustimmung nach· 
suchen (War Powert Act von 1973). 
Seit der PriUidenUehaflllwdll 1976 dürfen 
ein Kandidat und seine Familie zwar nur· 

mehr 50.000 Dollar an pnvaten Mitteln ver· 
ausgaben und andere .'inanzkrungsbegren· 
zungen wurden eingeführt. Doch werden von 
verschiedensten Kapitalgruppen über eine 
Vielzahl an Unlerslützung~komitees des 
Kandidaten und Wahlkampfauuchiis5C ihrer 
Parteien Mio Dollar gestreut. Außerdem ge· 
steht eine staatliche Parteienfinanzierung bei 
Präsidentschaftswahlen den beiden großen 
r-,I.rte;en für ihre Wahlkampagne über 20 Mio 
DolJarzu. 
Der Präsident wird Hir eine Periode von 4 
Jahrcn, und zwanuf indircktem Wege dur.:h 
Wahlmänner, gewählt. ZuLissig ist nur eine 
Wiederwahl. 
Im Wahljahr finden in den insg.:-samt sO Bun· 
desstaaten und der ßundeshauptstadt 
Washington D.C. (Distrikt Columbia) von 
Februar·Juni Vorwahkn (mehnählig) oder 
Parteiwahlen 5lalt, an denen sich d':-f'Zeit um 
die 50% der Wahlberechtigten beteiligen. 
Von J uli·August nominkren di.:- so gewähl· 
ten Delegierten der Republikaner und Oe· 
mokraten auf Nationalkonvemen ihren Kan· 
didaten für das Amt des Pr'.isidenten und des 
Vizepräsidenten. 
Anfang Novcmba wählen die Bürger der 
USA bundesweit 538 Wahlmänner, die 
schließlich im De-" .. mber ihre Stimm.:- auf 
einem Wahlschein jenem PräsidcnUchafts· 
kandidaten geben. auf den sie sich verpflich· 
tet haben. 
Am 6. Januar des fo lgenden Jahres werden 
die abgegebenen Stimmen ausgezählt. Be­
achten~wert i!t dabei, daß dem Kandidaten, 
der im jeweiligen Bundesstaat die höchst.:­
Stimmenzahl errckht, auch die anderen 
W ahlmänners~immen zU fallen. 
Erlangt keiner der Kandidaten die absolute 
Stimmenmehrheit, so wählt du Repräsen· 
tantenhaus einen d .. rdreie rfolgreichsten Ik· 
werber zum Präsidenten, der Senat den Vize· 
präsidenten. Der Amtsantritt erfolgt am 20. 
Januar. 

Man begnügt sich mit dem lIinweis. die 

USA hätten "lebenswichtige Interessen 
im Pcrsis~hen Golf" und müßten bereit 
sein, "mit unseren Verbündeten mf die 
Verteidigung dieser In teressen zu arbei· 
ten". Außerdem wolle man den Iran und 
Irak mit (nicht näher definierten) diplo· 
matischen Mitteln dazu auffordern, ihre 
Kampfhandlungen einzustellen. 
Deutlicher wird die Plattform zu israelI 
Palästina : Israel sei "strategisch wichtig·' 
m t die USA. Die Voraussetzung fUreinen 
andauernden Frieden sei ein Israel "mit 
sicheren und verteidigungsHi.higen Gren· 
zen". Mit der Palästinensischen Befrei· 

ungsorganisation (P LO) solle so lange 
nicht gesprochen werden, bis diese "ih· 
ren Terrorismus aufgibt und den Staat 
Israel an erkenn!"·. 
Die Demokraten verurteilen auch Waf· 
fenlieferungen der Reagan.Administra· 
tion an arabische Länder wie Saud i Ara· 
bien. Die Plattform kündigt an, daß die 
Demokraten die US·Botschaft in Israel 
von Tel Aviv nach Jerusalem verlegen 
würden. 

Diese betont pro israelische Haltung in 
der Plattform des Kandidaten Walter 
Mondale sollte nicht überraschen: als 
Vizepräsident unt.:-r Jimmy Caner 
(1977.81) war Mandale einer der wich· 
tigsten Vertreter der Interessen der israe· 
lischen Regierung im Weißen Haus. Ur­

sprünglich sprach er sich sogar gegen die 
Camp·Oavid.Strategie aus. :'Iondalc 
meinte anfangs, Camp David (Scparatab· 

kommen Israel·ÄgYJltcn·USA 1978; d. 
Red.) würde die israelischen Interessen 

nicht genügend berücksichtigen. 

Afrikapolitik a laJackson 

In der Afrikasektion der Plallform wird 

J esse J acksons Handschrift deutlich. Die 
Plattform kündigt an, daß die fehlge· 

schlagene Reagan·sche Politik des "kon· 
struktiven Engagemcnt~" aufgegeben 
werden soll. 

Stattdessen wolle man das Waffcnembar· 
go der Vereinten Nationen auf den Buch· 
staben genau einhalten , den Export an 
Südafrika in Form von Computer. und 
Nukkarh:chno logie vcrbil-tell, und wei· 

lere ExportkonlTollell, die unter Carter 
schon in kraft waren, wieda gesetzlich 
festlegen, amerikanische Darlehen an 
Siidafrika und die Einf uhT\'on sildafrika· 
nischtn Goldmünzen verbieten sowie 

südafrikanischen flugzeug~·n die Lande· 
erlaubnis entziehen. 
Außerdem vtrsprkht d ie l'lattform. daß 
eine dcmokratis<;he Regierung die Frei­
lassung Nelson Ma.nddas, d ... s Fühers des 
Afrikanischen Nationalkongresscs for· 
dem werde . .\1an wolle auch mit den 
Vereinten Nationen ZUS:lmmenarbeiten, 

um die Unabhangigkeit N:unibi;ls zu er· 



reichen, und "immer stärker werdende 
Sanktionen" gegen Südafrika verhängen, 
wenn es Namibia weiterhin besetzt hal­
ten sollte. "lIohe Geldstrafen" sind ftir 
amerikanische Firmen vorgesehen, die in 
Nichtbeachtung einer UN-Resolution 
namibische Bodenschätze abbauen. 
"Das nationale Interesse" der USA erfor­
dere, daß eine US-Regierung der Afrika­
politik über Südafrika hinaus eine höhere 
Priorität einräumt, da Afrika "die Hei· 
mat eines Achtels der Weltbevölkerung 
und ein Kontinent mit riesigen Boden­
schätzen sei". Man wolle mit den Län­
dern Afrikas in einen "multilateralen 
Nord,Süd-Dialog treten" und Wirt­
schafts- und Katastrophenhilfe in Afrika 
nicht länger "zu Geiseln der Ost·West­
Konfrontation machen". 
Während man die "historischen Verbin­
dungen" der USA mit Taiwan nicht über· 
sehen dürfe, müsse eine demokratische 
Regierung "die Beziehungen zur Volks­
republik China nähren und stärken". 
Dies eröffne eine "historische Gelegen· 
heit, ein Viertel der Weltbevölkerung in 
die Gemeinschaft der Nationen zu brin· 
gen, dasGegengewichI zum sowjetischen 
Expansionismus :w stärken, und wirt· 
schaftliche Beziehungen zu verbessern. 
die ein großes Potential fürgegenscitigen 
Gewinn hätten". 
Die Regierungen der Ph ilippinen, Süd· 
koreas, Taiwans und Pakistans wolle 
man auf Demokratisierung ihrer Politik 
drängen. Ein demokratischer Präsident 
würde auch die ~Iilitärregierung Paki· 
stans auffordern, "ihr Atomwaffenpro­
gramm zu beenden". 
Die US- I'olitik gegenüber A fghanistan 
würde sich nicht verändern: "Wir müssen 
weiterhin gegen die sowjetische Aggres­
sion in Afghanistan protestieren. Wir 
solIten die Anstrengungen der afghani­
schen Freiheitskämpfer mit materieller 
Hilfe unterstützen." 
Kann man aus dieser Plattform verläß­
liche Schlußfolgerungen über die wirk­
liche Politik einer möglichen Regierung 
Mondale ziehen? Wahlversprechen sind 
in der Vergangenheit fast schon routine­
mäßig gebrochen worden. Dazu kommt 
noch, daß die demokratische Plattform 
7.U viekn kritischen Fragen nur sehr un­
präzise Stellung bezieht. 

We ltanwalt der "Demokratie" 

D<:-nnoch, einige Trends der Dritte-Welt· 
Politik einer dcmokratisehen Regierung 
werden aufgczelgt; Eine Mondale­
Administration würde sich im Durchset­
zen der US- Interessen mehr als Ronald 
Reagan auf politische und wirtschaft· 
liche. als auf militärische Druck mittel 
verlassen. 
Die Theorit" daß die Sowjetunion die 
Ursao.:hc .. llcll übels und aller Unruhen 

sei, würde an Prominenz verlieren. An 
ihre Stelle träte die Theorie, daß die 
Sowjetunion eine aggressive Weltmacht 
sei, die soziale Ungerechtigkeiten und 
Armut "ausnützt" und "manipuliert". 
Dem könne dadurch vorgebeugt werden, 
daß die USA als die "good guys" (guten 
Leute; d. Red.) diese sozialen Ungerech­
tigkeiten weltweit bekämpften. 
Walter Mondale würde die USA mehr als 
ein Land darstellen, das für Demokratie, 
Gerechtigkeit und Freiheit eintritt, denn 
als ein Land, das gegen den Kommuni s­
mus kämpft. Daß das aber in allen Fällen 
zu Entscheidungen ruhren würde, die 
sich grundsätzlich von denen einer Re­
gierung Reagan unterschieden, ist nicht 
offensichtlich, Der Plattform nach 
würde die Dritte-Welt·Politik MondaJes 
wohl etwas an die der Carter·Administra· 
tion erinnern, nur würde der Slogan 
"Menschenrechte" (siehe A lB 11 / 1977, 
S. 4·9 und AIB-Sonderheft 2/1977, S. 
3ff.; d. Red.) durch "Demokratie" er­
setz t werden. 
Die Repub likanische Plattform sieht die 
Welt mit anderen Augen, Es ist eine Welt, 
die die USA herausfordern, die Führer· 
roHe zu übernehmen. Die Plattform ver· 
langt, die USA müßten das stä rkste Land 
der Welt sein. 

Dk Revublikaner haben skh in ihrer 
Plattform eine Welt zusammengenagelt, 
die ihrer Ideologie enupricht. Probleme 
werden auf einen einfachen Nenner re· 
duziert: Die brutalen Sowjets und ihre 
"Stellvertreter" Kuba und Nikaragua 
sind rur alks, was schlecht ist, verant· 
wortlich - von Armut, Kriegen und Auf­
ständen bis hin zum Terrorismus und 
Drogenschmuggel. 
Von den Demokraten geäußerte Sorgen 
über .\1enschenrechtsverlctzungen in von 
den USA unterstützten Ländcrn , über 
die- zunchmende Kriegsgefahr, und über 
wirtschaftliche Probleme in Ländern der 
Dritten Welt werden von den Republika­
nern herabgesetzt, ins Lächerliche gezo· 
gen oder mit einer I'atentlösung beant­
wortet; 
Menschenrechts\'erktzungen in EI Salva· 
dor zum Beispiel wären unter den Kom­
munisten noch \'icl schlimmer; die 

Kriegsgefahr sei durch Reagans Politik 
der Stärke so gering wie schon lange 
nicht mehr; und die wirtschaftlichen 
Probleme in der Dritten Welt seien dar­
auf luriickzufUhrcn, daß Regierungen in 
diesen Ländern der freien Marktwirt­
schaft nicht genügend Raum gewähren. 
Bezüglich Lateinamerikas orientiert sich 
die Republikanische Partei an der 1823 
verkündeten l'>lonroe-Doktrin ("Ameri­
ka den Anlcrikanern";d. Red.). 
Sie räumte der US-Regierung das 
"Recht" ein, jederzeit auf dem ganzen 
Kontinent militärisch einzugreifen, 
wenn sie ihre Interessen gefah rdet sieht. 
Dieses "Recht" gelte besonders Hir Mit· 
telamerika. Der Gn.md: "EI Salvador 
liegl näher bei Texas als Texas zum 
Nordosten der USA. Wir können dem 
Schicksal dieses Landes gegenüber nicht 
gleichgültig sein." 

Mili tärische Weltherrschaft 

An dem Kricg in EI Salvador seien die 
von Kuba und Nikaragua unterstützten 
"kommunistischen Guerilleros" schuld. 
Die sozialen und wirtschaftlichen Ur­
sprunge des Kri eges werden in der Platt· 
form nicht einmal erwähnt: im republi­
kanischen Weltbild kommt alles Obel 
von außen, vom Kommunismus. 
"Das marxistische Nikaragua" bedrohe 
auch Kostarika, Honduras und Guate­
mala. Unterstützt von "Beratern aus der 
PLO und dem Ostblock" und von "Tau­
senden von kubanischen Söldnem" und 
ausgerustet mit sowjetischen Waffen, 
hällen die Sandinistas ein Riesenheer 
aufgestellt, mit dem sie nun fUr ganz 
"littelamerika eine Gefahr darstellt. 
"Wir dürfen eS nicht erlauben, daß Nika­
ragua eine kommunistische zunucht­
stätte bleibt." 
Die Republikaner \'erpmchlen sich da· 
her zur" Unterstützung für die demokra­
tischen Freiheitskämpfer". Auch auf der 
anderen Seite des Erdbal1s sollen "Frei­
heitskämpfer" unterstÜtzt werden, in 
"dem von der Sowjetunion vergewaltig­
ten Afghanistan". 
Außer Afghanistan, dem "Völkermord 
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Republikanerkon,'enl 1n D.l1a" . in Mter ~on Sl0men. 
bannom _ ülehen d" _ntuen Palr;o';,mu," 

in Vietnam, Laos und Kampuchea". der 
"Aufrüstung der nordkoreanischen 
Streitkräfte" und dem Ausbau der so· 
wjetischen Flotte im Pazifik gibt es aus 
republikanischer Sicht in Asien nur 
Gutes zu vermelden: "Das freie Asien ist 
ein kollosaler Erfolg. Den Vereinigten 
Staaten nacheifernd haben unsere 
Freunde in Ostasien die höchsten wirt· 
schaftlichen Wachstumsraten der Welt ... 
Die US·lnvestitionen in Asien belaufen 
sich inzwischen auf über 30 Mrd 001· 
lar ... " 
Oie republikanische Devise lautet: Wei· 
ter so! Die wirtschaftlichen Beziehungen 
mit Süd korea. Thailand und !'akistan sol· 
len ausgebaut werden, und die USA wol· 
len ihre ~"ilitärbasen in Süd korea, den 
Philippinen und dem Indischen Ozean 
erhalten, um "lebenswichtige Seewege 
zu verteidigen'·. 
Anders als die Demokraten sehen die 
Republikaner nicht einmal die Notwen· 
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digkeit. wenigstens verbal gegen die Re· 
pression in diesen Ländern zu protestie· 
ren. Man ist zufrieden mit den Dingen. 
wie sie sind. 
Auch zu Süd afr ika - einem Land, bei 
dem sich die Demokraten als Verteidiger 
der Menschenrechte zu profilieren ver· 
suchen - hat das republikanische !'ro· 
gramm nur drei kurl.e Sätze zu sagen: 
"Wir bestätigen unsere Verpflichtung ge· 
genüber den Rechten aller Südafrikaner. 
Die Apartheid ist uns zuwider. Wir unter­
stützen in Südafrika, wicüberall auf dem 
Kontinent, gut durchdachte Anstren· 
gungen, um Frieden, Wohlstand und Sta· 
bilität gedeihen zu lassen." Auch hier 
gilt: Wird Reagan wiedergewählt, heißt 
es; Politik wie gehabt. 
Ansonsten ist Afrika, was die Republika· 
ner angeht, in Gefahr: "Afrika steht ei­
nem neuen Kolonialismus gegenüber. 
Oie Dreimächteachse der Sowjetunion, 
Kubas und Libyens hat auf dem Konti· 
nent Not und Krieg ausgelöst." Die USA 
ruhlten sich verpflichtet, den afrikani· 
schen Regierungen beizustehen. "Wir 
werden danach streben. ihren Kontinent 
von Subversion zu beschützen und ihre 
strategischen mineralischen Rohstoffe 
zu sichern." Man wolle sich auch bemü· 
hen, "die Austreibung der Kubaner aus 
dem besetzten Angola" zu erreichen. 
In einem Punkt sind die Programme der 
beiden Parteien fast deckungsgleich, in 
der Israelpolitik. Ein Unterschied in kon· 
kreten Fragen besteht hier nur auf einem 
Gebiet. Die Republikaner wollen die USo 
Botschaft in Israel nicht nach Jerusalem 
verlegen. 
Wie die Demokraten verpflichten sich 
die Republikaner, Israel bedingungslos 
zu unterstützen. "Wir versprechen, 
Israels qualitativen militärischen Vor· 
sprung über seine Gegner erhalten zu hel· 
fen." Auch in der diplomatischen Arena, 
vor allem in den Vereinten Nationen, 
wolle man weiterhin rur Israel eintreten. 
"Wir realisieren", so die republikanische 
Wahlplattform, ,.daß die Angriffe auf 
Israel in den Vereinten Nationen nichts 
anderes sind als schlecht verkleidete An· 

gTiffe auf die Vereinigten Staaten . daß es 
unsere gemeinsamen Idea le und unsere 
demokratische Lebensart sind, die die 
wirklichen Ziele der Angriffe sind." 

Der Tod von weit üher 200 US·Soldaten 
im Libanon wird nic~t erwähnt. Man 
stellt nur soviel fest; "Der Libanon be· 
findet sich noch im Tumult, trotz unse· 
rer Annrengungen, die Stabilität in die· 
sem unglücklichen Land zu fördern." 
Ebensowenig wie die Demokraten schia· 
gen die Republikaner ein politisches I'ro· 
gramm ftirden Ubanon vor. 

Reagankurs institutionali sieren 

Besorgt ist man dagegen über Syrien. 
~Ian will eine scharfe Tonart anschlagen. 
"Da die syrischen Führer immer mehr 
von der Sowjetunion beeinflußt werden 
und die PLO und ihre mörderischen 
Hilfstruppen immer mehr in Syrien ein· 
ziehen, muß die US·Politik in der Region 
wachsam und stark bleiben." 
Die Plattform versteigt sich sogar zu der 
Behauptung. daß Reagans Nahostpolitik 
"flexibel" gewesen sei und die Glaub· 
würdigkeit der USA in der Welt erhöht 
hätte. Wenn es ein Gebiet der Außen· 
politik gibt. bei dem auch viele Republi . 
kaner zugeben, daß der Präsident erfolg. 
los war, ist es die Nahostpolitik. Oie 
Autoren der Plattform wollten davon 
nichts wissen. Im Gegenteil - sie preisen 
sogar das "gewandte Krisenmanage· 
ment" des Präsidenten während des 
Krieges Iran-Irak. 
Meinungen, die auch nur das geringste an 
der Reagan 'sehen Politik kritisieren, sind 
in der Republikanischen Partei nicht ge· 
fragt. Die Plattform trägt ausschließlich 
die Handschrift des rechten Flügels der 
Partei. Das ParteiprogTamm des Jahres 
1984 will die extremistische Politik Ro· 
nald Reagan! institu tionalisieren. 
In einer zweiten Amtsperiode könnte 
dieser Extremismus noch mehr zum Tra· 
gen kommen: Reagan müßte sich um 
eine Wiederwahl keine Sorgen mehr 
machen. 

M,//,onare. fo/ms/ars. POMker. 
Generale und hOChkarallf/e W,s· 
senSChaftler gehOrlen Zu seInen 
engsren Freunden Zu (fen o"ek· 

Ilonse/agen. In denen d e LeI. 
lungsSlrange der o\IIacm zusam· 
men/au/en, mJlle el ebenso Zurr,lI 
wIe ZU den F,/malel'ers In HolIr· 
wood, den Prunkv,lIen m Beverly 
~ 115 und den Zen/ralen der amefl 
kan,schen Denklabflken 

industrIellen. MI/Irars und Journa· 
"sten. d,e keme weSII,che Zellung 
/6 veroflenlilchen durfte 
Aber Mayer hal auch das andere 

Amer,ka aus nachster Nahe erlebt 
~ das Amer'ka des Hungers, der 
mensc/lI!Chen 1501 erung ebenso 
wie das Ameflka des W,derslands 
gegen $oz'a/aboou und Atom· 
kr'egsplane 
Sem packender BertChlzlehl die 
Bilanz d,eser mehr ais dre'ß'g 
Jahre und 1e gl elndrueksVOI/ d.'8 
liefe Klutl. d .. e d e Gesellschalt 
heUle In zwer Nar,ollen lelll 

HedefICk Maye'. der 32 Jahre m 
den USA lebte. hat h,nter d e Ku­
lIssen der US-Gesel/schall bI'k· 
leen konnen. w'e es nur sel/en 
emem Europaer mag/ICh 151 Er 
lunrfe unzahllge Gesprache mll Im Buchha ndel 

erhäl tlich 



Nikaragua 

Nico Biver 

Wahlen gegen den Krieg 
Noch einen Monat lang werden in Nika· 
ragua sieben politische Parteien die 
Wähler mit ihren Programmen bekannt" 
machen, bevor am 4. November d.J. die 
Stunde der Wahrheit schlägt. 
Dann sind 1.570.888 Bürger (94,3% der 
Bevölkerung im Wahlalter). die sich vom 
27.-30. August d.]. in die Wählerlisten 
eingetragen haben, aufgerufen. an die 
Urnen zu gchen. Sie werden darüber be­
stimmen, wcr die 90 Sitze der National­
versammlung einnehmen und wer nika­
raguanischer Präsident und Vizepräsi. 
den! werden wird. 

Zweifel darüber, daß Daniel Ortega und 
Sergio Ramirez von der Sandinistischcn 
Front der Nationalen Befreiung (FSLN) 
diese Wahltn gewinnen und die 
FSLN-Kandidaten die Mehrheit der 90 
Sitze erobern werden, gibt ~s kaum. D~r 
Grund dafUr ist j~doch nicht, daß keine 
freien Wahlen stattfinden, sondern die 
Sandinistas mit den Erfolgen der Revolu­
t ion identifizi~rt w~rden. 

6 Konkurrenten der Sandin istas 

Die Ausgangsbedingungen sind fUf aUe 
Parteien gleich. J ede erhält vom Staat 
eine Unt~rstützung von 900.000 Dollar 
und gleiche Sendezeiten im öffentlichen 
Rundfunk und Fernsehen. 
Trotz des Ausnahmezustandes. d~r we­
g~n der Contra-überfalle verhängt wur· 
d~. sind Wahlversammlungen erlaubt, 
Meinungs- und Pressefreiheit garantiert. 
sofern nicht über militärische Angeleg~n· 
heiten infonniert wird. 
Diese Freiheiten werden von d~n m~i­
sten der sechs Konkurrenten der Sandi­
nistas weidlich ausgenutzt, um ihnen mit 
Demagogie Stimmen abzujagen. Auf 
dem rechten Flügel verspricht der Kandi­
dat der Konservativen Demokratischen 
Partei (PCD), der Ant und Krebsspezia· 
list Clemente Guido "den zerstöreri­
schen marxistisch·leninistischen Krebs, 
d~r Nikaragua bedroht, auszurotten".l 
Auch die Unabhängige Liberale l'artei 
(PLI), Mitglied der Liberalen Internatio­
nale und finanziert von der hiesigen 
Friedrich·Naumann-Stiftung, hat sich 
nach dem Bruch des Bündnisses mit den 

Wablkampnosun,~n I ' I 
,uan • ..-

Sandinistas w~it nach rechts entwickelt. 
Ihr Präsidentschaftskandidat Virgi lio 
Godoy erklärt~ während des Wahlkamp­
fes: "Wenn sich die Politik nicht bald 
ändert, droht das Land zu einem Kon· 
zentrationslager zu werden ". 2 

Sowohl die PCD als auch die PLI ver· 
suchen mit diesen Aussagen, die Anhän­
ger der Rechtsparteien der Demokrati­
schen Koordination (CDN), die die Wah­
len boykottiert, rur sich zu gewinnen. 

Ebenso wie die Rechten bemühen sich 
auch ~inige Linksparteien. die Probleme 
der Revolution, die durch die US·Aggres· 
sion entstanden sind, sich zunutze zu 
machen. 
Die Linksradikalen von der Bewegung 
der Volksaktion/Marxistisch-Lenini­
stisch (i\IA P/i\IL) und der Kommunisti­
schen Partei Nikaraguas (PCdeN) for­
dern ein~ Beschleunigung der Landre­
form ,kritisieren den Verfall der Reallöh­
ne und fordern eine Radikalisierung der 
R~volution. 

Mauricio Diaz, Kandidat der Christlich­
Sozialen Volkspartei (PPSC). die mit der 
FSLN und der Nikaraguanischen Sozia­
listischen Partei (PSN) der Revolutionä­
ren Patriotischen Front (FDR) angehört. 
verspricht gar ein Ende der Auseinander­
setzungen innerhalb der Kirche und der 
äußeren Aggression, sollte seine Partei 
die Wahlen gewinnen: "Wir sind sicher, 
daß eine solche Regierung nicht mehr 
das Ziel von Angriffen sein wird. "3 

Lediglich die Sandinistas versprechen 

nicht das Blaue vom Himmel. Ihre Wahl· 
p lattform (siehe Kasten) verweist in 23 
Punkten auf die Erfolge der Revolution 
und verspricht nur bereits begonnene 
Reformen wie die Landumverteilung 
fortzusetzen und das Erreichte zu konso· 
lidieren. 

Mehr zu versprechen. hieße unerftillbare 
Erwartungen zu wecken, die die Sandi­
nistas nach einem Wahlsieg wegen der 
äuß~ren Aggr~ssion und der begrenzten 
i\littel des Land~s nicht erfUllen könn­
t~n. Ihre Hoffnung, daß die Wahlen zu 
einer Konsol idierung der Revolution 
fUhren werden. scheinen sich jedoch nur 
teilweise zu erflillen. 
Der Wahlkampf hat zu einer Polarisie­
rung zwischen den Linksparteien ge­
ruhT!. Außerdem werden durch die 
Demagogie von rechts und ultralinks 
unrealistische Vorstellungen über eine 

0.. FOh.e. de. Re<:ht.p.n.i.~ AnUN Croz mit d.n 
.Contra.' Ed.n Pa~10" und Rroollyn Rin.a (,,_1.11.'_) 
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Verbesserung der LcbenssilUation der 
Nikaraguaner geförder t. 
Das wicht igste Ziel, das die F5LN mit 
der Abhaltung der Wahlen erre ichen 
woll te, die internat ionale Anerkennung 
der revolutionären Macht, wird nur tei l­
weise erre icht werden. Zwar kandidieren 
mit der PLI und der r CD Parteien der 
Mitte und der Rechten, doch der wich­
t igs te Oppositionsblock, die Demokra­
tische Koordination (CON) , boykottiert 
den Wahlprozeß. 

Die Mitglieder der CON, d ie Christl ich­
Soziale Partei (P5Cj, die Konstitutionali­
stische Liberale Partei (P LC), die Sozial­
demokratische Partei (1'50), die F ödera· 
tion der Gewerkschaftlichen Vereini­
gung (CU5l , die 1\"ikaraguanische Arbei­
terLcntrale (CTN) sowie der Unterneh­
merverband COSE P hatten bereits im 
Dezem ber 1983 gedroht, 
Wahlen teilzunehmen 
4/1984 . S. 45fL). 

nicht an den 
(siehe A lB 

\)er 1'ri<S1., Am.da Pen. w;,d ~<"~IIt. n.<hd~m ~, ,on 
dn.m _Con".- Sp'~ng"ofT .,hal'en haI 

Sie forderten eine Aufhebung des Aus­
nahmezustandes, e in Kontrolleder Wah­
len durch die Organisation Amerikani­
scher Staaten (Of\5) oder die Contadora­
Staaten (l\lexiko, Kolumbien, Vene­
zuela, Panama) so",i<- eillell Dialog mit 
allen Par teien, einschließlich der .,Con· 
t ras". 
Trotz der Aull1ebung d!.""r meist!.""n Be­
stimmungen dl's Ausnahmezustands 
lehnten die CON und ihr Präsident­
schaftskandidat Arturo CTUZ eine Betei· 
ligung ab. Als formalen Grund führten 
sie- das ., Fehlen \'on Garanti!.""n" fUr freie 
Wahl!.""n an. 
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Wahlprogramm der FSLN 

Die Nationa l!: Leitung der Sandinistischen Front der Nationa"'n Bdn: iung (FSLN) und d ie 
Sandini" ische Versammlung gaben am 17. Juli d.J . d ie Kandidaten rur die Wahl vom 3. 
NO\'emJxr d .J. und das Wahlprogr .. mm der FSLN bekannt . Die Platt form um faßt ill6geJ;lml 23 
Punkte, d ie wir aUSl. uv weise veröffent lichen. 

Volksrnach t 
Die Sandininuche Front wird sicherstellen, 
daß Gewerkschaften der städtischen und 
ländlichen Arbeiter, nachbanchaftJiche Ver­
einigungen. Frauen- und Jugendorganisa­
tionen, Verbände kleiner und mittlerer land· 
wirtschaftlicher Produzen ten von Handwer­
kern und kleinen Geschäftsleuten, von Jour· 
nalisten, Fachleuten und Technikern, von 
Gelehrten und Kiinstkrn sowie n:ligiäse Ver­
einigungen immer die ständige Quelle TCvolu­
tionärer Macht bleiben werden. 

Die Verteidigung du Va terlandes 
Während 161 J ahren beherrschte und unter­
drückte die expansionistische und imperia­
listische Po litik der USA die nikaraguanische 
Gesellschaft m it Waffengewalt. 
Die Sandinistische Front "erpflichtct sich 
dazu, die Souveränität des Landes auch wei­
terhin durch Bewaffnung und Organisierong 
des pIlZen Volkes zu verteidigen, und zwar 
so lange, bis wir einen endgültigen Sieg über 
jene erlangen, die unser Heimalland angrei· 
fen. 

Sicherhd t und Ru h., de r Nikaraguan .... 
Das USA·freundliche Somoza·Regime be­
deutete Terror, Bedrohung und Unsicher­
hcit. In den Zellen von Somozas Sicherheiu· 
büw, Gerangnis.en und Poliuislationen 
wurden Menschen gefoll"rt und ermordet. 
Die FSLN "erpflichtet sich. die fachliche 
und technische Leistungsrahigkeil des In· 
nenministeriums weiterzuen twickeln und 
seine organisatorischen EbeUl:n zu "erbd' 
sern, um so innere Stabilität, Respek t und 
Ruhe für alle Nikaraguann sich.:r-Lustdkn. 

o.,r Kaml,f ru r dt n t'rieden 
Nikaragua ist heute unahhangigund verfolgl 
eine wahrhaft nichlpaktgebund~n,· Außen­
politik. Die FSLN \I:rpflichtel sich, auch 
wciterhin cin.: nichtpaktl!:ebundem' inter-

nationale Politik zu belreiben, die "or a!lem 
anderen den Interessen Nikaraguas und der 
Nikaraguaner dient und den Kampf rur den 
Weltfrieden unterstützt. 

Menschen!"<'chte und öffentliche Fn:ihe iten 
Die MClI$chenrechte und öffentlichen Frei­
heiten des nikaraguanischen Volkes sind vor 
allem dur<::h den US-Imperialismus verletzt 
worden. 
Für die FSLN erhalten diese Rechte ein~n 
neUen Stellenwert, da si~ die Rechte auf 
Arbeit, Landbesill, Organisation und Mobi­
li,ierung genauso einschließ~n wie die Rech· 
te auf Wohnung und Zugang zu Kommunika· 
tionsmedien. 
Das Recht auf gleiche Ausgangschanccn ... 
kun, das vollständigc Recht auf ~in men· 
schenwiirdig~s LT:btn. 

Oie n .... .. .... Wirtschaft 
Als ReslIhat der wirtKhaftlichen Trägheit 
des rückständigen kapitaliniKhen Systems. 
das uns dur<::h die Herrschaft der USA aufge· 
zwungen wurde, übernahmen wir ein fremd· 
bestimmtes. abhängig .... s und unterentwickel· 
tes Land. 
Die FS I.. N verpflichtet sich. die eingeleitete 
wirtschaftliche und soziale Revolution ZU 
,-crtiefen, und unser Modell einer unabhängi· 
g<:n Wirtschaftsentwicklung zu festigen. 
Diese Verpflichtung b<:inhahet auch die 
GarJntie. daß dic Re'cht;,.mcr gerecht und 
gkich ,·.,rteilt werden und daß der Kampf 
gegt:n soziale und wirtschaftlich .... Ungerech· 
tigkeit und Ungleichheit fortgesetzt wird. 

Bau<,rn und Landr~form 
Im Laufe "on 5 Jahren hat die sandinistische 
Revolution 2,3 Mio Morgcn Land an 44.11 0 
Bauern übergeben; weit"r" 2,6 Mio MOflllen 
wurd"n unter d,.· Verwallung staatlicher 
Unternehmt'l) gestellt. die 60.000 Arbeiter 
beschjfti~en. 



Die FSLN verpflichteI sich, auch weiterhin 
Land an annc Bauern zu vergeben und den 
Besitz von kleinen und mittleren landwirt· 
schaftlichen Produzenten ebenso w garan· 
tieren wie den aller Farmer und Rinderzüch· 
ter, die mit IIingabe, Effektivillit und Patrio· 
tismus produzieren. 

VerSOrg>lng und Löhne 
Unter großen Schwierigkeiten ist jetzt dIe 
Aufgabe der Sicherstellung der Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs in Angriff 
genommen worden. Dies gilt auch fürvo rher 
isolierte ländliche Gebiete, in denen weder 
Zucker noch Speiseöljemals bekannt waren. 
Die Reallöhne wurden dureh Subventionen 
einiger Produkte du täglichen Bedarfs ge. 
schützt. 
Die FSLN verpflichtet sich, den Zugang der 
Bevölkerung :tu den wichtigsten Gütern des 
täglichen Bedarfs sicherzustellen sowie die 
Rechte der ehrlichen Ladenbesitzer, Markt· 
kaufleute und kleinen Geschäftsleute :l;U 
schützen. 

Arbeiter, G.:werkschaften und A rbe it 
Die Beherrschung durch die USA und das 
Somoza·Regime haben beide systematisch 
ländliche und städtische Arbeiter daran ge· 
hindert, dynamische Organi$iltionen zum 
Kampf für ihre Rechte zu bilden. 
Die FSLN hat die Einheit der Arbeiterklasse 
gefördert und wird weiterbin diese Einheit in 
einem andaucrnden Kampf gegt'n Spaltungs· 
versuche, Oppo~tuni5mus, niedrige Produk· 
tivität und DiS:l;iplinlosigkei, unterstützen. 
Sie wird weiterhin die Organi~lion der Ar­
beilCrklasse sowohl in den Städten als auch 
auf dem Lande festigen. 
Außerdem verpfiichtc:\ sich d ie FSLN, Ar­
beitsgesclZe zu erneuern und alle Arbeiu· 
stätten strengstens :l;U überwachen, um die 
Anwendung dieser Gesetze sicherzUStellen. 

Handwerk und Heimaroci t 
In unserem Land verdienen Tausende von 
Familien ihren Lebensunterhalt durch Hand· 
werk oder Heimarbeit. Aufgrund des ernsten 
Mangels an Devisen ist es notwendig, rur die 
Handwerker importierte Produktionsmittel 
für ihre Arbeit zur Verfügung zu steDen und 
sicherzustellen, daß die im Lande produzier· 
ten Materialien nicht "onZwischenhändlern 
gehortet werden. 
Die FSLN verpOichtet sich, Handwerker und 
Besitzer von Manufakturen zu unterstützen, 
indem 5~ ,sie ermutigt, sich in Kooperativen 
zu orgamsleren. 

"ach krift~ und Technike r 
Ikr revolutionäre Prozeß wurde umer Betei· 
ligung \'011 Hunderten von fachleuten und 
technischem Personal durchgeführt, die an 
der Seite unser~r Arbeiter und Bauern arbei· 
telen, um Aufgaben des nationalen Wieder· 
aufbaus zu errUllen. 
Die FSLN verpflichtet .,ich, auch weiterhin 
die Verbande von Fa<:hlcut~n und Tech· 
nikern zu unterstützen. 

Der re\'oIUlion;;re Staat 
Unter Somoza war der Staatsapparat kor· 
rupt und unwirtschaftlich. Er diente fn::m· 
den Interessen und cirn:r Minderheit, die die 
arbeitenden Menschen unterdrückte und 
ausbeutete. 
Die FSLN verpflichtet sich, die N(uordnung 
des Systems der Verwahungsjustiz fortzu · 
se t:l;en und jeden Angest(lltell der Regierung 
öffentlich Zu bestrafen, der sein Amt miS· 
braucht. 

Die- i tlan tillChe Küste 
Um Jeine Plünderungen leichter durchruhren 
:l;U können, hat der Imperialismus die atlan· 
tische Küste isoliert, sie rückständig und vom 
Rest dei Landes abgeschirmt gehalten. 
Die Sandinistis<::he Front verpflichtet sich, 
auch weiterhin die Kultur dieser Region zu 
respektieren, genauso wie' die religiösen Vor­
stel lungen der Miskitos, Ramas, Sumos und 
Kreolen, da diese Traditionen einen Teil uno 
seftS Nationalerbes ausmachen. 

Gerundheit , Wohlfahn und sozia le: S icber· 
heit 
Als eine ihrer ersten Aufgaben baute die 
Revolution das nationale Gesundheitswesen 
auf. Die Menschen haben um fangreiche vor· 
beugende Gesundbeitskampagnen durchge· 
führt. 
Tro tz de r Knappheit, die aufgrund des Man· 
gels an ausländischen Devisen entstanden ist, 
sind Arzneimittel gebührenfrei in den Hospi· 
tälern Zu beziehen. Wir werden auch weiter· 
hin Gesundheitsdienste in ländlichen Gebie· 
ten ansiedeln. 
Die FSLN wird außerdem das System der 
Sozialversicberung rur ländliche Arbeiter 
wciter ausdehnen. 

ErzM.hung, Kultu r und Sport 
Um unsere nationale Identi tät wiederberzu· 
stellen, hat die Revolution der Kultur einen 
besonderen Stellenwen zugeschrieben. Wi r 
werden die Rate der Analphabeten sogar 
noch weiter reduzieren. Ein neuer, allseitiger 
Men!ich wird durch ein neues System einer 
humanen und wissenschaftlichen Erziehung 
entstehen. Wir werden auch weiterbin das 
Engagement der Bevölkerung im Kultur· und 
Sportbereichunterstützen. ( ... ) 

Frauen 
Fr.l.uen haben aktiv 3m Kampf gegen den 
Diktator teilgenommen und standen an den 
vordersten Kampflinien. Die Zerstörung der 
alten Ordnung brachte Würde rur die Frauen. 
Die Sandinistische Front wird die 
größtmöglichen Anstrengungen unter­
nehmen, um die ge!i-Cllschaftliche Stellung 
der Frauen zu ve rbessern. Sie wird auch wei· 
terhin die Familie und die Unantastbarkeit 
des Zuhauses schützen. 

Rel igion und Re\·oh.tion 
Nikaragua ist ein Beispiel ruf die Welt, ein 
Beispiel darur, wie sich Christen mit einem 
revolutionären Bewußtsein an einem Proze6 
tiefer Umgestahu~n beteiligen, der einen 
Ausweg ftirdie Armmdarstellt. 
Die FSLN verpfli<::htet sich, auch weiterhin 
die Beteiligung von OIristen an den Aufga­
hen der Revolution zu ermutigen und Zu 
unterstützen. Die FSLN wird Religionsfrei· 
heit und das freie Arbeilen der verschiede· 
nen Kirchen innerhalb Nikaraguas strikt re· 
spektieren. ( ... ) 

Die Sandiniuis<::he Front und die Nationale 
Leitung verpflichten sich dazu. daß UnSer 
historisch", Programm g<:treu ausgeführt 
werden wird. Wir werden mit allen unseren 
Anstrengungen und mit Entschlossenheit 
unseren unermüdlichen Kampf fortsctzen, 
um das Recht einer Nation Zu verteidigen, 
eine neue Gesellschart hei von Ausbeutern 
und A"sg~bl-utet~n aurzubauen, für die in 
den knIen 100 Jahren mt'hr ab 200.000 
Nikaraguauer gekämpft haben und gCHor' 
btnsind. 
(Quelle: Barricada lntt'rnacional, Managua, 
23.7.1984) 

Dad urch verlo ren diese Parteien , e n t· 

sp rech en d dem Wahlgesetz, ih ren Stat us 

a ls Par te ie n und dürfen n ur noch a ls p oli­

tische Verein igungen weiterex in ie ren. 

Der Nation ale Ra l der Poli tischen Par· 

te ien (CN PP), faßte diese Entsch eidung, 

die im übrigen auch jed e Parte i in der 
Bund esrepublik erwartet, die sich n ich t 

an Wah len be teiligt, m it 6 gegen 2 S tirn · 

men. 

Das wahre Gru nd rurdie Nichtteilnah me 

der C D N, d ie in dieser Frage von den 

"Con t ras" unterstützt wurde, ist jed och 
in Washington z u suchen. 

Die Reagan· Adm inistrat ion und rechte 
Regieru ngen in Westeuropa kö nnen sich 

jetzt auf d ie C D N beru fen und die Wah · 
len ru r ungültig erklären. Man hat m it 

dem Wahlboykott zwar einen T eil de r 

Opposit io n geopfert, dafur aber die Be· 
dingungen für ein e Invasion verb eSsert. 

Diesem Ziel dienen auch die neuerlichen 
Vorwürfe, die Sandinistas würden die 

Kirch e verfolgen. Erster Anlaß ftir d iese 

Kamp agne, d ie gem ein sam von derni ka· 

raguan isch en Kirch enftihrung unter Erz­

bischof Obando y Bravo und dem Vati· 

kan geruhrt wird, war die Au sweisung 

von 10 ausländischen PrieStern im Juni 

d.J. Sie hatten fti r ihren Amtskollegen 

Luis Amado Pena demonstriert, der ver· 

hafte t wurde, na(hdrm ihm von einem 

Füh rer der "Contras" Waffen übergeben 

worden waren. 

Hatte der Erzbischof sch on hinter der 

Verh aftung die sandinistische Kirchen· 

feindlich keit gesehen, war die Auswei· 

sung der 10 Priester ftir ihn "ein weiteres 

Ind iz <!afti r, daß de r !\brx ismus die 

Kirche z u zerstören versucht". 4 

Der zweite A n laß ftirdie Vorwürfe gegen 

die San dinistas war die Ernenn ung des 

Priesters fernando Cardenal, der bereits 

1980 d ie Alp h abetisier u ngskampagne 

geleitet hatte, zum Erliehungsminister. 

Obwohl der Vatikan 198 1 zugestimmt 
hatte , daß die Priester in Nikaraguas Re· 

gieru ng im Amt bleiben dür fte n , fa lls sie 

ih rc priester lichen Funktionen n icht aus· 

üben würden, forderte er sie jetzt auf, 

ihrc Ämter aufzugeben. Obando y Bravo 
setzte ihnen eine Frist bis zum 31. 
August d.J . Da die Priester nicht bereit 

sind, ihre Ämter au fzugeben, wcrden sie 
zumindest mit einer Suspendierung von 

Nouor [n,ob"na.m,nl>l .. "nd Pri ... t.r fern.nd<> C.rd.· 
n.l (1.) "nd lirzbi .<hof Oban<k> y 8ra'Q 
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ihren PrieSlerämtern rechnen müssen. 
Diese Maßnahmen haben einen ein­
fachen Grund. Die Priester-Minister 
symbolisieren. daß es in Nikaragua keine 
religiöse Verfolgung gibt und das Chri­
stentum und Revolutio n vereinbar sind. 
Dies zu widerlegen, hat sich der Vatikan 
mit seiner Veruneilung der Theologie 
der Befreiungzum Zidgesetzt. 

Daß es bei dieser Auseinandersetzung 
nicht wie behauptet um Fragen desGlau­
bens, sondern um Politik geht, hat die 
nikaraguanische KirchenfUhrung mehr­
mals selbst deutlich gemacht. Obando y 
Bravo hatte bei einem Besuch in den 
USA offen einen Stun der Sandinisti· 
sehen Regierung befürwortet.!5 
Wie die CDN fordert die Krichenführung 
einen Dialog mit den "COntras" und 
lehnt eine Veruneilung ihre r Obernille 
.b. 

"Contras" untercinem Dach 

Bei der bewaffneten Opposition, den 
,.Contras" ist es unte rdessen zu Umgrup­
pierungen gekommen. 
Am 29.8. 1984 schlossen sich die Nikara­
guanJ5che Demokrat ische Krafl (t-DN ), 
die Miskito-Organisation MISURA unter 
Steadman Fagoth t> lullerund ein Teil der 
Revolutionär-Demokratischen Allianz 
(ARDE ) unter Alfonso Robelo in der 
Union der Nationalen Versöhnung 
(UN IR) zusammen. Sie operiert mit l lil­
fe des CIA sowohl von Ilonduras ab auch 
\'on Kostarika aus. 
Eden Pastoras Teil der AROE, der sich 
dem vom CIA geforderten Lusammen­
sch luß verweigert hatte, schloß ange· 
sichts der Finanzsperre des CIA und dl'r 
Schwächung seiner Truppen durch eine 
Offensive des Sandi nistischen Volks­
heeres, am 6. September d.J. ein Koope­
rationsab kommen mit A. Robelo. Bd{ 
sein er Europareise, die ihn Ende: Juli ' 
Anfang August d.J. nach Portug".,t]. ita­
lien, Frankreich und Spanien fUhrtc. h..lt­
te Pastora anscheinend nicht die nötigen 
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Mittel erhalten, um die CIA·Millionen 
ersetzen zu können. 
Seinen Kollegen von der UN I R schei ll t es 
hingegen finanziell glänzend zu gehen. 
Zwar hatte sich der US-Senat Endejuni 
d.J. geweigert, den "Contras" 2 1 Mio 
Dollar zu bewilligen, doch hatte das 
kaum negati\'e Auswirkungen rur sie. 

Die Griinde daftir wurden deutlich. nach­
dem am I. September d.J . ein Hub­
schrauber, der gemeinsam mit drei 
Cessna· Flugzeugen nikaraguanisches Ge­
biet angegriffen hatte, abgeschossen 
wurde. Zwei der drei getöttten Insassen 
entpuppten sich als US-Söldner. 
Obwohl die private Beteiligung von 
Bürgern der USA an Kriegen durch du 
Neutrali tätsgesetz \'erboten ist. hatte das 
US-Außenministerium bereits Anfang 
1984 beschlossen, die Untcrsti.itzung der 
"Contras" durch US-Bürger und andere 
Staaten nicht zu behindern. Der Staats­
sekretär rur lateinamerikanische Angele­
genheiten. Langhorn(' A. Motley, erklär­
te gar: "Ich freue mich, daß diese Be­
mühungen weittrgehen.'·6 
Trotz anfanglie::her Dementis gab du US­
Außenministerium schließlich zu, daß 
die Söldner Kontakte zu offiziellen US­
Stelltn hatten. Und('mentiert blieben 
auch Berichte. daß alle vier Flugzeug.: 

C\I,., ·Ch'" Tom _, "\\" .... d. n oi. oll. 16I.n" 

vom CIAgdiefert worden waren.1 

Außerdem bestä tig ten US-Beamte und 
Sprecher der "Contras", daß sie in den 
letzten 6 Monaten mehr als 10 Mio Dol­
lar von US-t-irmen und -Bürgern sow ie 
von den Regierungen Israels, Argenti­
niens, Venezuelas, Taiwans und Guate­
malu erhahen haben. 8 

Mit der Unterstützung der "Contras" 
durch Dritte versuchen die USA ihre 
Hände in Unschuld zu waschen. Gltich­
zeitig wollen sie den Sandinistas den 
Schwar.t.:en Peter zuschieben. So warfen 
sie der FSLN u.a. vor. sie würde Rausch­
gift in die USA schmuggeln sowie einen 
Flughafen rur sowjetische und kuban;­
sche Flug'leuge anlegen. 
Die friedlichen Absichten der Reagan­
Administration will man durch die bila­
teralen Verhandlungen belegen. die mit 
dem Besuch von Außenminister Shultz 
am I. Juni d.J. begonnen hauen. Seit­
dem war es zu mehreren Treffen zwi­
schen d('m US-Sonderbotschafter rur 
Millc\am('rika, UaITY ShJaudeman. und 
dem Vizeaußenminister Nikaraguas 
Victor Ilugo Tinoco gekommen, die je­
doch ohne [rgebnis blieben. 
Da die USA weiter auf Forderungen be­
halTen. die Nikaragua längst erfUUt hat 
("Beendigung der Unterstützung \'on 
Guerillagruppen, Unterstützung des 
demokratischen Pluralismus" 9 ) oder an· 
gesichts der US-Bedrohung nicht erfi.illen 
kann (Abrüstung und Abbruch der mili­
tärischen Bezieh ungen zu Kuba und der 
UdSSR), entpuppen sich die V('rhand­
lungen als Augenwischerei. Ebenso wie 
bei den Angeboten an die UdSSR. über 
chemische und Weltraumwaffen zu ver· 
handeln, soll Komprornißbereitschah 
zur Schau gestellt werden, um die Wahl· 
chancen Ronald Reagans zu verbessern. 
Das wahre Gesicht der Reagall'schen 
Nikaraguapolitik wird sich deshalb ersl 
nach den PTäsidentschaftswahlen Olm 6. 
November d.J . zeigen. Ob dazu dann 
auch eine Invasion gegen die sandinisti­
sche Revolution gt'hön:n wird, hängt 
nicht zulc-tzt auch vom Wahlau sgang in 
Nikaragua und von der Unterstüt-.eung, 
die es danach weltweit genießen wird. 
.b. 
Ein klarer Wahlsieg der FSL~ könnte 
jedenfalls die AngriffsluS! der Reagan. 
Administration zügeln. 

Anmerkung.:n: 
I ) Barricada Intnnacional, Managua. 27.8. 

1984 
2) Vorwärts, Bonn.1S.9.1984 
3) Barricada Interuacional, 3.9.1984 
4) Der Spi.:gd, Hamburg, 20.8. 1984 
S) Vg1. Latin America Weekty RCllurt. Lut'· 

don, 10.8.1984 
6) Inlrrn.ationai lierald Tribune, l'ari~/Ziirich, 

14.9. 1874 
1) Vgl. Washington Post. 5.9. 1984 
8) VISI. New Vork Timt~. 9.9.1984 
9) Amerik;t·O;enst. Il int",grundm~lerial, 

Bonu, 8.8.1984 



Gespräch mit Giaconda Belli 

Wir werden saubere 
Wahlen haben 

Giaconda He lli , Dkhtcrin und seit 1970 Mit­
glied de r 5andin"tischen Front der Na t ionalen 
s.:frt:iung (FSLN), iu heute Wahlbmpfssuc:­
cherin der Sandin i:!ilas. Für du AI8 sprach 
Bemd Graul mit ih r übt:. den hc,'outchcndcn 
Umengang. 

AlB : Die Opposition kritisiert die Auheehtcr­
haltung des nationakn Notstandes. Welches 
sind die Griinde de. Regierung, das Gesetz 
nicht aufzuheben und in welchem MaSe be­
schränkt es die Rechte und Freiheiten der 
nikaraguanischen Bürg<:r? 
G. BELU : Ocr Notstand wurde in Nikardgua 
\ 981 ausgerufen wtg<:n der ;r."nehmenden 
Aggressionen, denen das Land durch konter­
revolutionäre: Banden ausgesetzt war. 
Gegenwärtig ist dieses Gcsctz praktisch nicht 
mehr in Kraft, obwohl die Angriffe scitens des 
US-Impuialismus fortdauern. Um ein Kl ima 
des Vertrau~ns rur die Dur<:hfUhrung der Wah­
len zu M:haffen, wurd~ durch eill('n Erlaß der 
revolutionä~n Regierung de r größte Teil der 
Bestimmungen außer Kraft gesetzt. 
Das Notstandsgesetz richtet sich ausschließlich 
gegen jene Burger, die konterrevolutionäre 
Taligkeiten ausüben. Andererseiu sind alle 
Rechte gewährt, die rur die Dur<:hfiihrung von 
Wahlen nötig sind, mit anderen Wort~n alle 
Recht~, die ein~ Partei benötigt, um ihn: Wahl­
kampagne dUr<:hzufuhren. 
Am 19. Juli 1984 wurden das Versoommlungs­
recht und die Pressefreiheit wiederhergestelh. 
Nach ansehließenden Gesprächen mit den an· 
deren Parteien, an denen zunächst auch die 
D~mokratische Koordination (Zusamm"n­
schluß der Rechten; d. Red.) teilnahm, wurdtn 
eb"nfalls di" Bcstimmung"n aufgehoben, die 
das Habca! Corpus (bürgerliche Frtiheiten; d. 
Red.) einschr'.inkten und das Streikrechl wur­
d" wieder in Kraft gesetzt. 
Von insgesamt c.!.. 300 Bestimmungen, die 
dur<:h das NOlStandsgeselZ eingeschränkt wa­
r~n, blieben lediglich vier in Kraft. Und zwar 
handelt es sich um die Artikel, die sich auf 
kont"rrevolutionäre Tätigkeiten beziehen 
sowie auf Informationen iib~r militäris"h~ An­
gdegcnheiten. 

Rechtspart~ien n icht verbo te" 

AlB: Durch ihren Vel""Licht, an den Wahlen 
teilzunehmen, verlier"n die Partei~n der 
Demokratischen Koordination ih."n Status als 
juristische Puson. Warum ist die~ der Fall und 
was verändert sich durch die$(:" Maßnahme für 
die Sozialdemokr .. tische, die Chri<llich So:<ialc 
und di" Libcral·Koostitutionalistischc Partei? 
G, BELLI: Indem ihnen die Rechl>person 
aberkannt wird, hören s ie auf, als politiSChe 
Parteien zu existieren. Sie kÖIU'<:n j<'doch ah 
politisch.· Vcremigungen wl:iterbeslehen. Es 
handelt sich folglidl nicht um eine Part"ien-

aunösung. 
Sie können nich t am WahLprozeß teilnehmen, 
keine Propaganda als Parteien betreiben. Als 
politische Vereinigungen und als Eim:elperso· 
nen können sie allerdings weiterhin Erklärun· 
gen abgeben. 
AlB: Heißt das, daß sie als Vereinigungen 
ebenfallS öffent liche Versammlungen dur<:h· 
führen dürfen, Demonstrationen usw,? 
G. S.:LLI : Genau. 
AlB: Handelt es sich demnach nur um eine 
formale Veränderung? 
G. BELLI: Nein, es geht hier um eine politi· 
sehe Frag~. 
Alle politischen Par teien verfolgen als Zid ih, 
rer Aktivitäten die Eroberung der Macht. Und 
innerhalb eines in5titutionellen Rahmens die 
Eroberung der Macht auf zivilem Wege mittels 
Wahlen. 
Was ist nun das Ziel diese r Parteien? Sie haben 
an die Regierung eine ganze Reihe Forderun· 
gen gestellt, die in ihrer Mehrheit inzwiM:hen 
erHillt wurden. Mit Ausnahme einiger weniger, 
wie der nach einem Dialog mit den Konter­
revolutionären. Und das iSI eine prinzipielle 
Frage. Wirhab"n erklart, daß wir nicht mit den 
"Contras" ~eThandeln, weil sie uns.cre Burger 
ermorden und unserem Land schweren Scha· 
denzufUgen. 
Diese Parteien funktionieren demnach, als 
politischer Arm der bewaffneten "Contras" im 
Lande. Sie sind eine Provokationsfront und ein 
FaklOr st;tndiger Destabilisierung hinter der 
Fassade ~in"r politischen Partei. 

Diese Mitglied_organisationen der OcmokT<l' 
tischen Koordination verfUgen über kein gro­
ßes politisches Gewicht und über keine bedeu· 
tende Repräsentativität inll('rhalb des Landes, 
Sie haben es jedoch zum Teil geschafft, im 
Ausland den Eindruck zu erwecken, einnuß­
reiche politische Kr'.ifte ,<I:U $Cin. Dies ent­
spricht jcdoch nicht der Realität. 
Die Sozialdemokr .. tische Partei beispielsweis.c 
hat ungefahr 50 Mitglieder. Praktisch die ge' 
samte Partei besteht aus de r Gewerkschaft der 
" Prensa" (oppositionelle Tageszeitung; d. 
Red.). "-
Die Liberal-KonSlitutionalistische Partei em­
uand einige J ahre vor dem Triumph der Revo­
lution aus einer Abspaltung der somo:zisti· 
schen Liberalen Partei. Sie besteht heut" aus 
höchstens 30, 40 Mitgliedern. Die meisten von 
ihnen sind ältere Herren. 
Die Sozial·Christliche Parlei verfügt über etwas 
mehr Repräsentativitat, Aus diesem Grunde 
vmuehten wir, besonders sie zur Teilnahme an 
den Wahlen zu bewegen. Denn wir glauben, 
daß sie einige Unterstützung im Volke hat. 
Aber auch sie \"utritt nicht eine große Mehr­
heit der Bevölkerung. 
AlB: Die Parteien der Demokratischen Koor· 
dination haben bereits am 24. Dezember 1983 
einen Forderungskatalog aufgestellt, auf den 
sie sich noch immer berufen und mit deren 
NichterfUllung sie ihren Wahlboykoll begrün· 
den. Heißt das, daß sie von der Diskussion um 
die Erstellung des Wahlge$CIZeS ausgeschlossen 
waren? 
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G. BELl.I: Nein. sie nahmen an der Ausarbei· 
tung teil. Und als wir ungefahr 80 Artikel 
erstellt hauen, beschlossen sie, sieh zurückzu· 
ziehen unter dem Vorwand, es dürfe sich nur 
um Wahlen zur ~-erfauungsgebenden Ver· 
sammlung handeln, nicht um Präsidentschafts­
wahlen. Aber 80 Artikel hatten wir schon g<'­
meinschaftlich beschlo»cn. 

Wir !teilten bereits mehrfach klar, daß Ver' 
handlungen zwischen den verschiedenen poli­
tischen Kräften des Landes durchg<'führt wer­
den müssen. Dabei müssen alle Seiten ein wenig 
von ihren ursprünglichen ma1timalen VOTSlel· 
lungen abweichen, um Entscheidungen herbei· 
zufUhren, die dem Land nützen. 
Die Parteien der Koordination nahmenjc:doch 
eine unnachgiebige Haltung ein und ~-ersuch· 
ten, außerhalb des Landes den Eindruck zu 
erwecken, die FSLN verhielte sich starr und 
kompromißlos. 
Sie forderten die Beendigung des Notstandes, 
die Herstellung der Preudreiheit, der Ver­
sammlungsfreiheit usw. Winind auf diese For· 
derungen eingegangen. 
Df:shalb forderten sie den Dialog mit der "Con­
tra", weil sie wissen, daß dies für uns kein 
Verhandlungsgeg<'nnand sein konnte. Mit die· 
ser Maßnahme blockierlen sie weitere Gesprii­
ehe. 
Mittlerweisc fordern sie auf zu einem Dialog 
ohne Beteiligung der "Contra". [kr Dialog 
existiert jedoch .\Chon. Insgesamt gab es fünf 
Treffen. An nur einem nahm die Koordination 
teil und an einem weiteren die Christlich·So­
ziale Partei. 
Wenn wir auo Formen des Dialogs schaffen, 
nehmen sie nicht daran teil. Sie stellen immer 
neue Fordemngen, um iOomit eine Rechtferti­
gung zu haben. nicht an den Wahlen teilzuneh­
men und international eine IUmpagne zu ver· 
anstalten mit dem Ziel, die Wahlen und die 
Revolution in Mißkredit zu bringen. 
AuS diesem Grunde iSI fur uns die Politik die><:r 
Org'lIIisation identisch mit der Politik dn Rn­
gan·Administration. Und deshalb sind sie für 
uns Sprecher der US-Regierung und der politi­
sehe Arm der bewaffneten Konterrevolution. 
Wir schlugen vor, g<'mcinsam einen Brid an die 
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Reapn-Administration zu schrei\).f;n, und ihn 
aufzufordern, die Aggression zu beenden. Das 
WllT nun wirklich keine große Sache. Außer­
dem wurde der Antrag von der Liberalen Partei 
ausgearbeitet. Doch es kam zu keiner Oberein· 
kunft. 
Die FSLN zeigte sich hingegen kompromiß­
bereit, 
Wir beschlossen eine Rdorm des Wahlgesetzes, 
wonach neuerdings jede Partei ein Mitglied in 
die Wahllokale entsenden kann. Wirvergrößer­
ten den Obersten Wahlnt um ein Mitglied der 
Konservativen Demokratischen Partei sowie 
einen Vertreter der Christlich·Sozialen Volks­
partei auf ftinf Mitglieder. Wir gewährten den 
Parteien mehr Gelder zur Finanziemng ihres 
Wahlkampfes. 
Wir praktizieren abo eine höchst flexible Poli­
tik. Im Gegensatz dazu heharrte die Demokra­
tische Koordination auf ihrer Politik der 
Stärke. 
AlB: Was ist die Aufgabe der Versammlung der 
politischen Parteien? 
G, BELU: Die Versammlung der politi.\Chen 
Parteien steht dem Obersten Wahlrat beratend 
zur Seite. Beide wachen über die Einhaltung 
des Parteien- und des Wahlgesetzes. Außerdem 
ermöglicht sie den Dialog zwischen den Par· 
teien und die Diskussion von Problemen. 
Auf der letzten Sitzung diskutierten wir einige 
technische Fragen wie die Versorgung mit 
Farbe, Papier usw. Jede Partei hat einen An· 
spruch auf 32 Tonnen Papier, allerdings gibt es 
einige Probleme bei der Beschaffung. 
Außerdem gab e$ ObeTi"iffe auf Partciaktivj­
steno Df:r FSLN wurde vorgeworfen, andere 
Parteien bei ihrer Propaganda zu behindern. 
Aber auch bei uns gibt es zahlreiche "compa· 
neros", die von Mitgliedern anderer Parteien 
verprilgelt wurden. Plakate wurden abgerisscn, 
Parteibüros anderer Otg'~nisationen bem:ll.lt. 
Deshalb wollen wir Vereinbarungen über eine 
adäquate Durchrtihrung des Wahlkampfes 
schaffen. 
Denn in unserem Land gibt es keine Wahlkul· 
tur. Die Bevölkerung ist an derartige Prozesse 
nicht gewöhnt. Wir versuchen daher von seiten 
aUer Parteien, die Basis zu erziehen, damit sie 
verstehen, was es bedeutet. einen fairen Wahl­
kampfzu führen. 
Ich hatte das Ghick am Wochenende Virgilio 
Godoy (Chef der Liberalen Partei) und Cle­
mente Guido (Chef der Konservativen Demo­
kratischen Partei) im Fernsehen zu sehen, als 
sie erklärten. daß e$ keinerlei Auseinanderset· 
zungen auf ihren Wahlkampfauftaktver~nstal· 
tungengab. 

Wa hIbeob ach te r aber ke ine K on t ro lleure 

AlB: Der Priisidentschaftskandidat der Kon­
servatil'en D .. mokratischen Partei. Clem<:nte 
Guido, forderte, daß ausIandische Beobachter 
nicht nur am Wahltag kommen, sondern schon 
60 Tage vorher den Wahlkampf begutachten 
sollten. Was in die Meinung der FSLN zu der· 
artigen Vorschl:igen? 
G. BE LL! : Als Beobachter kann jed ... kom­
men. der will. Wir selbst und auch die anderen 
Paneien haben zahlreich .. ausländische Gäste 
eiIllleLaden. Darüber sind wir uns völlig einig. 
Kontrollieren ist jedoch etwas anderes, Wir 
sind nicht bereit, daß jemand kommt, um un° 
sere Wahlen zu kontrollieren. Denn wir sind 
ein freies Volk, Und ich glaube in keinem Land 
würde man das akzeptieren. Stellen Sie sich 
vor, England wurde Vertreter ents .. nden. um 
zu kontrollitren. ob in der BRD wirklich freie 
Wahlen nattHinden. 
In unserer Geschieht .. gab es mehrfach super­
kontrollierte Wahlen. Im Jahre 19821..8. gab 
es einen Obersten Wahlrat. der sich aus drei 
Nordamerikancrn zusammensetzte und in je-

dem Wabllokal ... ß ein US·Militar. 
Diese Art von Einmischung in unsere Wahlen 
werden wir nicht zulassen. Denn genau deshalb 
hahen wir die Revolution gemacht - um ein 
freies und souveränes Land zu sein. 
AlB : Wenn diese Wahlen keine internationale 
Anerkennung finden, kann das den USA als 
Rechtfertigung rur eine IntelVention dienen? 
G. BELL!: Unser Land wird angegriffen, weil 
es ein Modell für Lateinamerika ist. Ein Modell 
der Nichtpaktgebundenheit, Ursprünglichkeit 
und Neuartigkei t einer Revolution. 
Deshalb steUt es fur die USA eine Gefahr dar 
bezüglich der Form, wie sie die Herrschafts­
sicherung in den meisten Ländern dieses Kon· 
tinenu praktizieren. 
Wir glauben, daß es nicht leicht wird, interna­
tionale Anerkennung unserer Wahlen durch 
die USA zu erlangen. Wir werden saubere Wah· 
len haben. A\).f;r wir sind sicher, daß die Rea­
gan·Administration sagen wird, es habe Wahl· 
betrug gegeben. Anerkennen würden sie die 
Wahlen nur, wenn Arturo Cmz sie gewänne. 
Es handelt sich hier um einen systematischen 
Angriff gegen die Revolution, um den festen 
Willen. diese Revolution zu zerstören. Und 
dies wird bekanntlich auch in der Wahlplatt· 
form Reagans (siehe Beitrag K. Eges,d. Red.) 
zum Ausdruck gebracht. Deshalb haben wir 
diesbezüglich keinen ü\).f; rtriebenen Optimis­
m~. 

Unsere Wahlen fUhren wir rur uns durch, weil 
wir unse re Revolution insti lUt ionalisieren 
müssen. Und weil wir unsere Verfassung erar· 
beiten müssen. Und wei l wir einen rechtlichen 
Rahmen schaffen müssen für die Vertiefung 
der revolutionären Veränderungen. 

Manfred Ernst 
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Interview mit 
FMLN-Comandante Joaquin Villalobos 

Neue Akzente im US­
Interventionskonzept 

Anfang August d.J. schlosse R d ie sa lvadorianischen Gewerkschaften eine Welle vo n 
Streiks mit Lohnerhöhungen und Rücknahmen von Entlassungen aktiver Arbc:i lcrab . 
Zugleich ftihrte die Natio nale: Bdrciu ngsfront Farabundo Marli (FMLN) mit neuen 
spektakulären Operationen vor, daß nach den Wahlen vom März und Mai d .J . weiter 
mit ihr zu rechnen ist : Präsident Jose Napoleon Duarle hatte socben sei n Am t 
angetreten , da dcmonsuierten FMLN-GueriUeros mit der Besetzung des Wasserkraft­
werks von CerrOß Grande: am 28. Juni d .J. (s iehe: Kas ten) ihre: Stärke: . Mitt e: Augun 
nahmen sie vorübergehend die: Garnisonstädt c: San Agustin und Francisco , beide in der 
Provinz Usulutan, ein. 
Zwar gewährte: d ie: Regierung Rc:agan de m Verbündeten unterde~n e ine militärische 
Soforthilfe von 70 Mio Do llar, was d ie US·Hilfe rur 1984 auf insgesamt 196 Mio Dollar 
anhob . Dennoch sieht sich Duarte in Sachen Soz iales und Frieden wachsendem 
innerem Druck, gerade auch seitens se iner eigentlichen "sozialen Basis ", ausgesetzt. 
Diese zeigt wenig Verständnis dafUr , daß Duar te von seinem Wahlkampfversprechen 
abrückte , Gespräche mit der Guer iUa zu suchen. So hat nach der katholischen Kirche 
nun auch die christdemokratisch geführte Zentralgewerkschaft UPD (Demokratisc he 
Volkseinheit) e inen unverzüglichen Warrenstills tand und die Aurnahme eines "echten 
natio nalen Dialogs" von der Regierung geford ert. 
Die Haltung der FMLN zum Dialog, ihre Sicht des aktuellen Kräfteverhältnisses und 
des US.lnterventionskonzepts in EI Salvador erläutert J oaquin Villalobos. Das Ge· 
spräch mit dem Mitglied des FMLN-Generalkommandos wurde am 23. Juli d.] . von 
Radio Vcnccrcmos und Radio Farabundo Marti gesendet. 

FRAGE:Comandantt: Villalobos, wel· 
ches sind die strategischen Pläne, die die 
Dikta tur im Augenblick durchfUhrt, und 
welche Rolle sp ielt der Plan CONA RA 
(US-Pllfn zu r Aufs tandsbekämpfung in 
EI Salvador; d. Red.) innerhalb dieser 
Strategie? 

J . VILLALOBQS: In der letzten Ze it 
haben viele gesagt, sie hätten einen ('Ian, 
und sie haben das auch zur Genüge pro· 
pagandistisch ausgeschlachtet. Sie sind 
sogar soweit gegangen, zu behaupten, sie 
hällen die mili tärische Initiative. 

Im Augenblick existiert ein m ilitärischer 
Plan der Diktatur und dieser haI absolut 
defensiven Chantkter. Dieser l' lan wird 
durchgeführt , gekennzeich net durch die 
großen Verluste an Material und Solda· 
ten, die die Armee in drei Kriegsjahren 
erl itten halo 

Er ist gekennzeichnet auch du rch den 
Verlust der Kontrolle über ausgedehnte 
Gebiete und einer steigenden Aktivität 
der f M LN", nicht mehr nur in den von 
den strategisch wichtigen Städten abge' 
legenen Gebieten. sondern ebenfalls in 
den vitalen Zonen, in der Nähe der 
Städte und Hauptstraßen; gekennzeich­
net von ciner insgesamt vom Krieg be· 
troffenen Wirtschaftslage. Er wird 

durchgefUhrt in einer Situation, in der 
60% des TelTitoriu ms entweder von der 
"'M LN kontrolliert werden oder zu den 
umkämpften Zonen gehören. 

In dieser Lage wird, angeleitet durch die 
Nordam erikaner, m it der DurchfUhrung 
eines Planes begonnen, der das Ziel hat, 
die Situation umzukehren. Ihr augen· 
blickliches Interesse besteht darin, Zeit 
zu gewinnen . Die m ilitärische Aktivität, 
die sie entwickeln, wird nicht einmal von 
ihnen selbst als offcnsiv angesehen. Ihre 
Absicht ist es jetzt, die Truppeostärke 
auf 15_000 bis 18.000 Soldaten zu er­
höhen und ungefahr 1,500 Offiziere aus· 
zubilden . 

Der Plan CONARA 

Sie müssen sieh auch in die Lage verset­
zen, die riesige Mili tärhilfe der USA e in­
zusetzen, und was d ie Takt ik betrifft, die 
gesamte Konzeption zu verarbeiten, d ie 
die Nordamerikaner ihnen bezüglich 
ihrer Antwort auf d ie Situation, vor die 
die Fl\1 LN sie stellt, übennitteln. 
Sie haben den Generalstab umgebildet. 
so daß dieser j etzt prak tisch von den 
Nordamerikanern gehandhabt wird; ihm 
gehöre n 8 US·Oberste an . 

Dieses Konzept ist eine Kopie desjeni­
gen, das die USA in Vietnam angewandt 
haben, d .h . es ist ein takt isches Projekt, 
das schon einmal von einer Volksmacht, 
von revolutionaren Streitkräften zer­
schlagen worden ist. 
Die Grundidee des Regimes ist im Au· 
genblick: sieh verteidigen und d ie Situa· 
tion umkehren. 
An erster Stelle sieht sie vor, die FMLN 
aus den vitalen Zonen , in die wir vorge· 
drungen sind, zu vertreiben und in den 
Nordstreifen des Zentrums und des 
Ostens des Landes abzudrängen. 
Das erklärt, warum sich der Plan CONA· 
RA auf San Vicenle und Usulutan kon· 
zentriert, denn hier haben sie Gebiete 
größter wirtschaftlicher Bedeutung ver­
loren, die sich im Augenblick, völlig de· 
stabilisiert durch die FJI.ILN, prakt isch 
außer Funktion befinden. 
Nach dem erfolgreichen Abschluß dieser 
Phase wollen sie dazu übergehen. die 
nördliche Zone zu isolieren und un ter 
ständigem Druck zu halten. Innerhalb 
d ieses Konzepts spielen die sog_ ,J äger". 
Bataillone eine Hauptrolle. 

" Den Fisch aus dem Wasser ziehen" 

Sie haben außerdem vor, das Image der 
Armee, das sie im Volk hat, mi t !'Iänen 
zivilen Charakters zu verbessern, um der 
FJI.I LN die soziale Basis zu entziehen . Sie 
reden davon, "das Herz und den Geist 
des Volkes zu gew innen" oder "den 
Fisch aus de m Wasser zu ziehen", was 
heißen soll, die F~ I LN von den Massen 
zu isolieren. 
Das wäre also, zusammengdaßt, der 
fei ndliche I' lan. Um zu sehen . wie er sich 
entw ickelt, müßten wir von den Proble· 
men. reden, die sie gehabt haben. Da 
steht an erster Stelle das schwerwiegende 
Problem der Desertationen. Das ist alar­
mierend rur sie, weil diese pernamcnt 
stattf inden. und die Elitebataillone und 
die ,Jäger" ·Bataillone mitbetrc:ffen. (".) 

Ein weiteres ihrer I'robleme ist, daß die 
So ldaten, wenn sie ihren Mindest·Wehr· 
d ienst abgeleistet haben, nur in sehr sei-
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FM lN-Operation von Cerron Grande 

Im Morgengrauen des 28. Juni (1984) haben Guerilleros der Fi~L~;::,::':7;~~:~,;:::~:~~ I 
Wasserkraftwerk von Gerroß Grande, du größte des Landes, 60 km 
angegriffen. 
Nach schwertn K.ämpfC'ß besetzten die Gucrilltros die Installation des Staudamms und dessen 
Umgebung. Ocr strategisch wichtige Staudamm befindet sich am umpafluß ""d ,~:'~ S,,,,m~'1 
zeugungspotential übersteigt 200.000 Kilowatt, mit einem Stausee von mehr als 100 qkm. 
,'ersorgt den größten Teil EI Salvadors mit Energie. 
Eine durch Radio Farabundo Mart; übertrag<:ne Information gab an, daß die FMLN 
Rcgienmgsannec 720 Mann Verluste wahrend der Einnahme des Staudamms und dem 
rückenden Nachschub zugefügt hat. !)OO Mann VcrlU!HC wurden dem Regime während 
Angriffs und der Besetzung der Staudammanlage zugefügt, 220 Mann Verluste bei dem 
Hinterhalt, der die Ankunft der Verstärkungder Feinde verhinderte. 
Bei dieun Aktionen gegen die Armee JOlle Napoleon Duartes wurden mehr als 100 G"bn,,", I 
gemacht. 
Das Hauptzid der Militäraktion der Guerilla war, d.~ ~~,~!.lb'''';ll,~","'~'' "" '",n;',:"~",,, d." I 
mit der Bewachung des Ortes beauftragt war, und zu erbeuten, was sie erfolgreich 
erreichte. 
Nach Radio Vencen:mos, offizielle Stimme der FMLN, wurden bei der Operation Gerrou 
Grande vom Feind mehr als 21.) Waffen erbeutet, darunter 174 automatische M 16 Gewehre, 
ein Mörser "on 120 mm, ein Geschiitz von 90 mm, ,'ier Granatwerfer, wnf Maschinengewehre, 
22 Radios für die Militärkommunikation, 65 .000 Patronen, alles nordamerikanischer Fabrika· 
tion. 
Die revolutionären Kämpfer zentörten eine Mörserbatterie mit vie r Mörsern von 120 mm, eine 
Haubitze mit 105 mm, sechs Transportlastwagcn und 54 Hochspannungstrlinsformatoren. 
Das Umspannungswerk zur Energieabgabe. eine Tankstelle und das Munitiomlagcr der 
in Ccrron Grande wurden von den Guerilleros gesprengt. Radio Venceremos sagte, daß die 
Anzahl der erbeuteten Waffen, das gefangengenommene Militärpersonal und die zugeftigten 
Verluste z<,igen, daß d;<, Arm« unfahig ist, di<, militärische Initiative zuruckzugewinnen. 
Der Guerillasender betonte von neuem,daß der Staudamm nicht zerstört wurde, wei l die~ nicht 
das Ziel der Operation gewesen war. 
Diue Operation der FMLN wird als eine der wichtigsten der salvadorianisehen 
ang<:sehen. Sie zeigte den hohen Grad der Einheit zwischen den kämpfenden Kräften an, 
Disziplin, Organisation und Synchronisierong für den Angriff. 
(Quelle; Radio Vcnceremo$. Signal der Freiheit, Köln, Nr. 9·10/1984, S . .)) 

tenen Fällen bei der Armee bleiben. ( ... ) 
Auf der ander<.'n Seite reagkrt die Bevöl· 
kerung in kein<.'r Weise auf die Aufruf<.' 
der Armee, innerhalb d<.'s deformierten 
"Zivih'erteidigungsplancs", den sie in 
San Vicente undj<.'tzt in Usulutan durch· 
zufUh ren beabsichtigen, die Warfen g~" 
gen unszu erhebell. 

Die Bevölkerung weigert sich. gegen uns 
LU käml-'fcn. sie will nicht gegen Kräfte 
kämpfen, die sie repräsentieren und \·er· 
teidigen. 

Die gan:te Aktivität, die s .... mit der Be· 
völkerung veranstalten, hat nicht ihre In· 
tegTation in die F~l LN verhindern 
können. ( . .. ) 

Als der Plan in San Vicente <luge,\alldt 
wurde, wurde Seilll' Durchrtihrung völlig 
aufgehalten und die Offensive der FMLN 
im September 1983 ,erstörte völlig d<ls 
Kräftcglciehgewicht, mit dcm sie ihn 
aufrecht erhielten. 

Sie wurden zu l'iner Zerstreuung ihrer 
Kräfte gezwungen und Lusammen mit 
ihren festen Stellungen verloren sie die 
.\ Iöglichkeit. den Plan durehwrtihren 
und ernteten nur dn viel wda·res Vor· 
rückcn der Fl\l LN in der Zone "on San 
Vicente. 

FRAGE; Was ~agen Sie zur Propaganda 
der Armee. sie hätte di.· militärischl·lni· 
tiative gegcnüber den rcvolutionärcn 

Kräften zuriiekgewonnen? 
J. VILLALOBOS: Wenn die Armee von 
militärischer Initiative redet, sagt sie, sie 
hätte sie wiedergewonnen, daß sie dabei 
sei, sie zurückz uerobern , dann heißt das 
in Wirklichkeit , daß wir sie haben. 

Die FM LN ist im Vorteil in dem Gebict, 
daß sie beherrseht. Sie verfiigt über d ie 
Fähigkeit, von der Nachhut aus Druck 
auszuüben und hat außerdem ihre Opera. 
tionsschauplätze auf vitale Zonen aus· 
gedehnt. 

Die FMLN muß im Augenblick zwei 
grundsätzlichen militärischen Ziehet· 
zungen entsprechen: Sie muß weiter vor· 
riicken und auf der anderen Seite venu· 
ehen, den neuen Plan, den die US·Bera· 
ter fiir die Armee der Diktatur entworfen 
haben, zunichte zu machen. 
Die FMLN dominiert p raktisch den ge· 
samten nördlich<.'n Streifen und bewegt 
sich mit größter Einfachheit an j<.'den 
Punkt der feindlichen Nachhut, sogar an 
äußerst wichtig<.' . Die von d<.'f Fl\ILN er· 
reichte Ausbreitung iH so groß, daß sie 
dem Krieg in dieser Etappe neue Charak· 
teristika auferlegen wird. 

Die Fi\lLN ble ibt im Vorte il 

In den 3 1/2 Kriegsjahren, wenn man als 
Beginn die Offensive am 10.1. 1981 
nimmt. hat der Krieg verKhiedene Cha· 
rakteristika angenommen. Injeder Etap· 
pe war eine Taktik vorherrschend über 
andere. Und dies hat der Fl\ILN die Ent· 
wicklung verschiedener Kräftekatego. 
rien und ,·erschi<.'dener taktisch<.'r Ent· 
würfe erlaubt. 

Die F1\"1 LN entstand als Stadtguerilla mit 
einer ('ngen Verbindung zu den Massen. 
Die Stadtguerill,t, die städtischen l\lili· 
zen . die Selbstverteidigungsgruppen 
alle Formen des militärischen Kampfes, 
die mit den Straßenkämpfen der Massen 
zUS<jmmcnhängen, sind taktische Projek· 
te, die die Fl\!LN schon in allen Einzel· 
heiten kennt. 
In der Zeit difl'kt na ch dem 10.1. 1981 
,'ersuehte der Feind einen Plan durehLu, 
fUhren, der sich als g.enauso ineffektiv 
erw ies wic der jetzige. General Garcia. 
der Kopf dieses Planes, erdacht e die Tak· 
tik der großen Operation('n von über 25 
Tagen Dau er. Operationen, wie di., am 
Cerro Guazapa, die fast 2 Mo nate dauer· 
H', unter ständigem Druck. 

Zu dieser Zeit baute die fMLN eine ei· 
serne Verteidigung auf. basierend auf 
d<."n Hilfsquellen . auf die wir rec hnen 
konnten, den Massen , die uns unterstüt· 
zt·n. In diesem ganzen Verteidigungsplan 
mußl~' man die GueriHataktik mit eini· 
gen Modalitäten dt·s Stellungskrieges 
kombinieren, da es \'ide Positionen gab, 
ditO verteidigt werden mußten. 



Das verursachte hohe Verluste beim Geg­
ner. Aufuauend auf einem defensiven 
Plan, gelang es der n .. 1 LN,dem Heereine 
schwere Niederlage zuzuftigen. 
All dies ermöglichte der FMLN die Ver­
teidigung von Positionen zu erproben 
und gleichzeit ig mobile Guerillamanöver 
auszuführen. In der nächsten Etappe und 
basierend auf den gewonnenen E.rfah· 
rungen begann die FMLN von den ent­
wickelmen Möglichkeiten bezüglich An­
gt'iffskapazität, Konzentration und Ma­
növrierfahigkeil Gebrauch zu machen 
und begann alle untergeordneten Posi­
tionen des Feindes aufzulösen. die aufge­
baut worden waren, um die Ausbreitung 
der FM LN zu verhindern. 

Gescheiterte Taktiken 

Der Feind sah sich gezwungen, den 
Rückzug anzutreten, bis in die Situation, 
in der er sich heute befindet. 
In dieser Etappe entwickelte die FMU"; 
die Fähigkeit , mit Einheiten in Batail­
lonsstärke (rund 400·600 Kämpfer ; d. 
Red.) operieren zu können sowie mit 
Zusammenstellungen verschiedener Ba­
taillone. 
FRAGE; Comandante, seit den Monaten 
Februar-Män d.J. befinden sich die Ar­
beiter in einem permanenten Arbeits­
kampf für bessere Löhne und Soziallei· 
stungen. Wie sieht die Fl\ILN diesen 
Kampf? 
J. VILLALOBOS; In einer Kriegswirt· 
schaft, wie sie in EI Salvador herrscht, 
wird der größte Teil der Devisen und der 
nationalen Einkünfte in das HauptzieJ 
dn jetzigen und der früheren Regierun­
gen investiert; den Krieg aufrechtzuer· 
halten. 
Auf der anderen Seite hat die Oligarchie 
das aus dem Land herausgeholt, was her· 
auszuholen war. 
Diese beiden Faktoren haben zu einer 
unsagbaren Verarmung der Volksmas· 
s<:'n, der Arbeiter geruhr!. Weder di<:, vor­
herigen noch diese Regierung ist in der 
Lage. Antwort aufdicdringendsten For· 
derungen der Arbeiter zu geben, wie es 
die Erhöhung der Gehälter und die Sen· 
kung der Preise fiir Grundnahrungsmit tel 
sind. ( ... ) 
Selbstverständlich wird die Fl\IL:\' diese 
Massenb<:'wegung nachdriicklich unter­
stützen, wird sich mit dem gesamten 
Volk rur dicse wichtigen ökonomischen 
Forderungen aussprechen, wird diesen 
gesam ten l'rozeß des politischen Kamp. 
fes unterstützen. ( ... ) 
FRAGE; l\uf internationaler Lbene ist 
der Druck offensidlllich, der auf das 
Duarte·Regimc hinsichtlit;h einer politi. 
sehen Lösung ausgeübl wird. Welches ist 
die Einschätzung des (HILN-1Gcncral­
kommandos da;w? 

J. VILLALOBOS; Es wird ein beachtli­
cher und ganz offensichtlicher Druck zu­
gunsten einer Suche nach einer politi­
schen Lösung des aktuellen bewaffneten 
Konfliktes auf Duarte ausgeübt. Seine 
eigcnen Versprechungen bezüglich eines 
Sozialpaktes, Nationalen Dialoges usw. 
haben sogar Erwartungen auf internatio­
naler Ebene hinsichtlich dieser Lösung 
geweckt. 
All diese Anstrengungen Duartes haben 
eine Erklärung: Seine Einsetzung als 
Präsident erleichtert die Zustimmung zu 
den militärischen Plänen der US-Admi­
nistration. Duarte muß die politische 
Deckung für einen Plan abgeben, der in 
Wirklichkeit militärisch ist. 
Der Grund rur diese Deckung sind die 
realen Hoffnungen auf Frieden. Hierbei 
zählt nicht, was Duarte eigentlich reprä­
sentiert, sondern seine Entwürfe , die er 
hinsichtlich der ~Iöglichkeit einerpoliti· 
sehen Lösung gemacht hat. 
Duartes Absicht war es, mit den Hoff­
nungen auf t'rieden, die weltweit existie­
ren, Z\I spielen und zu manövrieren, um 
in Wirklichkeit der Vertiefung des Krie· 
ges in EI Salvador Vorschub zu leisten. 
Im Augenblick entwickeln sich die Sa­
chen so, wie sie sich in Wirklichkeit auch 
entwickeln sollten: es gibt Druck hin­
sichtlich einer politischen Lösung, damit 
man eine solche Lösung auch wirklich 
sucht. 
Auf der anderen Seite hat die }-"MLN die 
Initiative, was den Vorschlag einer fried­
lichen Lösung betrifft, und diese Initia­
tive haben wir nie verloren, seit es den 
Krieg gibt. Als Beweis dessen haben wir 
ernsthaft<:' Vorschläge gemacht und uno 
sere Bereitschaft, ohne Vorbedingungen 
mit dem Dialog zu beginnen, ausge­
drückt (siehe AlB 1/ 1983 und 2/ l984;d. 
Red.) Auf diesen Vorschlag hin haben 

wir eine permanente Abfuhr und Bedin· 
gungen erhalten. 
Wie ist die Erklärung für dieses Verhal­
ten? Die Erklärung ist, das Duarte nicht 
regiert. Er kann keinen Dialog ruhren, 
denn um das zu können, müßte er die 
Erlaubnis der US.Regierung und der Oli­
garchie bekommen, und die sind mit 
dem Dialog nicht einverstanden und be­
sitzen viel mehr Macht als Duarte. 
Duarte ist ausgewählt worden, eine Ma­
rionette, die dazu da ist, um, wie schon 
gesagt, die Militärhilfe an die Diktaturzu 
garantieren. Duarte war kaum im Amt, 
als er sich schon in den USA befand, um 
darum l.U belleln, daß die Millionen Dol­
lars bewilligt werden, die die Fortset ­
zung der militärischen Pläne garantieren. 
Die Situation, in der sich die Regierung 
befindet, wird immer deutlicher. Viel 
schneller, als sie es voraussehen konnten, 
gingen ihr die Handlungsmöglichkeiten 
aus. Zum Beispiel im Streik der Postan­
gestellten. wo die Regierung in den 
ersten Augenblicken versuchte, eine 
ähnliche Antwort zu geben, wie die Re­
gierungen Molina und Romero (vor 
1979; d. Red.) das getan haben. 
Es sollte einen nicht wundem. wenn an­
gesichts der Politik. die die FM LN zu­
gunsten einer friedlichen Lösung be­
treibt, weitere einschneidende Maßnah­
men der Regierung durchgeführt wer· 
den, 50 wie es die vorherigen Regierun­
gen auch schon getan haben. 
Die FMLN geht aufmilitärischem Gebiet 
zur fortgeset2.len Offensive über. Auf po­
litischem Gebiet wird sie die politischen 
und ökonomischen Kämpfe der Arbei· 
termassen unterstützen und stärken. 
Und bezüglich der Suche nach einer 
friedlichen Lösung wird die FMLN ihre 
Bereitschaft und die Initiative aufrecht­
erhalten . 
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Gespräch mit FPMR-Comandante Miguel 

Wir sind kein Volk von Schafen 
Am 4. und 5. September d.J. fanden ;j:um 10. Mal Prousttage dc:rOpposition gegen 
die: Pinochet-DiktatuT statt . Zu den Aktionen hatten die: von Christdc:mokraten ge­
rührte Demokratische AU ianz (AD) , der Sozialistische Block, die linke Demokratische: 
Volksbc:wegung (MDP) und das Nationale Arbeiterkommando (CNT) aufgerufen. 
Zwei Tage lang blieben -die Geschäfte geschlossen, ruhte der örrent liche Verkehr, 
streikten die Fuhrunternehmer, SchWer und Studenten. Polizei und Armee gingen 
erneut gewaltsam gegen Demonstranten und Unbeteiligte vor. Neun Tote . darunter der 
französische Pfarrer Andre Jarlan, Dutzende Verletzte und ca. 500 Verhaftete sind die 
Bilanz der Repression. 
Gegen den staatlichen Terror wehrte sich die Bevölkerung mit dem Bau von BaTrikaden 
und dem Ausstreuen von Krähenfüßen. Angesichts der Unnal;hgieb igke it der Diktatur 
und einer Repressio n, die seit 1983 mehr als 100 Tote gefordert hat, erhalten 
bewaffne te Organisationen einen immer größeren Zulauf. Vor und während der 
Protesttage verübten sie Ansl;hläge auf HOl;hspannungsmasten, Eisenbahnsl;hienen, 
Briicken und Autobusse. 
Viele der Aktionen wurden von der Bewegung der Revolutionären Linken (MIR ) 
verübt. Sie wandte sil;h bereits kurz. nach dem Putsch vom 11. September 1973 dem 
bewaffneten Kampfzu und gehört heute der MDP an. 
Die meisten Sabotageakte gehen jedoch auf das Kontoder Patriotisl;hen front Manue1 
Rodr igutz (FPMR ), die erst mals 1983 von sich reden machte. Im enten Interview, das 
mit e inem Vertreter dieser Organisation geführt wurde, beantwortete Comandante 
Miguel in Santiago Fragen zum Selbst\'erständnis und den Akt ionen der FPMR. 

FRAGE: Was ist die Patriot ische Front 
Manuel Rodrigues (FPMR)? 
C. MIGUEL: Wir verstehen uns als eine 
Organisation echter Patrioten. die be· 
schlossen haben, der Diktatur m it den 
Mitteln des bewaffneten Kampfes ent· 
gegenzutreten. 
Das Ziel der Front he ißt, J)inochet zu 
stül7.en und bei der Wiederherstellung 
der Demokratie in diesem Land mitzu­
wirken . 
FRAGE: Warum habt ihr rur eure Orga­
nisation den Namen l\'lanuei Rodrigues 
gewählt ? 

Sabotage und Verteidigung 

C. MIGUEL: Weil Manuel Rodrigues im 
Kampf gegen den spanischen Kolonialis­
mus (Unabhängigkeitskriege unter 
O'Higgins 1810-18; d. Red. ) Kühnheit 
und Tapferkeit verköipert haI. 
Er steht repräsentativ fUr die Anwen­
dung von Gewalt aus Vaterlandsliebe, 
gegen d ie Unterdrückung dureh Fremde. 
l\'lanuel Rodrigues war dn Guerillero, 
der zusammen mit dem Volk dazu bei­
trug. d ie t'c:inde dieses Volkes zu besie­
gen. Er war ein Kämpfer fUrdie Freiheit. 
Heute sind wir es, die d ieses Ziel verfol­
gen. 
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FRAGE: Könntest du uns sagen. zu wei­
chen Aktionsformen die FPMR greift? 
C. MIGUEL: Sabotageakte. Vergeltungs­
und Veneidigungsaktionen gegen die re­
pressiven Kräfte sowie Aktionsformen. 
die dazu beitragen , das Regime zu er­
schüttem . 
Die Sabotageakte zielen darauf ab, der 
Diktatur Schaden zuzuftigen. d ie Begei­
sterung des Volkes zu steigern und zu 
demonstrieren, wie groß die Ablehnung 
gegen Pinochet ist. 

FRAGE: Könn test du uns Einzelheiten 
über diese Akt ionen verraten? 
C. "'!lGUEL: Unter anderem stören wir 
die Stromversorgung. Die F'PM R hat die 
größten Strom aus ralle zustandege­
bracht, die es in diesem Land je gegeben 
hat. 
Diese Aktionen werden in weiten Krei­
sen der Bevölkerung mit Freude und Be­
geisterung aufgenommen a ls Manifesta· 
tion des Abscheus gegen das Regime. 
Daneben fUhre n wir Angriffe aufG ebäu­
de der Geheimpolizei CN I durch. 
Am I . Apri l haben wir die Stromversor­
gu ng in bisher nie ern:ichtl'm i\usmal~ 
lahmgelegt; die Untcrbn'chung betraf 
ein Gebiet von m<.:hr als 2.000 km Länge. 
von Copiapo bis Temuco. Am 6. April 
haben wir zwei CNI-Quartiere angegrif­
fen. eins iu Sant iago, das andere in Agua 

Santa/ValparaiSo. Bei diesen Aktionen 
gab es bei der CNI drei Tote. eine T at­
sache, die die Regierung bisher ver­
schwiegen hat. 
Was in Agua Santa vor sich ging, ist von 
besonderem Interesse. Als die Bevölke­
rung der Hügel von Valparaiso von den 
Ereignissen erfuhr, geriet sie in Bewe­
gung und strömte massenhaft nach Agua 
Santa, wo es dann in der Nähe des CNI­
Gebäudes, das an allen vier Ecken brann­
te, zu einer großen Demonstra tion kam. 
Laufend verüben wir Sabotageakte an 
Lastwagen,Ollcitungcn. in Häfen. 
Die F'I'MR hat die Arbeit in den Fabri­
ken von EI Teniente. l\ladeco und in 
anderen großen Unternehmen lähmen 
können. 
Eben falls bekannt sind Aktionen be­
waffneter Propaganda wie die Bcsctzung 
von Radiostationen. um Sendungen ge­
gen die Tyrannei auszustrahlen. Zum 
Beispiel haben wir am 7. März. Radio 
Carrera genommen. 
Darüber hinaus haben wir Lastwagen, die 
die Zeitung ,.E I Mercurio" transportier­
ten, angegriffen und verbrannt, ebenso 
Agenturen dieser antipatriotischen Zei· 
{Ung und die Zentrale. 

\hli><n Mr MIR. An, ... on aufdi. G ... ,I, der Polil~; 



Eine weilere Aktionsform beHeht darin, 
Waffengeschäfte zu überfallen. Am 16. 
Mär.l sind wir in das Waffengeschäft 
Morande eingedrungen und haben 15 
flinten und Gewehre crheutet. 

FRAGE: In der letzten Ausgabe unserer 
Zeitschrift informierten wir darüber, daß 
die Medien der BRD zwischen dem 30. 
April und dem 1. Mai die Nachricht ver­
breiteten, ein Bombenanschlag in der 
Metro von Sanliago, verübt durch die 
FI'MR. habe 30 Verletzte gefordert. War 
es wirklich die FPMR, die ftirdiesen An­
sch lag verantwortlich war? 
C. MIGUEL: Unsere Organisation haI 
nur in der Nacht zum 26. Män in der 
'\'letro von Santiago Bomben zur Explo· 
sion gebracht; um diese Zeit fu hr keine 
Untergrundbahn. Die durch die Explo· 
sion verursachten Schäden nihrten dazu, 
daß am folgenden Tag für etwa 24 Stun­
den der Verkehr lahmgdegt war. Men­
schenleben aber wurden nicht gefahrdet. 
Die Bombe vom 29. April wurde von der 
CNI gelegt; sie tat es zur gleichen Zeit, als 
wir eine Sabotageaktion gegen Stroman­
lagen durchnihrten, um so den Anschein 
zu erwecken, als seien beide Aktionen 
uns zuzuschreiben. 

Das haben wir, wie du weißt. in einer 
Presseerklärung, die von der Agentur 
ANSA .. erbreitet wurde. klargelegt. 
Die Diktatur halle bereits eine Fernseh­
sendung fertiggeSlellt, die wenige Stun­
den später verbreitet wurde und in der 
uns die Schuld am Attentat in der ~letro 
gegeben wurde. Damit wollte die CNI 
unsere Front in Verruf bringen und sich 
selbst einen Vorwand ftir das ,.antiterro­
rist ische Gesetz:' schaffen. 
Unsere F.ntgegnung hat nur bekräftigt. 

was das ganze Volk ohnehin weiß: Wir 
fUhren niemals Aktionen durch, die die 
Bevölkerung, das Leben des Volkes ge· 
fihrden. 
Dieses brutale und verbn:cherische At­
tentat auf einen votlbesetZlen Unter­
grundzug zeigt einmal mehr in aller 
Deutlichkeit, wozu die CN I unter dem 
Schutz Pinochets fahig ist, wenn es dar­
um geht, das Volk irrezufUhren. 

FRAGE: Uns interessiert, wie sich das 
"antiterroristische Gesetz" auf die 
FI'MR auswirkt. 
C. MIGUEL: Das anti terroristische Ge­
setz, das der CNI und etwa 10 weiteren 
terroristischen Gruppierungen unter der 
Befehlsgewalt des Innenministeriums 
unumschränkte Machlbefugnisse ein· 
räumt, ist gerichlet gegen die Mehrheit 
des Volkes, gegen die demokratischen 
Kräfte und die Organisat ionen der Arhei· 
ter. Es ist der letzte Versuch, den verein­
ten Kampf der Chilenen gegen die Dikta· 
tur aufzuhalten. 

Das "Antiterrorgesetz" 

Eben gegen diesen Terror und diese insti­
tu tionalisierte Gewalt kämpfen wir jetzt 
und werden wir unermüdlich weiter­
kämpfen, mit der Waffe in der Hand, so 
wie die Araukaner gegen die fremden 
Usurpatoren ihrer Zeit kämpften, oder 
wahrhaft patriotische Chilenen , etwa 
O'lIiggins und Manuel Rodriguez, 
während des Unabhängigkeiukrieges. 
FRAGE: Welcher Parlei rechnet ihreuch 
zu? Habt ihr Kontakte:w Paneien? 
C. MIGUEL: Wir gehören weder einer 
Partei noch parteiorientierten Gruppie­
rungen an. 
Der Kampf rur die Freiheit kann nicht 
auf Parteien beschränkt werden, vor al­
lem dann nicht, wenn diese sich nicht 
schnell auf (in wirklich demokratisches, 
patriotisches und populäres Konzept 
einigen können. Das bedeutet nicht, daß 
in der Front nicht aktive Mitglieder vcr­
schit:dencr Parteien mitarbeiten; ebenso 
haben wir viele Mitkämpfer, die keiner 
Partei angehören. 
Unsere Organisation hat, ich wiederhole 
das, nur ein Ziel: I'inochet zu Hürten 
und dit: rur d ie Demokratisiecuflll nöti· 
gen Bedingungen zu schaffen. Das ist 
unsere Politik, das ist das, was uns eint. 
Das. was uns alk, die wir kämpfen. zu· 
sammenschweißt. 
Noch haben wir keine Kontakte zu poli· 
tischen und anderen gesellschaftlichen 
Kräften, aber wir hoffen, daß wir sie 
knüpfen können. 

FRAGE: Habt ihr euch ftirdcnAufstand 
oder ftir den Guerillakrieg entschieden? 
C. MIGUEL: Wir entscheiden uns in ei­
nem gegebenen Moment rur die jeweils 
angemessene Kamprrorm. 

M'ßud Rodrigue/, Gu~nUel'l> ,m K.mpffil, die "~le Uno 
. bh'ng"kei, eh,t .. (lgl0 181 

Was zu tun ist, leilen wir aus der Wirk­
lichkeit ab. Wir haben da unsere Pläne. 
Entschuldigt, aber mehr kann ich dazu 
nicht sagen. 

FRAGE: In welchen Orten Chiles habt 
ihr eu re Kräfte konzentr iert? 
C. MIG UEL: Wie ihr verstehen werdet, 
kann ich eure Frage nicht beantworten. 
Nur soviel: Wir sind eine Kraft von natio­
naler Reichweite, und deswegen agieren 
wir gle ichzeitig in vielen Regionen, 
manchmal unabhängig voneinander. 
Wir haben inzwischen eine große Mobili­
tät entw ickelt, die das Regime in tiefe 
Verwirrong stürtt. Wenn die repressiven 
Kräfte eintreffen, haben wir uns schon 
weit von den betreffenden Einsatzorten 
entfernt. Auch in diesem Punkt lernen 
wir im Kampf. 

Popularität unserer Aktionen 

FRAGE: Glaubt ihr nicht, daß die Ak­
tionen der Ff'MR der '\Ientalität der 
Chilenen zuw iderlaufen? 
C. MIGUEL: Wir Chilenen sind kein 
Volk von Schafen. Das haben wir deut­
lich gemacht an den I'rotestlagen, die 
beispielhaft sind rur den Kampr eines 
unbewaffneten Volkes, das sich einem 
übermächtigen Unterdrücker gegenüber­
sicht. 
Sicher, wie alle Völker der Welt sind die 
Chilenen ein friedliebendes Volk. Aber. 
wie viele friedliebende Völker haben sich 
nicht erheben müssen, um die Freiheit zu 
erringen? Auch das chilenische Volk 
wird so handeln, weit es keinen anderen 
Weg gibt. Auf den größten Anschlag ge­
gen die Mentalität der Chilenen. die 
Tyrannei I'inochets. gibt es nur diese 
Antwort. 
Nach jeder Aktion, die wir durchfUhren, 
wächst unsere Popularität, immer mehr 
l\litkämpfer treten in unsere Reihen ein, 
und das wird es uns ermöglichen. den 
Kampf gegen die Unterdrücker noch zu 
verstärken. Unser Volk betrachtet uns 
als Teil seiner seihst, seines heldenhaften 
Ringens um die Demokrat ie. ( ... ) 
(Quelle: Don Reca, Frankfurt/M .. Nr. 
17, SeptemUcr-Oktober 1984, S. 11- 14) 
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Dietrich Schulze-Marmeling 

Der Südatlantik im Fadenkreuz 
imperialistischer teressen (2) 

Die weitere Entwicklung der SATQ·Dis­
kussion und die Griinde für das vorläufi­
ge Scheitern des Projektes soll nun an 
I-land der südamerikanischen Staaten, 
die in diesem Zusammenhang wiederholt 
g('nannt wurden, nachvollzogen und er· 
örtert werden. 

Insbesondere die argentinische Marine 
machte sich stets ftir das SATO-I' rojekt 
stark, erhoffte sie sich doch davon eine 
Verbesserung ihres Status innerhalb der 
argentinischen Streitkräfte, wo nach wie 
vor das 1·leer dominierte. 

Die Marine repräsentierte die reaktio­
närsten Kreise der argentiniSt;hcn Gesell­
schaft und Streitkräfte. Ihn:r Auffassung 
nach war es Mitte der 70er Jahre an der 
Zeit, "eine gemeinsame Verteidigungs­
strategie für den Südatlantik aufzubau­
en, der laut Berichten von sowjetischer 
Penetration. vor allem in Angola, be­
drohtist"_6 
Dieser "Bedrohung" könnten nur drei 
dem Westen verbundene Länder entge­
gentreten, die über eine entsprechende 
geographische Position und starke Strei t · 
kräfte verfUgten: Argentinien. Brasilien 
und Südafrika. Als Bündnispartner 
müßten die USA und/oder eine euro· 
päische Macht gewonnen werden. da die 
militärische Kapazität der Südatlantik­
Anrainer allein nicht ausreiche. 
Als ständiges Problem erwies sich jedoch 
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das angespannte Verhältnis Argentiniens 
zu seinem größeren nördlichen Nach· 
barn Brasilien und gegenüber Chile. Am 
Cono Sur (SüdkegeJ Latcinamerikas; d. 
Red. ) finden sich noch die Vorausset­
zungen rur die Anwendung der klassi­
schen Geopolitik, der Theorie von den 
"lebendigen Grenzen". vom .• nationalen 
Lebensraum "usw. 

Zukurzgekommenes Argentinien 

Der spezifische theoretische und prakti. 
sche Beitrag Südamerikas bestand und 
besteht in dem Versuch der Internalisie· 
rung der Geopolitik ( .. nationale Integra. 
tion"), nach der die .,innere Sicherheit" 
(via "nationaler I ntegTation" sog. "leerer 
Räume" einerseits. in denen nur formell 
staatliche Souveränität ausgeübt wird. 
deren tatsächliche Pem.:tration du rch das 
Zentrum des jeweiligen Staates jedoch 
noch nicht abgeschlossen ist sowie dcr 
Ausschaltung "subversiver Kräfte" an­
dererseits) zur Voraussetzung rur die 
"äußert' Sicherheit" wird . 7 

Die ,.nationale Integration" ist Kernbc· 
standtcil der "Doktrin der nationalen 
Sicherheit", wie sie zuerst seitens der 
brasilianischen "Iilitärs formuliert wur· 
de. S 

Argentinien fUhlt sich einerseits dureh 

die geopolitische Konzeption Brasiliens 
(s.u.) , die für Argentinien bestenfalls den 
Status einer zweitrangigen r..lacht am 
Cono Sur vorsah. andererseits durch die 
geopolitischen Ambitionen Chiles be· 
droht (Beagle. Kanal. Patagonicn). 
In den J ahren vor dem MalwinclI-Krieg 
hatten die argentinischen Militärs eine 
Reihe von geopolitischen Niederlagen 
gegenübcr ihren Nachbarn einstecken 
müssen: 
Die chilenische "sanfte Expansion" via 
Immigration nach l'atagonien trug Züge 
kultureller Penetration. Ein Schieds· 
spru<:h der britischen Krone sprach Chile 
die umstrittcnen Inseln am Beagle·Kanal 
zu. Im La-l'lata·Becken unterlagen die 
argentinischen Militärs ihren brasiliani­
schen Kollegen im Konkurrem:kampf 
um die dortigen hydroelektrischen Res­
sourcen. Und auch die Verhandlungen 
um den völkerrechtlichen Status der lIon 
Argentinien beanspruchten britischen 
Kronkolonie falkland /Malwinen zeitig­
ten keine Fortschritte. 
Einschneidende i\'lodifizierungen in der 
brasilianischen Außenpolitik (s_u.) lie· 
ßen dann ein Vakuum entstehl'n, in das 
die argentinischen Militärs hineinzu· 
stoßen trachtetlon, um ihre Position ge­
genüber Chile und Brasilien am Südatlan­
tik zu verbessern. 

1980 wurden die Kontakte zwischen den 



argentinischen und US-Militärs. die sich 

im Zuge der Carter'schen "Menschen­
rechtspolitik" vorübergehend ver­
schlechtert hatten. auf informeller 
Ebene wieder aufgenommen. 
Die Allianz Argentiniens mit den USA 
wurde dann mit dem Amtsantritt Gal­
tieris zu dem außenpolitischen Projekt 
der argentinischen Junta. Galtieri wurde 
als "Mann Washingtons" gehandel t. Er 
war 1981 einer der Hauptbeteiligten der 
"mili tärischen Diplomatie" über den 
Außenminister hinweg. 
Bei Besuchen des Sonderbeauftragten 
von US-Außenminister Haig, General 
Vernon Walters. in Buenos Aires und 
dem Besuch Galtieris in Washington aus 
Anlaß der Tagung der Spitzen der ameri­
kanisehen Streitkräfte hatte Galtieri ver­
kündet. daß Argentinien Washington in 
Mittelamerika bedingungslos unterstüt­
zen würde und auch bereit sei. Truppen 
dorthin zu entsenden. 
Galt bis Mitte der 70er Jahre Brasilien als 
engster Verbündeter der USA am Cono 
Sur, so war es nun Argentinien. das privi­
ligierte Beziehungen zu den US-Streit­
kräften unterhielt. 

Die "zweite Professionalisierung" der 
argentinischen Streitkräfte hatte sich 
von der der brasilianisehen zunächst 
noch durch ihren relativ autonomisti­
sehen Anspruch gegenüber den USA in 
"Sicherhcitsfragcn" des Kontinentes 
ausgezeichnet. 9 Die Unterschiede zwi­
schen Brasilien und Argentinien auf in­
ternationaler militärischer Ebene blie­
ben auch noch in den 60er und 70er 
jahren offensichtlich, auch im Hinblick 
auf das Volumen der jeweiligen Waffen­
käufe und der Lizenzen zwischen den 
beiden Ländern und den USA und West­
europa. Während Brasilien in den 60er 
und 70er jahren den größten Teil seines 
Waffenhandels mit den USA abwickelte, 
gab Argentinien seine europafreund[ichc 
Haltung nicht auf. sondern verstärkte sie 
sogarzeitwdlig. 

Galtieri - Mann Washingtons 

Mit Galtit:ri setzte eine einschneidende 

Wende in der argentinischen Außenpoli­
tik ein. Zugunsten von priviligierten Be­
"iehungen zu Washington war man be­
reit. die "tcrziomundistischen" (hin­
sichtlich der Dritten Welt; d. Red.) und 
auf die Sowjetunioll bezogenen Elemen­
te der argeluinischcn Außenpolitik auf­
zugeben. Argentinien kündigte eine Di­
stanlierung von den Nichtvaktgebun­
denen und die Einschränkung des 
Außenhandels mit der Sowietunion all. 
Bei der Reagan·Administration trafen 
diese Bewegungen in der argentini schen 
Außenpolitik au rlnteresse. 
Lalcinamerikallolitiker wie Kirkpanick , 

Enden und Fontane favorisierten eine 
Intensivierung der Beziehungen "u 
Argentinien, um das Vakuum am Cono 
Sur neu zu füllen, das die brasilianischen 
Militärs hinterlassen hatten. U.a. war die 
Errichtung einer US-Militärbasis in Pa­
tago nien im Gespräch, desweiteren wur­
den die Öffnung der argentinischen Erd­
öl- und Erdgasvorkommen gegenüber 
US-Konzernen sowie der Bau einer Gas­
pipeline von der Provinz Neuqucn an die 
Küste verhandelt. 
Gegenstand der nordamerikanisch­
argentinischen Gespräche war auch die 
Konstruktion eines ,.Südatlantikpak· 
tes". Innerhalb der Reagan·Admininra­
tion existierte diesbezüglich keine ein­
heit liche Auffassung. Die Einen dräng­
ten auf eine formelle [nstitutionalisie­
rung eines "Südatlantischen Sicherheits­
systemes", die Anderen favorisierten als 
Alternative die Ausdehnung des NATO­
Geltungsberciches über den Wendekreis 

des Krebses hinaus. Denn die Bildung 
eines "Südatlantikpaktes" untcr Betei­
ligung Südafrikas, so die Uberlegung, 
würde die Beziehungen der USA zu 
Schwarlafrika zusätzl ich belasten. 

Diese Posit ion fand übrigens auch die 
Unterstützung der britischen Marine. 
Der Malwinen-Krieg muß somit auch 
unter dem Aspekt der Demonstration 
des argentinischen Anspruchs aur eine 
strategische Vormachtstellung im Süd­
atlantik und der Verhinderung einer 
"nordatlantischen Lösung" der "süd­
atlantischen Sicherheitsproblcme" be­
trachtet werden. 
Die geopolilische Posit ion Brasiliens. wie 
sie in dcr zweiten Hälfte der 60er jahre 
von General Golbery ausgearbeitet wur­
de, beinhaltet folgende Aussagen: Die 
"nationale Sicherheit" des Landes ist im 
Westen durch den Pazifik und die Anden 
geschützt, sie ist jedoch \'erwundbar vom 
Südatlantik her. 

Brasiliens "Sicherheitszirkel" 

Hieraus wird das Konzept eines "inneren 
Sieherheitszirkels" abgeleitet, der aus 
dem Osten Südamerikas, dem Westen 
Afrikas und der Antark tis besteht. Inner­
halb dieses "Zirkels" muß Brasilien als 
Hegemonialmacht und "Sieherheitsga­
rant" auftreten. 

Der Südatlantik wird zum brasiliani· 
schen ,.Binnenmeer". Die "Meerenge" 
Dakar-Natal, die den Sudatlan tik "teih", 
muß als strategisch besonders sensible 

Atombomben auf Cordoba 
Was ,chon ~it längerer Zeit mehr oder weniger als Gerucht kursierte, wurde nun vor einigen 
Wochen Gegenstand einer fragc$lunde im britischen Unterhaus. 
Der renommierten britischen Zeitung "New Statesman" und dem Unterhaus-.. Querulanten" 
Tom DalyeU waren Dokumente aus dem Thalcher·Krie~kabinctt tugespiel! worden, die 
besagten, daß die Regierungsspitu und die Armedührung während des Falk[and/Malwinen­
kriegs erwogen hatten, im Falle eines negativen Kriegsver[aufes "demonstrativ" eine Atombom­
be über der tWeilgrößten argentinisch"n Stadt Cordoba (ca. [ Mio Einwohner!) zu zünden. Auf 
diese Weise soUten die Argentinier turn Rückzug gezwungen werden. 
Ab guichert galt schon seit einiger Zeit,daß die britische "task force" bzw. Eingreif truppe auch 
Atomwaffen mitftillTte. Die britischen Pläne bewegten sich durchaus in der (offensiven) Logik 
der "Flexib!~ r~sponse" (Flexib!~ Erwiderung)-Doktrin der NATO: Kann mit der alleinigen 
Anw~ndung "konventioneller Kriegsmittel" das politische und militärische Ziel nicht realisiert 
werden, muß die EskaJ~tion mit dem Einsatz von Atomwaffen zumindest angedroht werden. 
Zeitigt auch diese Drohung nicht die beabsichtigte Wirkung, bleibt nur noch der Ein""tz der 
Atomwaffe, um die Glaubwürdigkeit dcr ausgesprochenen _ und zukünftig noch auszuspre­
chendcn Drohungen unter Beweis tu ste!kn. 
Die Drohung mil dem Einsatz von Atomwaffen, dürfte allerdings auch als "Wink mit dem 
Zaunpfahl" an die Adrnse Washingtons "u interpretieren sein. Der Einsatt von Atomwaffen 
hälle tU einem höchst ungünstigen Zeitpunkt ([ [/2 Jahre vOr der Stationicrung von neuen 
atomaren Millcl5tKckenraketen in Westeuropa) fatak politische Folgen haben können. Wie 
hälle man dann noch einer friedensbewcgtcn westeuropäischen Öffentlichkeit enähJen kön­
nen, daß Atomwaffen "politische Waffen" sind, in dem Sinne, daß sie der "Abschreckung" und 
nicht der "Kriegführung" dienen? 
Aber auch das interamerikanische Verhältnis hälle irreparablen Schaden erlitten. Seh[ießlich 
hätte der "große Bruder aus dcm Norden" den Einsatz atomarer Mittel tur Vernichtung eines 
südamerikanischen Landes gebilligt. Die Beschwörung gemeinsamer amerikanischer Interessen 
w'.ire somit "ollends und für alle Zeit als imperialistische Zweckpropaganda entlarv t worden. 
Ergo blieb Washington nur eine MÖglichkeit : Die britische "task force" in einem Umfang tU 
um"rstutzcn, der sie in die Lage versetzle, auch ohne Androhung bzw. Durchführung eines 
Atomschlagcs die argcntinischen Strcitkr'.ifre niedel"l:uring<:n. Man könnte die. auch "atomare 
Zwe ir ront~ndip[omatie" nennen. D. Schuuc-Marmeling 
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Zone vom brasilianisdlC:n Osten, in den 
Worten Golberys ein "gewaltiger Flug­
;.r.eugtrager", kontrolliert werden_ 
AIs Verbündete bei der Verwirklichung 
dieses Kon;.r.eptes gahen in Brasilia bis 
Mitte der 70er Jahre die USA und Süd­
afrika. Argentinien wies man allenfalls 
den Rang einer zweitrangigen Macht zu. 
Irn Zuge der Auseinandersctzungum die 
nukleare Proliferation (Nichtweiterver­
breitung; d. Red.) und Menschenrechte 
kam es in der zweiten Hälfte der 70er 
J ahre zu Entfremdungstendenzen im 
Verhältnis Brasiliens zu den USA. Die 
wirtschaftlich bedingte: positive Haltung 
Brasiliens zu den ehemaligen portugiesi­
schen Kolonien in Afrika erforderte zu­
dem die politische Distanzierung von 
Südafrika. 
Bis Mitte der 70er Jahre ordneten alle 
geopoJitischen Konzeptionen des Cono 
Sur die jeweiligen Nationalstaaten in die 
"Westliche Al!ianz" mit den USA ein. 
Bis dahin bestand die innersüdamerikani­
sehe Rivalität hauptsächlich darin, daß 
jeder Staat versuchte, seine jeweilige geo­
graphische/strategische, militärische und 
wirtschaftliche Position so zu präsentie­
ren, daß er auf besondere militärische 
und wirtschaftliche Beziehungen zu den 
USA bestehen und ein möglichst hohes 
Eigengewicht als Verhandlungsfaktor 
einbringen konnte. 

Zankapfel Südafrika 

In der zweiten lIälfte der 70er Jahre 
erlebte die brasilianische Außenpolitik 
einschneidende Jl,lodifikationen in Rich­
tung einer Lockerung der Allianz mit 
den USA und einer stärkeren Betonung 
von Eigenständigkeit. 
Dit' brasilianische Außenpolitik war nun 
nicht mehr vorrangig an den Prioritäten 
der "westlichen Allianz" orientiert, son­
dern versuchte vielmehr. das Land zu 
einem unabhängigen Faktor im Geflecht 
der internationalen Be;.r.iehungen zu ma· 
ehen. 
Der durch die stärkere wirtschaftliche 
Hinwendung zu den ehemaligen portu­
giesischen Kolonien und anderen Staa· 
ten Schwarzafrikas bedingte Interessen· 
konflikt in Brasilien hatte zur Folge. daß 
Außenm inister Azeredo im September 
t 976 die Idt't' eint's südatlantischen Ver­
teidigungsbündnisses, basierend auf den 
"Eckpfeilern" Brasilien. Argentinien, 
Südafrika ganz offiziell verwarf. Er er­
klä r te, es gäbe nicht die geringSIe r.lög. 
liehkeit, im Südatlantik ein kollektives 
Verteidigungssystem zu errichten. schon 
gar nicht mit der .,unangenehmen" und 
"unerwünschten ,. Präsenz Südafrikas. 
l'olarineminister Admiral Henning erklär­
te wenig spater. daß Brasilien nicht die 
Absicht hegt', neue Bündnisse zu schaf­
fen, um den südamerikanischen Konti-
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nent zu "verleidigen". Henning trat da­
mit Gerüchten entgegen. die wissen woll· 
ten, daß Argentinien und Brasilien im 
Begriff seien, den alten .• Südatlantik­
pakt" (s.o.) zu einem "Verteidigungs"­
abkommen mit militärischer Beistands­
pnicht aufzuwerten. 
Im Juli 1980 traf Brasiliens neuer Mari­
neminister Admiral Da Silva Fonseca in 
Buenos Aires ein. Informationen über 
ein geheimes militärisches Abkommen 
zwischen beiden Ländern wurden von 
Regierungssprechern beider Länder als 
"unbegründete Gerüchte" abgetan. Bei 
seiner Rückkehr nach Brasilien stellte Da 
Silva Fonsecajedoch fest, der "Südatlan­
tikpakt " existiere weiterhin als "Arbeits­
Hypothese". Er sei auf die beiden süd­
amerikanischen Anrainerstaaten Argen­
linien und Brasilien beschränkt. ohne 
jede Einmischung der USA und anderer 
westlicher Nationen. 
Brasilien war somit weiterhin an einer 
Aussparung Südafrikas (aber auch der 
USA und westeuropäischer NATO-Staa­
ten) aus den "Südatlantikpakt"-Plänen 
intereuiert, um seine Position in 
Schwar.o:afrika nicht zu diskreditieren. 
Obwohl Figueiredo sich gegenüber der 
Idee eines "Südatlantikpaktes" weniger 
abgeneigt zeigte als seine Vorg'jnger, wie· 
derholten die offiziellen Stellen Brasi· 
liens im Juli und August 1980 ihre Wei­
gerung, an irgend('inem gemeinsamen 

Unternehmen unter Einschluß Süd­
afrikas teilzunehmen. Ein "Vertcidi­
gungs"pakt, an dem sich Südafrika betei­
lige, sei unannehmbar, da der brasiliani· 
sehen Afrikapolitik abträglich. 
Brasiliens I nteressen im Südallantik sind 
zur Zeit eher wirtschaftlicher denn geo· 
politischer und militärstrategischer Art. 
Die winschaftlichen Interessen bilden je­
doch wiederum einen Anreil. rur die Ent­
wicklung Brasiliens zur Seemacht. 
Die brasilianischen Wirlscha ftsinteressen 
am Südatlantik ergeben sich hauptsäch . 
lieh aus seiner in den 70er Jahren stetig 
gewachsenen lIandelstäligkcit mit West· 
europa, Westafrika und Japan sowie aus 
seiner Abhängigkeit von Rohölimporten 
aus dem Nahen/Millieren Osten und aus 
Afrika. Westafrika ist ein wichtiger 
Markt rur brasilianische Erl.eugnisse und 
nahm nach der - ö lprcisbedingten 
ersten Krise des brasilianischen "Ent­
wicklungsmodells" einen wichtigen 
Plan im exp0rlorientierlen Wachstums­
plan e in. 

Ersatzmacht Chi le? 

Chile wurde wiederholt als Ersatz ftir 
Brasilien in einem zu bildenden "Süd­
atlantikpakt" gehandelt. was jedoch in 
Argeminien stets auf Widerspruch stieß. 
Chilenische Souver'.inität über die Inseln 
im Beagle-Kanal würden dem Land einen 
bio7.t'anen Status geben. das Kräfte\·er· 
hältnis am Cono Sur würde dadurch ent· 
schcidcnd zu Lasten Argentinicns verän· 
dert, was wiederum auch Auswirkungen 
auf das argcntinisch-brasilianisch!.' Ver· 
hältnis zeitigen würde. Argentinien 
würde somit seiner traditionelt dominie­
renden Anrainerposition am Südatlantik 
endgültig verlustig werden, ;.r.ugunsten 
eines traditionellen Verbündeten seines 
schärfsten Rivalen um Hegemonie am 
SüdlipfeJ Laleinamerikas. 
Das Interesse des Imperialismus an ein!.'r 

Va"kan .. ",,,,, •. hit, Kardin.al Samoa. als V.rmilll., ~",is<k'ß d.n Braal •. Konnillpa".irn "'. ,nlini.n und Chil . 



Einbeziehung Chiles resultiert aus der 
geostrategischen Bedeutung eines bioze­
anen Chile: Von seinem Territorium aus 
könnte Chile die Magellan-Straße und 
die Drake-Durchfahrt kontrollieren, 
zwei Verbindungswege zwischen Atlan­
tik und Pazirik, die von der internationa­
len Schiffahrt in zunehmenden Maße be­
nutzt werden. Ein biozeanes Chile wäre 
unverLicht barer Bestandteil eines .,Süd­
atlantikpaktes" , was jedoch dem argenti­
nischen Grundsatz "Argentinie n am 
Atlantik", "Chile am Pazifik" widerspre. 
ehen würde. 

Projekt SATO aufgeschoben 

Chile wiederum, das bereiu seit langem 
atlantische Ambitionen hegt, zeigt sich 
solange an einer gemeinsamen ,.Verteidi­
gung" desinteressiert, wie dem Land 
nicht ein biozeaner Status zugesprochen 
wird, der das Land erst zu einem Süd­
atlantikanrainer machen würde. 10 Ne­
ben dem Streit um die Inseln im Beagle­
Kanal stellten die konkurrierenden An­
sprüche auf Sektoren in der Antarktis ein 
weiteres Hindernis rur ein "sicherheits­
politisches" Zusammengehen von Chile 
und Argcntinien dar. 11 

Mit dem britischen Sieg im f..'lalwinen­
Krieg hat sich vorerst die "nordatlanti­
sehe Lösung" bezüglich imperialistischer 
Interessensicherung im Südatlantik 
durchgesetzt. 
Eine engere Zusammenarbeit mit den an· 
tikommunistischen Militärs in Südameri­
ka sch ließt dies jedoch nicht aus. Gerade 
die am tierende Reagan-Adm inistrat ion 
hegt nicht die geringsten Skrupe l. den 
autoritären und expansionistischen Mi­
litärs tatkräftig zur Seite zu slehen. 
Wie bereits erwähnt, hatten sich die Be­
ziehungen der südamerikanischen Mi­
litärs zu den USA seit dem Wechsel von 
Carterzu Reag-.ln (imjahr 1981; d. Red.) 
stetig verbessert bis sie, im Falle t\rgenti­
niens. bedingt dureh die I-I altung des 
Pentagon im Malwinen-Krieg, einen vor­
übergehenden Rückschlag erlittcll. 
Der konkurrierende nationale Expl,nsio­
nismus der südamerikanischen Militärs 
schließt jedoch eine formelle Institutio­
nalisierung einer S:\T O zumindest ftif 
die nächste Zeit aus. Tatsächl ich Hellt 
dieser konkurrierende l::xpansionism us 
der dem geopolitischen Denken verhaf­
telcn südamerikanischen Militärs das 
größte Hindernis rur ein .. sieherhciupoli­
tisches" Zusammengehen am Cono Sur 
dar. 
Der innenpolitischen Solidarität bei der 
Niederhalt ung cmanzipatorisehlT Krä fte 
entspricht keine außenpol itische Soli­
darität. Die Rüstungspolitik Brasiliens, 
Argentiniens und Chiles gilt vorrangig 
der Möglichkeit eines intersiid,lmcrikani­
schen Krieges, weniger der .. Abwehr" 

außerh em isphä rischer Kräfte. 
Dies betrifft insbesondere die argentini­
sche Rüstung, die sich sei t ehedem ab 
Reak tion auf die angenommene "Be­
drohung" durch den größeren nördli­
chen Nachbarn (der sich diesbezüglich 
zudem lange Zeit auf seine p rivilegierten 
Beziehungen zu den USA stützen konn­
te) definiert. Die Entwicklung bei den 
jeweiligen nationalen Rüslungsvorhaben 
wird e indeutig bestimmt von der Ent­
wicklung der intersüdamerikanischen 
Konfliktlage. 12 

Ein Waffengang zwischen zwei Kandida­
ten des SATO-Projektes ist somit ftirdie 
Zukunft nicht auszuschließen, wenn 
nicht gar wahrscheinlich, zumal dann, 
wenn die wirtschaftliche Aneignung der 
Antarktis. die im expansion ist ischen 
Denken der südamerikanischen Mili tärs 
eine bedeutende Rolle spielt , zur realen 
Perspek tive avancier t. 

Anmerkungen: 
6) LaNacion,8.4.1976 
7) Zur Geopolitik in Südamerika siehe u.a. 

K. Hernckamp, Der Südallantik - Come­
back eine5 geopoliti5Chen Kriftde!des? , 
in: Obersee·Rundschau, Nr. 2/ 1979 und 
H.T. PiUmann, Geopolitical y political 
externa de Argentina, Brasi l y Chile. in: 
Geosur, Montevideo, J g. 3, Nr. 34, 1982 

8) Sieheu.a.: 
~1. Femandez Baen, Nationale Sicherheit 
in Lateinamerika, Heidelberg 1981 

9) Die sog. "zweite Professionalisierung" der 
lateinamerikanischen Streitkräfte setzte 
in der Nachkriegszeit den bis dahin domi· 
nierenden französischen und vor allem 
deutschen Denkschulen ein Ende. Beide 
hatten bis dahin Inhalt und Form profes· 
sioneller militä.rischer Doktrinen auf dem 
Subkontinent bestimmt. Nach 194;' setzt 
sich dann die militä.rische Doktrin de~ Si~· 
geu USA durch, d~r zudem den Grenzen 
de~ Subkontinentes am nächsten liegt. 
Demnach wird der Soldat als Technokrat 
v~ntanden . der auf die Anwendung von 
Gewalt im Namen des Staates spezialisiert 
ist, zu dem er als Bürokrat und Staatsbür· 
ger gehört. Die Tendenz zum "Zivilen" 
hin hatte zur f olge. daß automalisch ein 
größeres Interesse des Soldaten rur die 
politischen Probleme bestand, da die 
Technologie der Kriegruhrung immer 
mehr mit der wirtschaftlichen Entwick­
lung und der Ausübung der politischen 
Macht in Bezi~hung stand. Dies führte 
al1erdin~ nicht zur (erhofften) ~mokra­
tisicrung der Streit kräfte, sondern erhöh­
te vielmehr den Anreiz für militärische 
Interventionen im politischen leben. 

10) Zur argentinisch-chil~nischen Auseinan­
dersetzung um den Beagle-Kanal siehe 
U.a.: K. Hernekamp, Der arg.:-ntiniseh· 
chilcni~che Grenzstreit am Beagle·Kanal, 
Hamburg, Januar 1980 

11) Zur argentinisch-chilenisehen Konku r­
renz um die Antarktis siehe u.a.: C. Juan 
/o.!oncta, Antartica Argentina: IQl; proble· 
mas de 1975 - 1990, Estrategia 31-32; EI 
valor geopolilico de Ja posicion andrtica 
d~ Chile. Rcvi~ta Geogr:Hica de Chile, 
9/ 19;'3; Frcderica Marull, Introduecion D 

la geopolitica, Santiago de Chile, 1972 
12) Zur Aufrüstung in Sudamerika siche u.a. : 

Militarisierung und Rüstungskontrolle in 
l..attinamerika, in: Riistungsjahrbuch 
82/83 (S IPRI), Rcinbek 1983 
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Koordinierungsausschuß der Friedensbewegung 

Aufruf zur 

Mittelamerika-GroOdemonstration 
am 3. November 1984 in Bonn 

Im Herbst 1984 wird sich die Situation in 
Mindamaika dramatisch zuspitzen. Mitten 
im unerklärten Krieg finden am 4. No'-cmber 
in Nikaragua Wahlen statt, die Bestandteil 
des seit 1979 eingeleiteten dcmokrati~chcn 
und revolutionären Prozen<:s sind. 

Gleichzeitig führen diese Wahlen - gerade zu 
diesem Zeitpunkt - die Argumente der US­
Regierung ru,. ihre fortgesctzte Intervention 
ad absurdum. Deshalb werden die USA mit 
allen Mitteln ,-ersuchen, dies zu verhindern. 
Wir bdün::hten darüber hinaus, daß nach den 
Präsidenl5chaftswahlen in den USA die rela­
tive Zurückhaltung während des US-Wahl­
kampfes dann aufgegeben wird und di<,: di­
rekte militärische Intervention in Minel­
amerikadrohl. 

In die~r Situation rufen wir alle Memchen 
in der Bunde~republik auf, mit einer Groß­
aktion am !I.ll. in Bonn ihren Protest und 
Widerstand gego:n die US-amerikanische 
Kriegspo litik und ih re Solidarität mit den 
Völkern Mittelamerikas zu demonstrieren. 

Wir d e m on st r ieren für d en F ried en in 
Mittelam erika 

Frieden ist für uns überall auf der Weh mehr 
als die Abwe~nheit von Krieg. Frieden er­
fordert soziale und wirtschaft liche Gerech· 
tigkeit, politische Freiheit, die Achtung der 
Menschenrechte und das Selbstbestim­
mungsrech t der Völker. 

In Nikar .. gua wurden in den vergangenen S 
Jahren trotz vieler Schwierigkeiten und Ein­
schränkungen wich tige Amätze in dieser 
Richtunggemacht: 

• Der Aufbau eines neuen Gesundheitswe­
~m rur die breite Bevölkerung. 
• Die Durchführung der Agrarreform mit 
der Landverteilung an die Campesinos und 
der Bildung von Kooperativen. 
• Die Alphabetisierungskampagne und die 
folgenden Programme in der Ern'achsenen­
bildung. 
• Die direkte Beteiligung der Bevölkerung 
an politischen Entscheidungen, einschlidl ... 
lich der Abhaltungder Wahlen. 
Ein solcher Friede ist durch die zunehmende 
Bereitschaft der USA und anderer NATO· 
Länder, auch durch militärische Mittel ih re 
eigenen politischen und wirtschaftlichen In­
teressen durchzu~tzen. geF.ihrdet! Dies wird 
deutlich mit deT Anhäufung von immer mehr 
Vernichtungswaffen bei um und der Ent· 
wicklung neuer KriegsfUhrungsstrategien 
(Air Land Battle) sowie Aggressionen gegen 
Völker der Dritten Welt wie im Südlichen 
Afrika, im Nahen Osten und ganz besonders 
in Minelamerika: 

•• ,r~R 'IM fI\'IP 
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• Die Contras können ihren Krieggo:gen das 
nikaraguanische Volk nur mit finanzieller 
und logistischer Unterstützung der USA 
führen. 
• Die Verminung nikaraguanischer Häfen 
dun:h den CI A ist der bisherige Höhepunkt 
der wirtschaftlichen, politischen und militä­
rischen Intervention in Nikaragua. 
• Die USA haben I-I onduras zu einem amer i­
kanischen Mili tärstülZpunkt ausgebaut und 
bedrohen die Region mit ständig von dort 
ausgehenden Manövern. 
• Im Oktober Letzten J ahres bereiteten die 
US--Marines dem eigemtändigen Entwiek­
lungspro::.eß auf Grenadaein Ende. 
• In EI Salvador wird von nordamerikani· 
schen Flugzeugo:n aus die Zivilbevöl kerung 
bombardiert. 
• Die US·UnterstützungfUr diebrutalen Re­
gimes in Guatemala und EI Salvador hält 
unvermindert an. 

Unter dem Vorwand des Od-West-Konnik­
tes fU hn:n die USA ~:.:f ~llcn Ehcn<:n einen 
ge tarnten, aber do.:h luluUl uuch "crdeckten 
Krieggcgen d ie Vö lker Mittelamerikas. 
Die~r Krieg wird mit Hi lfe der CIA, der 
US-Botschaften. bezahlter Söldner und hun· 
derter US·Offiziere organisiert. Die US·Re­
gierung orientiert, wit im Kissingerplan vor· 
ge~hen, unverhohlen auf eine militärische 
Lösung der Konniktc, anstatt bestehende 
Vorschlägo: der Befreiungsbewegungen zu 
politischen Lösungen zu verfolgen. Selbst 
die Vermittlungsbemiihungcn der Conta· 
dora·Gruppe werden von den USA torpe­
diert. 
Die Bundesregie rung hält d iese Po litik der 

USA Hir legit im und no twendig und unlef' 
stütz t Jie daher als NA TQ-Partne r Nr. 1 poli­
t is.ch·d ip lom at i.!Ch und wirtschaft lich. 
Bestes Beispiel daHir in, daß sie die ~it lan· 
gern zugesagte Entwicklunphilfe für Nika­
ragua in Höhe von 40 1.1 io D~I nicht auszahlt, 
jedoch die Neuaufnahme bundesdeutscher 
Entwicklungshilfe an EI Salvador in Höhe 
von !'JO Mio D~I im Juli 1984 beschlos~n 
wurde. Zusätzlich entsandte die ßRD einen 
neuen Botschafter nach EI Salvador. 
Eine solche Politik sichert nicht den Frieden, 
sondern trigt zur Verschärfung des Krieges 
bei. Als Gruppen der Friedens- und Solidari· 
tätsbewegung können wir eine internatio­
nale Ordnung, in der Friede nur Friedhofs· 
ruhe und Frcih .. it nur die Handlungsfreiheit 
der Reichen ist, nicht akzeptieren. 

Deshalb kann Frieden in Mittelamerika rur 
unsnur he ißen: 
Wahrung der Unabhängigkeit und des Selbst­
b .. stimmungsrechts der Völker. soziale Ge­
rechtigkeit, Agrarreform, Alphabetisierung. 
Umstrukturierung der Wirtschaft, Entmach· 
tung der herrschenden Diktaturen und direk· 
te Beteiligung der Bevölkerung in allen ge. 
sellschaftlichen Bereichen. Für diesen Pro· 
zeß stehen die sandinistische Revolution in 
Nikaragua, die Befreiungsbewegungen 
FML:~/FDR in EI Salvador und URNG in 
Guatemala. 

K on k rete Solid a r ität ist m öglich und 
n otwendig 

In Mittelamerika helfen zum Beispiel über 
12.000 Anhänger der US-Friedensbewegung 
durch ihre ~rsönliche Anwe~nheit, hun· 
derte Solidaritätskomitees in der BRD orga­
nisieren finanzielle Unterstützung und kLä· 
ren über die Lage in Mittelamerika und die 
Politik hier auf; übe r Partnerschaften, z.B. 
zwischen deutschen und nikaraguanischen 
Städten, Betrieben und Gewerkschaften 
kann weitere finanzielle und ideelle Unter­
stützung geleistet werden. 

Mit unserer Großaktion am 3. November 
fordern wir. 
• Den Abzug aller US·Militärs aus Mittel· 
amerika. 
• Die Einnellungjeglicher AggrelSion gegen 
Nikaragua. 
• Die Einstellung der kriegeris.chcn Aktio­
nen gegen die Bevölkerung EI Salvadors und 
Guatemalas. 
• Die EinstelLungjeglicher Militär- und Wirt· 
schaftshilfe für die augenblicklichen Regie· 
rungen von EI Salvador, Guatemala und 
Honduras. 
• Die Auszahlung der zuge!lilgten Entwick· 
lungshilfe an die Regierung von Nikaragua 
durch die Bundesregierung. 
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Eine neue Republik 
Das Aparthcidregime hatte gerufen. 
doch nur wenige waren gefolgt. In zwei 
getrennten Wahlen Ende August d.J. hat· 
ten die indische und die farbige Bevölke­
rung Südafrikas jene von der weißen Min­
derheit bereits 1983 gutgeheißene Ver­
fassung mit ihren Voten ausstaffieren 
sollen, die ihnen getrennte und begrenz. 
te Mitspracherechte einräumt. Doch die­
se sind nicht mehr als Spic:Jwiesen. Und 
ihr rassischu Chrakter bezeugt, wes Gei· 
stes Kind sie ist (siehe AI B 1/1984 ). 
Der Afrikanische Nationalkongreß 
fANC) hatte aufgerufen: "Wähh nicht." 
A~C-Präsident Oliver Tatnbo: "Wenn 
Ihr wahll, werdet Ihr den Fortbestand 
des Apartheidsystems wählen. Wenn Ihr 
wählt. werdet Ihr die weitere: Vorherr· 
schaft der weißen Minorität über die 
schwaru Bevölkerung wählen. Wenn Ihr 
wählt, werdct Ihr Eure Töchter und 
Söhne zum Kanonenfutter einer Armee 
machen. deren prinzipielle Absicht darin 
besteht, die Unterdruckten in Südafrika 
zu bekampfen und die unabhängigen 
Länder im Südlichen Afrika zu terrorisie­
ren. Wenn Ihr wählt, werdet Ihr Euer 
Geburtsrecht und Eure Zukunft rur ei­
nen Apfel und ein Ei verkaufen. Wenn 
Ihr w~hlt. werdet Ihr dem Feind behilf­
lich sein, die Saat von Uneinigkeit und 
anhaltender Bitterkeit auszusäen. "1 
Die Stimmergebnisse bedeuteten ein 

Debakel rur die Pläne des Botha·Regi· 
meso Zugleich läßt sich aus ihnen schlie­
ßen, welcher Auffassung die Masse der 
Inder und Farbigen folgt: 

Dem Glaubenssatz, es handle sich wirk· 
lich um einen Reformansatz und um 
Machtteilhabe, oder der Erklärung, daß 
das Verfassungsmanäver der Apartheid 
nur Retuschen beibringen und Kollabo· 
ra1C:ure zufuhren soll. wie sie der ANC 
und die Vereinigte Demokratische Front 

(UDF) ftir ihre Boykottaufrufe anrühr­
ten. 
In dieser Hinsicht waren die Ergebnisse 
ein Verdikt, zumal - wie die Washington 
Post kommentierte - die beiden zur 
Wahl gebetenen Gruppen angeblich et­
was zu gewinnen hallen. 2 

Gewiß - es gab "Wahlsieger": Parteien, 
die mehr Stimmen erhielten als andere 
und gespenstisch anmutende "Wahl­
triumphe" begingen. Doch auf Basis wel-

Nur ~I. klc"'H T"il ~r "a"",~ .. "'" ,m Au, ,",- d . J. zu elf" lJtn<n 
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eher Wählerquoten ! Die offiziellen An­
gaben - Beteiligung unter den Farbigen 
runde 30%, unter den Indern etwa 20% 
- verdeckten die Realität: Sie gaben die 
Anteile derer wieder, die sich zur Wahl 
überhaupt hatten registrieren lassen. 

lIeruntergereehnet auf die Anteile an 
den faktisch Wahlberechtigten waren es 
nur mehr 18 bzw. 17%. 70 bzw. 80% 
(unter den Indern hatte die Losung 
"Gandhi hätte nicht gewählt!" der Gan­
dhi-Enkelin Ela Ramgobin·Gandhi einen 
besonderen Klang) Abstinenz der Regi­
strierten waren eine Demonstration rur 
sich . 

Das R egime machte im Verlauf der Pro­
zedur deutlich, ruf (velches System -

respektive rur die Teilhabe daran - abge­
stimmt wurde: Polizeiknüppel und Mas­
senverhaftungen von Boykottaufrufern 
bestimmten das Geschehen. 
In der Sprache Bothas waren selbstver­
ständlich die Boykottaufrufer diejeni­
gen, die durch "Einschüchterung" die 
niedrige Beteiligung auf dem Gewissen 
halten. Und, ebenso selbstverständlich: 
~Ian werde sich nicht beirren lassen und 
m it dem Verfassungsprojekt fortfahren. 

Widersinn der Verfassu ngsreform 

Geht man davon aus, daß Spaltung der ­
zahlenmäßig rur die auf das System Ein· 
geschworenen unter der weißen Minder­

heit beängstigende - Masse der Unter­
drückten zum einen, und Ge winnung 
von Kollaborateuren zum anderen den 
Sinn der Verfassungsreform ausmachen, 

so ergibt sich: 
Das seit September 1978 regierende 
Botha-Regime dürfte manche derartige 
Kollaborateure gewonnen haben; die­
jenigen Kandidaten (und entsprechende 
Wähler) etwa, die private Interessen mit 
dem Apartheidsystem insoweit verbin· 
den, als es grundkapitalistisch ist. Die 
Kandidaten der indischen Solidaritäts­
partei zum Beispiel waren fast aus­
schließlich Geschäftsleute. 
Dazu sind zu zählen notorische Kollabo· 
rateure: diejenigen, die sich ungeachtet 
der Hautfarbe in die Dienste der Rassi­
sten begeben haben, die mitunter glaub­
ten, gar nicht anders gekonnt zu haben. 
Der Rest _ und wahrscheinlich der übcr­
wiegende Teil? "Unsichere Kantoni­
sten", weil lllusionisten, die tatsächlich 
an die Chance glauben, die sie in der 

angebotenen "Teilhabe·· erblicken, im 
Sinne von wirklichen Reformen tätig 
werdelllu können. 
Diese Debatte hatte es schon einmal ge­
geben, bis Anfang der 50er J ahre über die 
ßt"teiligung an den Wah","n zu bedeu­
tungslosen Rt"prnselltativorganen der 
Afrikaner. Sie halle sich durch deren 
erwiesene Nutzlosigkeit in der von den 
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ANC-Aufruf 

Massenwiderstand gegen 
das Drei-Rassen-Parlament 

Die rassinische Verfanungsfan:e des Preto· 
ria-Regimes, die sich in blutiger Repreuion 
ausdruckt und die umfassende Krise ,"ertieft, 
ist Realität geworden. Vor aUen unseren 
demokratischen Kräften licht nun die ober· 
ste Aufgabe sichen:ustellen, daß sie ein tot· 
8'=borenes Kind bleibt. 
Alle Ansuengun8'=n der Botha/Malan­
Oique, die farbige und indische Gemein· 
schaft einzubinden und sie zu Partnern rur 
den Erhalt und die Sicherung ihres Sy5lems 
der ko lonialen und nationalen Herrschaft zu 
machen, sind auf den soliden Wall des Wider­
standes unseres Volkes gestoßen. 
Die nicht zu überhörende Mas$Cnkampagne 
8'=gen das Drei·Ras$Cn-Pariament hat wieder 
einmal 8'=zeigt, daß wir ein Volk sind - wir 
denken und handeln wie ein Volk und sehen 
unser Land als ein ungeteiltes nkhtrusisti · 
sche! Südafrika mit einem Schicksal. 

So wurde die Versammlung der Rassisten 
und ihrer Marionetten als weiterer lächer­
licher Versuch, der Apartheid die Maske der 
Anständigkeit aufzusetzen, entlarvt. Selbst 
der Rassist 80tha konnte nicht umhin, ange· 
sichts der Ergebnis$C der Apartheid·Wahlen 
die Niederlage zuzugeben, trotz der Tat· 
sache, daß sie in einer Atmosphäre des Aus­
nahme"Lustands, der gekennzeichnet war 
durch Verhaftungen und Ermordungen 
durch die Polizei, stattfanden. 
Wichtige Sprecher der Armee· und Polizei· 
diktatur erklärten, der Mas><:naufsland habe 
eine sog. vorrevolutionlire Situation geschaf­
fen. 
Die Rückschläge und Enttäuschungen des 
Regimes liind tatsächlich ein groBer Sieg für 
unser Volk. Es in eill Sieg, der durch die 
Einheit hunderltau$Cnder Schüler und Stu· 
denten ~schmiedel wutde, die ihre Ableh· 
nung der sog. neueIl Verfassung durch ihren 

Boykoll der Schulen der farbigen und indio 
schen Gemeinschaft zeigten. 
Es fanden Massenversammlun8'=n der Afrika­
ner und weiBer Demokraten ~gen die Betei­
ligung an den sog. Wahlen stall. Sie sehen in 
die$Cr log. lIeuen Verfassungeille ras~i5tische 
Verschwörung der weiBen Minderheit, um 
die Aparlheid und Herrschaft der weiBen 
Minderheit zu stärken und zu sichern. 
lnmillen dieses Schiffbruch, ihrer Intrigen 
spricht die Botha/MaLan·Clique, statt sich 
dem erklärten Willen unseres Volkenu beu· 
gen, schon von einer anderen, sog. Einrich­
tung, um etwas an Glaubwürdigkeit wieder­
zU8'=winnen. Die$Cs Mal geht es um eine Ein· 
richtung für die städtischen Afrikaner. Dies 
ist ein anderer Anschlag, der durch die ein· 
heitliche Aktion unseres Volkes verhindert 
werden muß. 

Die Kollaborateure isolieren 

Die Aufgaben, vor denen unser Volk steht, 
waren nie klarer als jetzt. Während wir uns 
berechtigterweise über den Sieg freuen, 
müssen wir beachten, daß dies nicht die Zeit 
ist, unsere Wachsamkeit zu vermindern oder 
zu mildern. Wir müssen vorwärts~hen, unse­
re Schwächen erkennen, urueren Widerstand 
,·er!tärken und verallgemeinern. Wir müssen 
den Massenwiders tand um die$C und andere 
Aktionen und Themen steigern. Wir müssen 
die Verräter und Marionellen auf jede Weise 
ächten und es ihnen unmöglich machen,der 
Apartheid zu nutzen. 
Unsere nächste Aufgabe ist es, unsere Auf· 
merksamkeit auf die bevorstehende Sitzung 
deli Drei-Kammern·Parlaments am 18. (28.) 
Septem~r zu rkhten, um dies zu einem 
Brennpunkt von Mauenakti .. itäten und 01'-

TNucrzUJ in D. \.,on f\l. ~ Ion d.r Poli>..; .rmord.,. Ju,<,ndticb. 
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monstrationen der Ablehnung und unserer 
unerschütterlichen Enuchlosscnheit zu 
machen, ein vereintes, demokratisches und 
nichtrassisches Südafrika zu schaffen. 

Laßt unS Masscnveranstaltungcn im ganzen 
Land abhalten. 
Die Botha/Malan·Clique, erweitert dur<:h die 
winzige Bande vollkommen verrufener 
Handlanger wie die Hendrikses, die Rabjan­
sis und Poovalingams, wird weiter dahin 
drängen, den Lebensnerv der Apartheid und 
weißen Minderheit>hernchaft zu erhalten. 
Sie tat dasselbe mit den Matanzimas, Sebes, 
Mpcphus und anderen Bantustanhandlan· 
",m. 
laßt uns Minel und Wege finden, die die 
Einrichtungen der Apartheid arbeitsunrahig 
machen. Laßt die Handlanger den Zorn unse· 
res Volkes fühlen und schließt sie vollkom­
men aus. Laßt die Sitzung des Drei·Kammer­
Parlaments eine Demonstration unseres Wi!­
lens werden, die Offensive bis zum endgülti· 
gen Sieg fortzu!iCtun. 
Die Abhängigkeit des Regimes von Unter· 
drückung, Eimchüchterung und Terror, die 
nackte brutale Gewalt der Südafrikanischen 
Verteidigungsmeitkriifte (SADF) und der 
Polizei, die ein weiteres Mal in der Periode 
der wg. Wahlen und jettt bestätigt wurden, 
leigt klar, daß der Weg vorwärt~ zum Sieg in 
der systemati.lchen Verbindung von Massen­
aktionen und or~nisierter revolutionärer 
Gewalt im Rahmen eines wach:;enden Volks· 
krieges liegt, 

Niedermit de m Drc:i·Rassen-Pariament! 

Das Pretoria-Regime ist im Inland und in 
:;einen Beziehungen zu seinen Nachbarn ab­
hängig von brutaler Gewah. Dies ist eine der 
grundsätzlichen Lehren unseres langen Mar­
sches zur Freiheit. Mit der wachsenden Zu­
riickwcisung, die es von der Gesamtheit unse· 
reS Volkes erh;i.lt, wird din stärker werden. 
Unser Volk. das die demokratische ~lchrheit 
verkörpert, die Arbeiter,Jugendlichen, Stu· 
denten, Bauern, die Intellektuellen, die 
frauen. die Kirche. die verschiedenen Natio­
nalitäten eimchließlich demokratischer Wei· 
ßer gn:;f .. n das Regime an verschiedenen 
fronttnan. 
Die Aufgabe, die sich allen diesen Gruppie­
rungen stellt, ist es, den Kampf zu verst"rken 
und neu .. Fronten zu eröffnen. Wir musseIl 
die FähiKkeit der Apartheid, uns weiterhin 
aUS'lubeutcn und 1:u unterdriicken unwirk­
sam machen. 
Oie scharf .. n .... uSemandtrset>:ungen, die sich 
jttzt in Sha'V"ville, Evaton. Seboktng, 
Lenasis und andnen Gebieten ereigneten, 
müss.:!l "erbreiten und auf andert Gebiete 
ausg .. dehnt wndtn. Wir rufen unser Volk 
auf, sich im Kampf zu ~treincn und die Of­
fensiv .. gegen da, Drd-RaSl<:n·Parlament und 
alle Übel, für die eS steht .. orwärtszutr";ben. 
Laßt den September ~u einer widerhallenden 
Erklärung uns.:n:r t:ntschlos.enheit werden. 
Nieder mit dem Drei·Rassen·Parlament! 
Vo""äns zur Macht d .. , Volke.! 
(Quell .. : Abteilung rur Information und 
Öffentlichkeit des ANC, 0.0., 6.9,1984) 

1948 an die Macht gekommenen Natio­
nalisten verfolgten rigorosen Apartheid­
pOlitik erübrigt. Die "Frustation" derer, 

die "systemintern arbeiten" wollen, ist 
durch den Verfassungsmechanismusvor­
programmiert. 

Die Rcformgläubigen, die sich zum Tel! 

aggressiv mit der Boykottposition aus­
einandergesetzt hatten (Pfarrer Hen· 
drickse z.B., Führer der farbigen Labour 

Party "Wahlsiegerin" ihrer Gruppe 
hatte den UK-Beschluß, die Verfassungs­

farce als " nichtig" zu werten, was auch 
die UOF tat. als "unmoralisch" abquali­
fiziert), sind in einer Zwickmühle. 

Die Wahl polarisierte auch ~ zwischen 
Kollaborateuren aller Schattierungen 
und den Volksmassen. Diese erkannten 

f)omon"ran,on "" omem in Brand So",,,,." Wa .. nl .. ,.r 
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vor allem, daß sie nichts gewannen und 
daß die über 20 Mio Afrikaner mit ihrem 
Votum auf Dauer zu Fremden ohne 
Rechte im eigenen Land gemacht wer­
den sollten. 
Sie reihen sich damit wohl oder übel ein 
in die Front der afrikanischen "gutgläu· 
bigen" Politiker wie Bantustan·Präsident 
Buthclezi, deren vorgebliches Wirken 
"innerhalb des Systems" nichts am Pro­
gramm Bothas änderte. 
80tha wurde vom Ko llegium des neuen, 
sauber nach Rassen getrennt tagenden 
dreigliedrigen Parlaments einstimmig 
zum Präsidenten mit aUlOritären Voll­
machten gewählt. Und schon wieder -
wie vor 10 Jahren bereits bei Premier 
Vorster ~ werden Kerzen angezündet. Er 
.. könnte" \'ielleicht doch weitgehende 
Reformen angehen, so die Frankfurter 
Allgemeine wie auch damals gehabt. 

;"l3n beruft sich auf deCaulle, der als 
französischer Präsident Algerien imJahr 
1962 unerwartet doch die erkämpfte 
Unabhängigkeit zugestanden hatte. Nur, 
innenpolitisch war derselbe de Caulle ein 
Reaktionär ~ und schon beginnt der 
Vergleich zu hinken. 

Fremde im eigenen Land 

überdies. unter Botha ist vor allem die 
Etablierung "unabhängiger" Bantustans 
als angebliche Staaten der afrikanischen 
Völker forciert worden. Kommissionen 
haben Vorschläge unterbreitet, und nach 
ihnen. die sich etwa mit der Spaltung 
auch der afrikanischen Arbeiterklasse 
durch Privilcgierung einiger Weniger be­
fassen, wurde gehandelt. Die Zwangsum­
siedlungen sind in den !caten Jahren 
vorangetrieben worden; sie erfaßten 
nunmehr insgesamt über 3,3 Mio Perso­
nen: Afril,!.anerzumeist. 
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Konferenz .Frieden für 
das Südliche Afrika" 

Zu der KonfCr<:ßl "Frieden für das Südliche 
Afrika". die vom 12.- 14. Oktober dJ. in der 
CCJamuchule Köln-Rodcnkirchcn stalIfin­
den wird, hat sich Promineru: angesagt. Ne­
ben führendtß Rcprär.cnlantcn der Btf«;­
ungsbcwegungen Al"C (Südafrika) und 
SWAPO (Namibia) wollen U.a. Sean 
McBride, langjähriger UN-Komminar ruf 
Namibia, Anwar BaTht. Direktor des Wdt­
kirchenrau·Programms gegen Rassismus und 
der DJ U-Vorsitzende Eckhart Spoo teil­
nehmen. 
Angesichts der anhaltenden "reform- um! 
friedens " politischen Offensh-c des Botha­
Regimes und angesichts seiner Wahlschlappe 
vom August dJ. gewinnt das Kernanlicgcn 
der Konfen:nzinitiatoren, nämlich auf die 
unverziigliche Beendigung jeder bundcsdeut­
Khcn Umentützung für das Apartheidregi· 
me hinzuwirken und die Solidarität mit sei· 
nen Opfern 'Zu stärken, an Bnsan'/:. 
Die Veranstalter (AA S, ASK, J usos, Tcrre 
des Hommcs, I nternationali~mu5"AG der 
Grünen u.a.. ) bieten insgesamt 18 Arbeits· 
gruppen an, z.B. Apanhcidsystem, Entkolo· 
nisierung Namibias, DcstabiJisierung der 
Frontstaaten, Zusammenarbeit BRD·Süd· 
afrika, Gewerkschaften, Kirchen, Frauen, 
politische Gefangene, Boykott. 
Anmeldungen und Rückfragen richten an: 
Organisatiombüro Konferenz Südliches Afri· 
ka '84, Kaiserstr. 71, 5300 Bonn I, Tel. 
0228· 2209S3 

Das soll alles .,möglicherweise" in abseh· 
barer Zeit durch den Präsidenten Botha 
aufgekündigt werden? 
Das Regim e fühlt sich weiterhin stark, 
das ist der Punkt. Trotz einer Ausland.'l· 
schuld z.B. von rund 60 Mrd DM - denn 
die, so Südafrikas Zentralbankdin:kto· 
riumsmitglied Stals, stellen großen Teils 
Verbindlichkeiten gegenüber internatio· 
nalen Konlernen durch ihre Tochterfir· 
men im Lohnparadies Apartheid dar, die 
nicht zurückgezahlt werden brauchen.3 

Bothas Fraktion gehört mutmaßlich 
nicht zu jenen Rassisten, die behaupten: 
"Wir reiten, b is wir im Blut versinken" 
(so ein Buchtitel). Aber. so dieWashing· 
ton Post, er besitzt auch keine Strategie 
rur einen Wandel "als vielmehr eine, um 
dem Wandel zu widerstehen". 
Der ANC, so Oliver Tambo, schließt Ge· 
spräche "zu einem gewissen Zeitpunkt" 
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nicht aus. "Aber unser Ziel ist nicht ein 
Treffen zu bekommen. Unser Ziel ist die 
Beseitigung der Apartheid.,,4 Signale 
müßten vom Regime kommen, zum Bei· 
spie l durch die Freilassung Nelson Man­
ddu und aller anderen politiSChen Ge­
fangene n. Bisher ist davon nich ts abseh· 
bar. 

Auch Leitartikeleien über Südafrikas 
"zweite Republik" bieten keine trÖst· 
lichen Vergleiche. Jene "erste Republik" 
hatte sich das Rassistenregime am 31. 
Mai 1961 genehmigt. Sie bedeutete die 
Verabschiedung aus dem britischen 
Commonwealth, aus dem bürgerlichen 
Demokrat iesystem Westministers und 
aus zivi ler Staatlichkeit. 

Sie öffnete den Weg in eine zunehmende 
Faschisierung des UnterdriickersYSlems, 
wie die Kommunistische Partei Südafri· 
kas in ihrem Programm 1962 fest elite. 5 

Die "erste Republik" schottete jenes 
System ab, das 1973 in einerUNO·Kon· 
vention als "Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit·· geächtet wurde (siehe 
AIB·Sonderheft 1/ 1977 ). 

32 Tote bei Massenprotesten 

Das unterdrückte Südafri ka reagierte am 
Tag des Inkrafttretens der neuen Verfas· 
sung wie damals: mit massiven Demon· 
strationen. Unmittelbare Anlässe der 
ProteSte waren zwar u.a. gravierende 
Mieterhöhungen in den Schwarzen·Get· 
tos - vor dem Hintergrund steigender 
Arbeitslosigkeit und einer Inflation von 
12,4%. Aber die meisten Beobachter ver­
wiesen darauf, daß dieser neue Ein· 
schnitt in der Politik des Systems sich 
selbst zu erhalten, letztlich ausschlag. 
gebend war. 
Und noch eine historische Parallele kam 
auf. Mindestens 32 Afrikaner wurden bei 
den Protestaktionen getötct 6 - die mei· 
sten von der Regimepolizei, aber auch 
einige Kollaborateure seitt'ns der revol· 
tierenden Massen. Im Ort Sharpeville 
südlich von J ohannesburg gab es die mei· 
sten Opfer - dort, wo am 21. März 1960 
69 friedlich demoßSlrierende Afrikaner 
von der Polizei niedergeschossen worden 
waren. Sharpeville leitete das Verbot des 
ANC und eine Periode härtester Repres· 
sion ein. 
Allerdings, heute demonstrieren Siidafri· 
kas Schwarze nicht mehr ausschließlich 
friedlich. [n den Tagen der Verfassungs· 
und Präsidenleninauguration explodier· 
ten an zahlreichen Orten Bomben -
größtenteils gelegt vom Umkhonto we 
Si?we (Speer dt'r Nation), dem bewaff· 
neten Flügel des ANC. r\ach Poiizeianga· 
ben gab es von 1976 bis Ende 1983 217 
derartiger Anschlage, 149 davon im Zeit· 
raum seit 1981. 
Die Guerillaaktionen dl's ANC, Protest· 

demonstrationen, Boykotte von Schü· 
lern und Studierenden - 120.000 Afri· 
kaner ließen allein am 5. September d.). 
in der Transvaal· l' rovinz ihre Lehrstätten 
verwaist - die Absage an die Wahlfarce: 
sie verweisen jetzt schon - ungeachtet 
ihrer tatsächlichen Lebensdauer - d ie 
"zweite Republik" auf ihren Platz als 
Episode im Endkampf eines nicht mehr 
zu rettenden Systems. 
Anmerkungen: 
I) ANClnformationsbull~tin, Bonn, Nr. 

31/Augu'l1984,S.3 
2) Nach: I nt~rnal;ona[ H~rald Tribune (II-fr), 

Paris/Zürich,31.8. 1984 
3) Frankfurter AUgemein~ Zeitung, 30.7. 

1984 
4) Elhiopian Herald, Addi~ Abcba, 7.7.1984 
!» Dokumente zur Geschichte der Südafrika· 

nischen Kommunistischen Partei, Berlin/ 
DDR 1984,S.39S 

6) Nach: IHT, 10.9.1984 und U.5. News & 
Wor[d Repon, Washington, 17.9. 1984 

Ökopädagogik 
Es geht nicht nur um ein bißchen 
Umwelterziehung in der Schule, es 
gehl um ein radikales Umdenken. 
betrifft: erziehung berichtet in seiner 
Oktoberausgabe über diesen neuen 
Ansatz, der Zukunft haben !JlYß, 
Lernen Sie diese und zwei weitere 
aktuelle des Lehrer-
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Saudi Arabien 

Gespräch mit Führern des saudischen Widerstands 

Die Königsmacht dem 
Schwert erhalten (1) 

Die Verteidigu ng der Königshcrrschafl in Saudi Arabien :zählt zu den regionalen 
Topaufgaben du NATO-Eingreif t ruppen. Die Sauds gelte n als "lebenswichtige" In­
teressenwahrerder Westmächte im Nahen und Mittleren Osten, nicht a lle in wegen ih rer 
internationalen Spitze nrolle als öle"porteure und Olmilliardäre. Sie fungiere n als 
wichtigste regionale Stütze des Irak im Golfkrieg gege n den Iran. Und d ie geograp hi­
sche Zwischenlage Saudi Arab iens in der Krisenregion mac ht sie unter militärstrategi. 
schen Gesichtspunkten überaus wer tvoll. Das se hen nicht nur die Intervent ions- und 
Atomkriegsp laner in Washington so. Das haben auch ih re Bonner Be'helfer (siehe 
Kasten BRD-Rüstungsc:xporte) lä ngst erkannt. 
Ober außen- und innenpolitische Entwicklungen in Saudi Arabien sprach Ivesa Lüb­
ben-Pistofidis für das AlB mit fü hre nden Reprä~ntanten des saudischen Volkswider­
stands, Ad nan Sirhan und SOlid Aziz. A. Sirhan repräsentiert die Arabische Sozialisti· 
sche Akt ionspartci auf der Arabischen Halb insel (ASAP),die 1972 vo n An hängern der 
Vo lksfro nt Palästinas und einer vormaligen saudisehen Linksparte i, der Demokrati­
schen Volkspartei, gegründet wurde. Wie sie versteht sich auch die Partei von S. Aziz, 
die Kommunisthche Partei in Saud i Arabie n (KPS). als revolutionäre Arbeiterpartei_ 
nie KPS gi ng 1975 aus der Nationalen Bdreiungsfront hervor. die 1958 d urch die 
Umbildung der Nationalen Reformpartei (gegT. 1954) entstanden war. 

AlB: Saudi Antbkn hat sich zu einer 
wichtigen arabischen Führungsmacht 
entwickelt. Dabei scheint es z.T. auch in 
Wido.:rspruch I.U den USA zu geraten, ob· 
wohl es andererseits als einer der Haupt­
Stützen des US-Imperialismus in der Re."-

gion gilt. Wie erklären Sie sich diesen 
Widerspruch und wie sehen Sie die Rolle 
Saudi Arabiens im iuaelisch-arabischen 
Konnikt? 
ADNAN SIR HAN: In der Tat spielt Sau· 
di Arabien eine Doppelrolle, eine offen 

erklärte Rolle und eine hinter den Kulis­
sen. 
In der Offentlich keit versucht Saudi Ara· 
bien so zu tun, als ob es rur die palästi­
nensische Sache arbeite. Das zeigt sich 
z.B. im Fes- !'lan (vom Arabischen Gip­
feltreffen im September 1982 angenom­
men; d. Red.). Das zeigt sich in der politi­
schen Unterstützung und der finanziel­
len Hilfe rur die I'alästinensische Befrei­
ungsorganisation (I'LO). Und das zeigt 
sich an bestimmten öffentlichen Erklä­
rungen durch Vertreter des Regimes. 

Gleichzeitig spielt Saudi Arabien eine 
versteckte Rolle im Auftrag des Imperia­
lismus. Es war letztlich die Unterstüt­
zung durch die Sauds, die Ägyptens 
Sadat ermutigte. die Camp-David-Ver­
einbarungen (Separatabkommen mit 
Israel und den USA 1978; d. Red.) zu 
unter..:eichnen. Später drängten sie die 
Jordanicr. sich entweder den Camp­
David,Vereinbarungen anl.Uschließen 
oder in andere kapitulationisti$che 
Lösungen einzuwilligen. Sie versuchen, 
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aur Syrien Druck auszuüben, um es zu 
Konzessionen zu zwinglC:n. 
Was dilC: palästinensischlC: WidlC:rstands­
blC:wlC:gung betrifft, so untlC:utüt:r.t und 
finanzilC:rt Saudi ArabilC:n nurdlC:n rechte­
sten Flügel. Ihre Finanzhilfe hat nicht 
die Konsolidierung der palän inensischen 
Widerstandsbewegung zum Ziel, sondern 
die Schwächung der Reihen der J'alästi­
nenser. Denn die Sauds finanzieren nur 
bestimmte Kräfte innerhalb der rLO, die 
KrMte mit einer deratistisehen Linie. 
E.s gibt bis heute noch kein PLO-Buro in 
Saudi Arabien, nur ein Buro von Al­
Fatah. Saudi Arabien gibt vor, dem palä­
stinensischen Volk zu helfen. während es 
zur gleichen Zeit in eim:m festen Bundnis 
mit dem Irnperia)ismus steht. In den 
Nahostkriegen von 1967 und 1973 w!!i­
gerte sich Saudi Arabien. die Ollicferun­
gen an die w('stlichen Länder einzustel­
len. Es waren sch ließlich die Arbeiter. 
die die Olzufuhr unterbrachen. 
SAlD AZIZ : Saudi Arabien in der Ver· 
bündete d!!r USA. Aber aufgrund seiner 
besonderen Stellung - Saudi Arabien ist 
der Sitz der heiligen Stätten des Islam. 
und daraus resultieren bestimmte ;trabi­
sche Verpflichtungen beansprucht 
Saudi Arabien die Führung in der arabi­
schen Welt. 
Daraus rolgen aber auch bestimmt!! 
Widersprüche in der Anw!!ndung dl'r 
amfrikanischen Politik. Saudi Arabien 
ist der Meinung. daß diese Politik eine 
andere Fonn annehmen sollte. Das ist 
kein 5ltategischer Widerspruch. sondern 
eine rein taktische Frage. 
Aber trotz des Bündnisses mit den USA 
kann sich Saudi Arabien nicht wie 
Ägypten verhalten. Es gibt in unserer 
Region zwei taktische Linien. die beide 
die US-I'olitik verteidigen. Das eine ist 
die Linie Omans und i~gypt{'ns. die 
direkte Handlanger des US- Imperialis-

mus sind. das andere ist die Linie Saudi 
Arabiens und J ordaniens. Diese i51 wahr­
scheinlich sogar die gerährlichere. 
Es gibt einen Zick-Zack-Kurs in der sau­
dischen Politik. Der Wideupruch in der 
saudischen Außenpolitik entsteht. weil 
Saudi Arabien versucht. eine größere 
Rolle :w spielen. so wie wir es im Liba­
non gesehen haben. In ,mderen t'ällen 
fordern die Saudis die USA aber auch 
direkt zu größerem militärischen Lnga­
gement auf, 1..8. in Somalia. 1.s entstan· 
den .:uwcilen Meinungsverschiedenhei­
ten zwischen den Sauds und den USA, 
.... eil erstere den LSA vorwerfen. nicht 
genug zum Schutz der mit ihnen verbün­
delen Regimes zu tun, wie wir es im Fall 
des Iran (Stur.: des Schah 1979;d. Red.) 
gesehen haben. 

Die politische und finanzielle Unstl·rstüt· 
zung der I'LO durch Saudi Arabien hängt 

AlB-Verkäufer gesucht! 

Jowohl mit der saudisehen Stellung in 
der arabischen Weh wie mit der internen 
Situation Saudi Arabiens zusammen. 
Um seinen tührungsanspruch zu unter­
mauern, möchte Saudi Arabien gern als 
stabiles Land dastehen. AndereTSl'its 
möchte es die Rolle des Bruders eines 
jeden arabischen Landes, selbst des 
Südjenlen spielen. Deswegen sucht es 
offene Pokmiken anderer arabischer 
Länder. 1..n. Syriens. i\gyptens oder 
auch der PI.O.:u \"ermeiden. 

Zweitens iJl Saudi Arabien sehr be.wrgt 
um seine innere Stabilität, damit sein 
Fuhrungsansprueh nicht in hage gestellt 
wird. Aus diesem Grund ist Saudi Ara· 
bkn sehr empfindsam g("genüber der 
öffentliChen ~,Jcinung. Als IVir beispiels­
weise 1982 eine große Kampagne gegen 
die Verhaftungswelle durchrilhrlen und 
öffl'ntliche l'roteste organisierten. ('nt-

~m 
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Die Iierbstaktionen der I' nedensbn\"l;gung haben begon­
nen. lIunderttausende sind otkth gegen I'ershing 11 und 
Cruisc ~Iissiles, gegen AirLand Bank und den US-Krieg il) 
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ließ das Regime die Verhafteten schließ­
lich wieder, obwohl es wußte, daß sie 
Marxisten waren und der Kommunisti­
schen Partei, der Sozialistischen Ak­
lionspanei und anderen Gruppen ange­
hörten_ 
Das palastinensische Problem wollen die 
Sauds auf der Grundlage der amerikani­
schen Programme, nicht aber mit den 
amerikanischen Methoden lösen. 

Desintegration der PLO 

AlB: Im Zusammenhang mit dem Kon­
flikt innerhalb der I'LO war immer wie­
der die Rede von arabischer Einmi­
schung. In diesem Zusammt,;nhang wur­
den immer wieder Syrien und Libyen 
genannt. Gab eS andererseiu auch eine 
Einmischung der reaktionären arabi­
schen Staaten wie Saudi Arabil'n? 
SAIO AZIZ: Zweirellos gibt es dncn 
Flügel innt'rh<llb der 1'1.0, der bekannter­
maßen \on Khaled cI-lIassan geruhrt 
wird und der prosaudisch ist. 
Dieser n.igcl versucht gcg\·nwartig die 
Duintegration der I)LO voranl.utrcibcn. 
I-: r hat kein Interesse au der t..inheit der 
I'LO. Oie Sauds nehmen an dem. was als 
"dic :-\l'uordnung des palästinensischen 
HauSts" bel.eichnet wird. teil aller­
dings nidll orfen. 
ADNAN SIRHAN: Saudi Arabien hat 
immlT wieder die DeSintegration der 
PLO betrieben uud betreiht sie auch heu · 
te durch ruhft:nde Krafte "il' Khalcd cI­
IIdss:m, Abu Zaitn (er ist Gdll'iondienst­
ehef der I atah, den die ,\SAI' undK l'S 
für ditO LlllflihTlHlg 1'.".I$r Saids 1979 aus 
Beirut \Trantwonlich nl<ll:hen) und an­
d('re_ 
Seit Bt'K inn der Zusammt'nstolk in Tri· 
poH (Herbst 1983; d. Red. ) hat Saudi 
Arauien diesen HUJlcI aus Jlanl.enl I-ler· 

zen unterstUtzt und die Oppositionellen 
des Komplotts mit Israel beschuldigt. 
Nach dem Besuch Arafats in Kairo 
Oanuar 1984; d. Red.) hat Saudi Ara· 
bien aus taktischen GJÜnden so getan, als 
sei es besorgt um die Einheit der 1)1.0. 
Während der Auseinandersetzung hat 
das Regime versucht. einige Mitglieder 
der Auhtandsbewegung rur sich zu ge­
winnen, während es gleichzeitig den 
rechten Flügel um Abu Ammar (PLO­
Vorsitzender Yassir Arafat; d_ Red.) un­
terstützte. 
Durch dieses Doppelspiel versuchten sie, 
eine Lösung der Krise und die Entwick­
lung einer revolutionären Linie deT 1)1.0 
zu verhindern. Es sind die Saudis, die 
versuchen, die I' LO auf einen kapilula­
tionistischc:n Kurs zu bewegen. zu einem 
kapitulationistischen Dialog mit Israel 
und mit Jordanic:n zu bewegen und die 
palästinensische Revolution zu 
schwächen. 
Durch dieses Spiel mit \'erschiedenen 
Rollen versucht Saudi Arabien den ara­
bisch-zionistischen Konflikt zu entschär­
fen_ Durch Schwächung oder Zerschla­
gung der I'LO, der palästinensischen 
Revolution soll die gesamte arabische 
Befreiungsbewegung geschwächt und 
zerschlagen werden_ 

Instrument Colfrat 

AlB : Saudi Arabien war maßgeblich an 
der Gründung des Golfkooperationsrats 
(GCC), einem Zusammenschluß der 
Golfmonarchien vom Oktober 1982, be­
teiligt. Welche Rolle spielt das saudisehe 
Regime heute im GCC? 
ADNAN SIR HAN: Saudi Arabien will, 
\'ermittelt über den Golfrat. die anderen 
Go]fstaaten kontrollieren. Es versucht, 
den anderen Golfstaaten seine Vorstc\· 

lungen über militärische. ökonomische, 
soziale oder den Geheimdienst betref­
fende I-"ragen aufzuzwingen. 

Sein lIauptanliegen ist jedoch, all diese 
Staaten gegen die Volksopposition zu­
sammenzuschließen. Denn die Sauds 
wissen ganz genau, daß jede Verände­
rung des Kräfteverhältnisses in einem der 
Golfstaaten auch automatisch Rückwir­
kungen auf die Situation in Saudi Ara­
bien selber hat. Schließlich versucht Sau­
di Arabien auch mittc:ls des Golfrates, 
die anderen Golfstaaten in die amerika­
nischen Pliine einzubeziehen_ 
Der Golfrat ist ein Bündnis von Regie­
rungen. Die meisten seiner Vereinbarun­
gen betreffen den Geheimdienst und das 
Militär. Es waren die Sauds, die im Golf­
rat schließlich die gemeinsamen Sicher­
heitsvereinbarungen durchgesetzt ha­
ben. Es gab zunächst Widerspruch sei­
teIlS der Emirate und Kuwaits gegen die­
ses Abkommen. Oersaudische Druck hat 
schließlich dazu geruhrt, daß sie diesem 
Vertrag doch zustimmten. 
Der Golfrat dient allein den Interessen 
der hernchen Familiendans und der 
historisch überlebten R~imes. 
SAID AZIZ: Saudi Arabien 51eht den 
USA im Grunde genommen vollkommen 
loyal gegenüber. Angesichts der zuneh­
mend unsichereren Situation in unserer 
Region versuchen die USA und die herr­
schenden Cliquen in Saudi Arabien einen 
!labilen Staat auf der arabischen Halb­
insel zu errichten. 
Angesichts der positiven Entwicklung 
des SUdjemen, der Volksbewegung im 
Iran und - sagen wir einmal - liberaler 
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Staat macht die Armen noch 
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Tendenzen in Kuwait versucht Saudi 
Arabien eine Barriere gegen das Eindrin­
gen revolutionärer oder selbst liberaler 
Ideen zu errichten . Es war Saudi Ara­
bien, das den - wie wir es nennen -
"demokratischen Experimenten" in 
Kuwait und Bahrain ein Ende setzte. 
Wir als demokratische- und Volksorgani. 
sationen wünschen natürlich eine Annä­
herung der Völker in unserer Region. 
Aber es stellte sich heraus, daß der Golf­
rat nur eine Militär- und Geheimdienstal­
lianz ist, durch die das saudisehe Regime 
die Staaten unserer Region wirtschaft­
lich und militärisch an die USA binden 
will. 
Saudi Arabien ist sehr besorgt um seine 
Sicherheit. Das leigt sich daran, daß Mili­
tär- und Geheimdienstfragen mit I'riori­
tät im Golfrat behandelt werden. Pläne, 
wie das Sicherheitsabkommen und der 
Aufbau einer Schnellen Eingrei f truppe 
der Golfstaaten sind auf die Initia t ive 
Saudi Arabiens zurilckzufUhren. 

Sorgenkind innere Sicherheit 

Aber gerade aus diesem Grund ent­
wickeln sich auch Widersprüche inner­
halb des Golfrates. Zum Beispiel hat Ku­
wait bis heute noch nicht das gemein­
same Sicherheitsabkommen ratifiziert. 
Obwohl die soziale Basis sowohl des Re­
gimes in Saudi Arabien wie auch in 
Kuwail dieselbe i". so gibt es auch be­
stimmte Unterschiede. 
Kuwait hat versucht, die soziale Basis des 
Regimes zu erweitern. Auch ist die 
kuwaitisehe Bourgeoisie heute so weil 
entwickelt. daß sie nach mehr Unabhän­
gigkeit strebt und sich nicht länger von 
den Saudis be\"ormunden lassen will. In 
gewis"r Weise gilt das auch rur die Emi­
rate_ 
Aber solange Saudi Arabien innerhalb 
dieser Allianz d ie stärkste Kraft darstellt, 
versucht es weiterhin. die gesamte Staa­
teIlgruppeIl in die Anne der USA zu trei­
ben . 

AlB: Offiziell gibt es ja keine Militär­
Stützpunkte der USA in Saudi Arabien. 
Welche Rolle kann Saudi Arabien in der 
amerikanischen ~lilitär5trategie im Na­
hen und 1\ littleren Osten spielen? 
SA ID AZIZ: Die amerikanische Militär­
präsenz in Saudi Arabi("n wird schon al­
lein an der Tatsache deutlich, daß sich 
amt'rikanischl' i\'lilitärberater in allen 
Truppenteilen der saudisehen Streitkräf­
te befinden_ 
Diese Berat("r kontrollieren faktisch alle 
saudisehen Militärbasen. Wir haben 
hochentwickelte Waffeusysteme, die 
ausschließlich von Amerikanern bedient 
werden: komplizierte Radar- und Auf­
klärungssysteme oder beispielsweise die 
AWACS. Die: Amerikaner befinden sich 

Saudi,eh< Pil,,,<,,, aU'B~bitd.\ und .u.,.r\I~\.( >On USo 
~"htlrbonuern 

vorl.ugsweise in den äußerst sensiblen 
Regionen Saudi Arabiens, besonders in 
Militärposten und Basen in der Nähe un­
serer Nachbarstaatcn, z_8. in Khamis 
Muscheit in der Nähe der Grenze zum 
Südjemen, in Tabuk nahe der Grenze zu 
J ordanien, in Jubail an der Grenze zu 
Kuwait oder in der König-Khaled-Basis 
an der Grenze zu Irak. 
Es gibt so zahlreiche ~mitärbasen in Sau­
di Arabien, es gib t derartig riesige Arse­
nale von Waffen, die zudem einen derart 
hohen technologischen Standard besit­
zen, daß sie weder dem Bedarf und den 
Ausbildungsstandard der saudisehen 
Streitkräfte enl$prechen, noch der Ein­
wohnerzahl des Landes angemessen sind_ 
Die Waffen sind den Amerikanern vorbe­
halten. Durch die Unmengen an Kriegs­
gerät ist Saudi Arabien faktisch zu einem 
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Tornados für die Sauds? 
Die saudischc Luftwaffe will zwei Flugstaf­
feln mit rund 40 Tornado-Kampfflugzcugcn 
ausrüuCfl.Stückprei~: 50 Millionen Mark. 
Die ~1aschincn werden von Großbritannien, 
Italien und der Bundesrepublik gemeinsam 
hergestellt. Messo.rschm itt-Bölkow-Blohm 
(MBß) in Ol1obrulUl liefert mit Rumpf, 
FlügclschwcnkanJagen und SteuelWcrk etwa 
50% der Tornado-Bestandteile. Saudi Ara­
bien, das sich durch den iranisch-irakischen 
Kricg bedroht ruhlt, drängt auf rasche Liefe­
rung. Der Handel soll über die britische Fir­
ma Aerospace abgewickelt werden. 
NQoCh liegt in Bonn kein Antrag für den 
RiUtun~"port in die Krisenregion am Persi· 
schen Golf vor. Die Bundesregierung lieB die 
Britell jedoch wissen, daß sie dem Tornado­
Verkauf zustimmt. 
Auch andere Golfstaatcn, unter andeRm 
Oman, intcreSlieren sich für das Flugzeug. 
Nachdem Kanzler Helmut Kohl im Oktober 
letzten Jahres den Saudis weitreichende Zu­
tagen für Waffenlieferungen machte, stehen 
den Arabern westdeutsche Rilstungskam­
mern weit offen. Vom Flak·Panzer "Ge­
pard" bis zum Flugabwehr·System "Ro­
land" ist rur sie alks zu haben. Einzige Aus· 
nahme: der Kampfpanzer "Leopard 2". 
Auch die Amerikaner verstärken ihre Waf· 
fenlieferungen an die Saudis: Sie wollen 
rund 40 Kampfflugzeuge des Typs .. F·!S" 
an den Golf lidern. Gleichzeitig drängt 
Washington die Araber, einerzeitweiscn Sta­
tionierung von zwei F·IS-Staffeln der Air­
force auf dem saudisehen LuftwaffenSlütz' 
punkt Dhahran zuzuSlimmen - ,,zu Obungs­
zwecken" und zum Schulz der durch den 
Golfkrieg bedrohten öltanker. 
(Quelle: DerSpiegel, Hamburg, 2.7.1984) 

riesigen Waffenlager rur die USA gewor­
den. 
Die gefahrlichste Entwicklung der letz­
ten Zeit besteht aber darin, daß die USA 
beabsichtigen, Pershing 11 (I'ersh ing 11 
und eruise Missiles sollen - nach Plänen 
der USA auch in Oman und Israel 
stationiert werden; d. Red.) in Saudi 
Arabien zu stationieren. Das ganze Land 
soll in eine Aggressionsbasis gegen die 
Sowjetunion und die Befreiungsbewe­
gungen der Region verwandelt werden. 
Die Stationierung dieser Raketen wäre 
der Höhepunkt amerikanischer Militär­
präsenz in Saudi Arabien. 
ADNAN SIRHAN: Die amerikanische 
Militärpräsenz in Saudi Arabie n haI ei­
nen anderen Charakter als zum Beispiel 
in Europa. In Europa haben die USA ihre 
eigenen Ba.sen und man weiß, wo diese 
Basen sind. Bei uns sind die Amerikaner 
direkt in den saudisehen MiIitä rapparal 
integriert. 
Oie Amerikaner sind nicht nur als Aus­
bilder und Berater bei uns, sondern sie 
haben auch andere Aufgaben. Wir haben 
Informationen, daß es in den einzelnen 
r-.Iilitärbasen, z.B. in Khamis. in Dharan 
und Tabuk jeweils Abschnille gibt, zu 
denen nur die Amerikaner Zutritt haben. 
Die AWACS zum Beispiel werden allein 
von den Amerikanern kontroll iert und 
befehligt. Dies alles sind Momente der 
amerikanischen r-.lilitärpräsenz. 

Der Zweck der großen Waffengeschäfte 
mit den USA, der ßundenepublik, Groß­
britannien und frankreich besteht nicht 
etwa in der Deckung des Bedarfs des 
saudischen Militärcstablishments, son­
dern in der Befriedigung der amerikani­
schen Anforderungen. 
Die saudi~ehe Armee ist relativ klein: 
52.000 Soldaten mit relativ geringem 
Ausbildungsstand und Know how. 
Um innere und äußere Gefahren abzu­
wenden, ist das saudisehe Regime auf 
ausländische, vor allem auf amerikani· 
sehe Streitkräfte angewiesen. Zusätzlich 
zu dem US·Militärpersonal gibt es noch 
30.000 pakistanische Soldaten. Außer­
dem wissen wir. daß die Südkoreaner , die 
in Saudi Arabien arbeiten, in Wirklich· 
keit in ihrer Funktion ab Reservisten der 
südkoreanischen Armee lU uns geschickt 
wurden. 

Zielortder Eingreif truppen 

Durch die Führung der saudischcn 
Armee und durch die Stationierung von 
Streitkräften aus Ländern, die als Stell· 
vertreterregimes des US-Imperialismus 
fungieren. sichern sich die USA also die 
Hegemonie über unser Land. 
AlB: In den "ßright Star"·Manövern 
(1981,1982 und 1983) cxtnierten die 
USA ja schon das militärische Eingreifen 
ihrer Schnellen Eingreif truppe in Nah-' 
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W.rrtnnJndltr KoM bei K6nil Fand im Oktober 1983 

BRD-Rüstungsexporte gen Saudi Arabien 
Die in der Kampagne geg~n d i~ Rüstungsexporte engagknenJungen Europäischen Föderali,ten 
OEF) veröffentl ichten kürzlich eine Obersicht über die bundeideulJchen Waffencxporleure, 
d ie an das F ahd.R~ime Rünungsgiiterliderlen oder seit Herbn 1983 über weitere Lieferungen 
~'crhandcln. Bestellungen erwartete man rurden Sommer/ Herb. t d,J . 
Falls d ie ~'on der Regicn.mg Kohl geförderten großen Waffenguchäfte mit den Saudi (,iehe 
AIB-Sondcrhdt 2/1984, S. 45rr.) lustandekommen. dürften in Kürze bundesdeuuchc Mil itär­
berater m Saudi Arabien Einlug halten. 0"". läßt schon der geringe Ausbildungsstand der 
saudischen Armtt erwarlen. 

Keine Wende in der Sicherheits und Außenpolitik leitete Bundeskanzler Helmut Kohl mit 
seinem Besuch in Saudi Arabien im Oktober 1983 ein. Der Ilundskanzler sagle den Saudis zu, 
"Fragen des Verteidigungsbereichs in die Zus.ammenarbeit einzubeziehen". Im Klanext bedeu· 
tete diese Zus.age, daß sich die Ilundesn:publik in Saudi Ar .. bien militärisch engagieren will ­
vorerst durch verstärkte Rüstungscxporte ! 
Hinter aufwendigen Erklärungen der Bundesregierung, keine Leopard·2·Panzer zu verkaufen, 
verstecken sich riesige Lieferungen der bundesdeutschen RÜJlullg'industrie an das Krisengebiet 
im Nahen Onen. So reiste, auf Einladung Helmut Kohls, bereits im DezemlN:r 1983 eine 
saudisehe Militärdelegation durch die Bundesrepublik, um sich über Rüstungsprodukte bundes· 
deutscber Unternehmen zu informieren. Auf dem Programm der Delegation standen neben 
Besuchen bei Erprobungsstellen der Bundeswehr rolgende Firmen: 
• Me~serschmidt·Bölkow·Blohm (MBB), München: Hersteller u.a. von den PanzerJ.bwehrrake· 
ten Hot und Milan, dem Militärhubschrauber BO 105 und dessen Panzerabwehrvariante PAH I 
und des Flugabwehrpanzers Roland; 
• Siemens, München: Radar- und Luftüberwachunguysteme; 
• Krauss·Maffei, München : Flugabw~hrpaß2.er Gepard, Radpaß2.er Wild<:at sowie andere Ket· 
len· und Pionierfahrzeuge; 
• 1v.:<:o·Magirus AG, Ulm: leichte und schwere Radfahrzeuge; 
• AEG·Tekfunken: Radargeräte, Feuerkiuysteme; 
• Standard Elekironik Loreß2., StuUgart: Militärelcktronik, Funkger.ite etc.; 
• Thyssen·Henschel und Wegmann, Kassel : Schützenpanzer Marder und Maschinenkanonen; 
• Dynamit·Nobel, Porz bei Köln: sprcngslcchnische Produkte. 
Schon in der Vergangenheit 'Var Saudi Arabien Tummelplatz deutscher RÜ5lung$händler. 
Bekannt wurdeo bisher die Auslieferung von: 
• 1.500 Maschinengewchrhaltcrungen (Rheinmelall), 
• einer Gewehrfabrik zur Produktion des deutschen G 3-Gewehrs (Firma Fritz Wemer, 
He<:klcr & Koch), 
• Sehü\Zenpanzer ver (Thyssen, AEG, Dichl u.a.) über Argentinien, 
• RH·202 ZwiJlingskanonen (Rheinmetall), 
• Feldhaubitzen 155·1 (Rheinmeull) über Großbritannien. 
Oie geplanten Rüstungslieferungen nach Saudi Arabien unterscheiden sich ~on der bisherigen 
sozialliberalen Praxis eigentlich nur durch ihre Offenheit. ( ... ) 
... finaru:ierl Saudi Arabien den Irak mit Milliarden Dollar und mit Rüstungsgtitern im Krieg 
ge~n den Iran. Beide Länder werden außerdem direkt von bundesdcu lschen Firmen mit 
RÜ5lungsgi.itern belidcrt h.B_ von Daimkr·Benz, AEG, Illumhard t , Faun, Tilan·Kässbohrer, 
SEL). Die Bundesrepublik is t a lso jelzl schon an einer Gewallpolitik zur "Sicherung der 
Rohstoffe" beteiligt und will diese weiter ausbauen. 
(Quelle: Forum Europa, Bonn, Nr. 3/ 1984) 
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Mittelos\. Aber im G egenteil zu anderen 
S taaten der Region wie Agypten, Sudan, 
Somalia und Cman beteiligte sich Saudi 
Arabien nicht an diesen Manövern. Wel· 
ehen Grond gibt es Ihres Erachtens da· 

rur? 

SAID AZIZ: Saudi Arabien nahm an d ie­

sen Manövern nicht teil, aber es steilte 
Einrichtungen zur VerfUgung. Der Bei· 
trag Saudi Arabiens z ur Schnellen Ein­
greif truppe der USA (RDF) ist indirek· 
ter Nat ur , vermittelt über die Eingreif. 

truppe des Golfrates. 
Als führendes arabisches und islamisches 
Land kann Saudi Arabien es sich nicht 
erlauben, die RDF offen zu unterstiJt ­
zen. Aber durch den Aufbau der Golf· 
Eingreif truppe, die von amerikanischen 
Beratern trainiert wird und mit US·Waf· 
fe n ausgerüstet ist, ist auch Saudi Ara· 
bien mit der RDF verbunden. Ober die· 
sen Weg will Saudi Arabien im übrigen 
auch die anderen Golfstaaten in die US­
Strategie einbinden. 
ADNAN SIHRAN: Aufgrund ihrer 
Schwäche sind die saudisehen Streitkräf­
t e überhaupt nicht in der Lage, die RDF 
aktiv lU unterstützen, aber sie stellen ihr 
Einrichtungen l ur VerfUgung. Die Lage· 
rung von Waffen und Ausrüstungen, stel· 
Ien faktisch Vorein[agerungen rur die 

RDF dar. 
AlB: Welche Rolle spielen die anderen 
NATO.l\litgliedsstaatcn in Saudi Ara­

bien? 
SAID AZ IZ: Nehmen wir l.B. die saudi· 

sehen Streitkräfte. 
Die Nationalgarde wurde seineTleit von 
den Briten aufgebaut. [n den lcllten J ah. 
ren begannen die anderen westlichen 
Staaten eine stärkere Rolle lU spielen. 
Dabei hat sich eine Art Arbeitsteilung 
herausgebildet. Frankreich hat sich SOlU' 
sagen auf die Marine spe..:ialisiert, West­
deutschland auf die Un terstützung von 
Geheimdienst und Artillerie und Groß­
britann ien auf die Ausbildung der Luft· 
waffe. 
Die USA spielen natürlich überall eine 
Rolle, aber trotldem si nd auch die ande· 
ren NATO·Staaten auf die eine oder an­
dere Weise präsent. 
ADNAN SI RHAN: Westdeutschland be­

au fsichtigt die Waffenproduktion in den 
Fabriken in Khartsch. die Klcinwaffen, 
Munit ion und Ersat":kilc herstellen. 
SAID AZIZ: Aufgrund ihrer Erfahrun· 
gen mit ihrer dgenell Oppositionsbe we­
gung wurden die Wes tdeutschen .:u Spe­
..:ialisten im Aufbau von ,.Antiterror· Ein· 
heiteu". 

Vor allem seit 1979 leigt Saudi Arabien 
großes Inleresse hicrrtir und arbeitet mit 

den Westdeutschen eng in diesem fit·· 
re ich lUSammen. Was die Streitkräfte be­
trifft, so s tehen wir kur.: vor delll Ab· 
schluß des größten Waffengeschäftes, 
des Kaufs von Leopard ·1 [·['an.:crn. 

Wirdjortgl'Sl:tzl 



Hunger - Geißel 
des Neokolonialismus 

Ocr Diirrchungcr. der in dksem Jahr halb Afrika und Brasilien heimsuchte: (siehe AlB 
7-8 / 1984, S. 76-78), ist noch im mer nicht ausgcstandcn. In Älhiopie n etwa sind über 5 
Mio Menschen akut vom Hungertod bedroht, gche n 8 von insgesamt 13 Landespro­
vinzen a ls Dürrc.Katastrophengcb ieh:. Hunger und Unterernährung sind indessen ein 
weltweites und ständiges Phäno m en. Seinen vielschichtige n Ursachen ge ht dieser 
Beitrag auf den Grund , der sich vorne hmlich a uf Matcr ia lkn der 9. In ternationalen 
Berufskonferenz der Gcwer kschaftt:n der Land-, forst- und PlantagcnwirlScha fl stü tzt. 

Rund 450 Mio in der Welt hungern. 
Jährlich sterben rund 40 Mio Menschen 
an Hunger. Nach Angaben von 1981 wa· 
ren 12 Mio davon Kinder. Mehr als I Mrd 
Menschen sind ständig unterernährt. 
Besonders schwer ist die Lage in einigen 
Entwicklungsländern . In den Ländern 
des Fernen Ostens und Südostasiens hun­
gern 27% der Bevölkerung, in Afrika 
22% und in Lateinamerika sind es 13%. 
Diese statistischen Angaben sind 
schockierend. Doch sie spiegeln die Rea­
lität wider, mi t der die Menschheit gegen 
Ende des 20. J ahrhundert konfrontiert 
ist. 
Dabei - und das muß betont werden -
übersteigt gegenwärtig die Menge der in 
der Welt erLeugten Nahrungsminel 
schon den Bedarf der Menschheit. All­
gemein wird die Produktion von Nah· 
rungsmitteln weiter erhöht. Wie kommt 
es dann, daß in großen Teilen der Welt 
Hunger die Geißel der Menschheit 
bleibt? 

Das Los der Ärmsten 

Hunger geht mit Armut einher. Und 
Armut ist eine Ausgeburt des imperiali­
stischen Systems. des Kolonialismus und 
Neokolonialismus. 
Die Armut und der sie begleitende Hun­
ger sind die unausweichliche Folge­
erscheinung einer ungerechten Einkom­
mensverteilung sowohl auf nationaler 
wie auch auf internationaler Ebene so­
wie der Ungerechtigkeit beim Zugang zu 
den Produktionsmitteln. Das gilt sowohl 
ruf die meisten Entw icklungsländer als 
auch ftir die entwicke!len Industriestaa· 
ten. Zum Beispiel betrug in Mittelameri­
ka der durchschnitt liche F.iweißver­
brauch ftir die Bevölkerungsgruppe mit 
niedrigem F.inkommen 36,9 g pro Tag 
und pro Kopf im Vergleich zu 112,6 g 
ftir die Gruppe mit hohem Einkommen. 
Bei den Kalorien waren es 1.580 kcal im 
Vergleich zu 4.266 kcal; bei Fett 25,8 g 
im Vergleich zu 125,4 g. 
In den entwickelten kapitalistischen 
Ländern verbirgt die "durchschnittli­
che" Konsumhöhe an Lebensmitlein nur 
die großcn Unterschiede im Lebensmit­
telverbrauch zwischen den untersch ied­
lichen Schichten und Bevölkerungsgrup­
pen. Nach offiziellen Angaben leiden in 
den USA 13% der Bevö lkerung, d.h. 22 
Mio Menschen - darunter 5 Mio Kinder 
- an Untercrnährung. Laut inoffizieller 
Berechnungen betrug die Zahl der Unter­
ernährten in den USA Ende 198 1 15% 
der Bevölkerung. 

Wenn es in den entwickelten kapitalisti­
schen Ländern praktisch keinen Mangel 
an Nahrungsmitteln gibt, doch Hunger 
und Unterernäbrung das Los der ärmsten 
Schichten als ein Ergebnis der sozialen 
Ungerechtigkeit si nd, so handelt es sich 
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Bericht an den VII. Gipfel 
der Nichtpaktgebundenen 
Weiternährungslage 
( ... ) Es wird eingeschä tzt, daß über I Mrd 
Menschen in der unterentwickelten Welt an 
Unterernährung leidet, davon 500 Mio an 
akutem Hunger. 

Obwohl dieses Problem mehr oder weniger 
ausgeprägt in der Mehrheit der unterent· 
wickelten Uindcr anzutreffen ist, sind die 
Gebiete Afrikll'l südlich der Saharn und der 
Süden Asiens davon am schwersten betrof· 
fen, denn dort trifft der akute Mangel an 
Nahrungsmitteln zusätzlich mit einer im 
Verhältnis zum Bevölkerungswachstum uno 
zureichenden landwiTt5Chaftlichen Produk­
tion zusammen. Auf diese Regionen konzen­
Irien sich außerdem ein guter Teil des zu· 
künftigen Nahrungsmil1ddcfizits an Getrei­
de, da! für das Jahr 2000 auf etwa 24 Mrd 
Dollar geschätzt wird (berechnet in Preisen 
von 1975). 
Die Verschlechterung der Welternährungs· 
lage ist eine Nachkriegserscheinung, die mit 
dem Aufschwung des Neokolonialismus zu· 
sammenfallt. Im Weltrnaßstab zeigt sich die­
ses Problem generell nicht nur als Wider­
spruch zwischen der Produktion und dem 
Konsum, sondern als eine Summe von Miß· 
verhältnissen in der Verteilungsstruktur. Du 
schon erwähnte Getreidedefizit von 24 Mrd 
Dollar stmt zum Beispiel im Widerspruch zu 
einem Oberschuß im Wert von 32 Mrd Dollar 
in den entwickelten Ländern_ 
Im regionalen, subregionalen und Landes­
maßstab erklärt sich das Nahrungsmillel­
defizit durch Unzulänglichkeiten in der 
Agr .. ntruktur (Latifundismus, Minifundis· 
mus und anderes) und technische 
Rückständigkeit bei der Bodenbearbeitung­
manchmal befindet sich die Technik auf ei­
nem primitiven Niveau. 
Auf alle Fälle bat die5Cr Zustand auch Aus· 
wirkungen auf Umweltprobleme, wie die 
Verschlechterung der Bodenqualiläl, Raub· 
bau an den Waldbestiinden bis hin zu dem 
Extrem der allgemeinen Verschle.:hterung 
des ökosystems. du in der zunehmenden 
VeTWÜslungzum Ausdruck kommt. ( ... ) 
(Quelle: Fidel Castro, ... wenn wir überleben 
wollen, Dortmund 1984,S. 25·26) 
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bei den meistcn Entwicklungs!;indern 

um einen akuten Mangel an Lebensmit· 
teln. Der Nahrungsmittelkrise in diesen 
Ländern liegen nicht nur Produktions­
und technologische Faktoren zugrunde, 
sondern Ursache dafiir sind vor allem die 
politischen und sozialökonolllischell Be­
dingungen. 

Grundübel Großgrundbesitz ... 

Ungeachtet der rast üherall vorherr­
schenden Rückständigkeit der Landwirt­
schaft beweisen die in einigen Entwiek­
lungsländern erziehen Ergebnisse. in 
erster Linie in den Lälldern, die den 
nich tka pi tal ist isch en E n t wiek lu ngsweg 
gewählt haben, daß es bedeutende Mög· 
lichkeiten gibt. 

Als Beispiel kann man solche Länder wie 
Algerien, Syrien und Kongo anfiihren. 
Die Werktätigen Kampucheas haben 
dem Hunger Einhalt geboten. I leute 
ruhren sie mit sehr großen Anstrengun· 
gen einen erfolgreichen Kampf gegen die 
Unterernährung. 

In den meisten Entwicklungsländern ver· 
breiten sich Elelld und Hunger immer 
mehr. Die Lebensmittelproduktion ist 
begrenzt, weil der Boden und die Pro· 
duktionsmittel in den Händen einer Min· 
derheit sind, die nicht die Befriedigung 
des Bedarfs der Bevölkerung. sondern 
ihre eigenen Profitinteressen in den Vor· 
dergrund stellt. 

In Lateillamerika besitzen 7·8% Groß­
grundbesi tzer zwischen 37 und 82% des 
Bodens. In Asien verfUgen 10% Groß­
grundbesitzer über 60·80% des Bodens. 

Im Nahen Osten ist der Großgrundbesitz 
30m al größer als der Kleinbesitz. 
Von I Mrd der arbeitsfahigen Bevölke· 
rung der Entwicklungsländer sind 400 
Mio arbeitslose oder teib;eitheschäftigte 
Landarbeiter. Eine der Folgen der wach· 
senden Arbeitslosigkeit in ländlichen Ge­
bieten ist die Migration (Ab wanderung; 
d. Red.) der Bevölkerung in die Städte. 

In den 60er Jahren betrug die Zahl sol· 
eher Umsiedlet 126 Mio und in den 70er 
Jahren 170 1\Iio. Es ist völlig klar. daß 
diese Umsiedler das Arheitslosenheer 
verstärken und dadurch das !'roblem des 
I~ lends und des Hungers noch verschär· 
fen. 
Laut Demographen, Soziologen und 
ökonomen wird jeder vierte Einwohner 
der Entwicklungsländer zum j ahre 2000 
lIungcr leiden. fall s keine radikalen Um· 
gestaltungen zustallde kommen. 

... und transnationale Monopole 

Die harmonische und ausgewogene Ent· 
wicklung der landwirtschaftlichen Pro· 
duktio n, die Befriedigung der Bedürf­
nisse der Bevölkeru ng an Nahrungsmit­
teln ist eine der Haupteuppen bei der 
Beseitigung des Hungers. 
Das setzt das Vorhandensein solcher 
Ressourcen rur Investit ionen. die Ver· 
wirklichung einer solchen Landwirt· 
schaftspolitik voraus. Jenen tiefgreifen. 
de echte demokratische Agrarreformen 
bei Teilnahme breiter Massen der Werk­
tätigen auf dem Lande in allen Entwick· 
lungsstadi.cn zugrunde liegen. 

Die Realisierung von Landwirtschafts· 
programmen in den Entw icklungslän­
dern wird aber auf alle erdenkliche Weise 



von außen durch den Imperialismus ge­
bremst_ 
Einerseits versucht man, die Industriali­
sierung der Entwicklungsländer zu ver­
hindern, was sich negativ auch im land­
wirtschaftlichen und Lebensmittelsek­
tor auswirkt. Andererseits gibt man sich 
I'-'Iühe, die landwirtschaftliche Entwiek­
lung dieser Länder so zu lenken. daß sie 
ihren Eigenbedarf unmöglich decken 
können und zwangsweise von Lebens­
mittelimporten abhängig werden_ 1980 
waren diese Länder gezwungen, 90 I'-lio 
Tonnen Getreide zu importieren, wobei 
90% der Importe aus den entwickelten 
kapitalistischen Staaten kommen. 
Den Entwicklungsländern wird die Rolle 
der Lieferanten von billigen landwirt­
schaftlichem Rohstoffflirdie kapilllisti­
sehen LänderzugeteBt_ 
Dabei kommt besonders kraß die unheil­
volle Rolle der transnationalen Mono­
pole zum Vorschein, die den landwirt­
schaftlichen sowie den Lebensmittel­
sektor beherrschen_ Sie zwingen den 
Entwicklungsländern einen Weg auf. der 
der Produktion von Exportkulturen den 
Vorzug einräumt zum Nachteil der der 
Emährungdienenden Kulturen. 
In Mexiko zum Bei spiel werden Delika­
teßgemüse und Obst rur den Export auf 
den Flächen angebaut, die frü her rur die 
ET'"leugung von 12 einheimischen Le­
bensmittelkulturen genutzt wurden. Als 
Ergebnis dessen sind die Preise für diese 
Produkte bedeutend gestiegen. und für 
die Armen sind sogar Bohnen uner­
schwinglich_ 
Eine ähnliche Situation entstand auch in 
Brasilien, wo im Zeitraum von 1965 bis 
1978 die ftif den Anbau von Soja ge­
nutzten Bodenflächen von 427.000 ha 
auf 7 Mio ha anwuchsen. Gleichzeitig 

Bericht an den 
VII. Gipfel der Nichtpaktgebundenen 

Fehlprognosen der FAD 

Fast 20 Jahre sind vergangen, seitdem der 
Weltleitplan für die Entwicklung der Land­
wiruehaft im Jahre 1962 im Rahmen der 
Ernährungs· und Landwinschaftsorganisa­
tion (F AO) übergeben wurde_ 
Er ging auf die damals herrschende schwieri­
ge Lage in der Iandwiruchaftlichen Entwick­
lung und der Ernährung ein und legte Richt­
linien für einen Plan fest. demtufolge Hunger 
und Unterernährung fi.i.r die Völker der Drit­
ten Welt im Jahre 1985 nur noch bittere 
Erinnerungen an eine unangenehme Vergan­
genheit sein sollten. Die Landwirtschaft soll­
te von einem traditionell stagnierenden und 
Khwachen Sektor zu eintm dynamischen 
Entwicklungdak tor werden. 
Inzwischen sind auch bereits mehr als 8Jah­
re vergangen, seitdem in Rom die Welttrnäh­
rungskonferenz (1974) stattfand, deren Ein­
berufung, angesichts der massiven Hunger­
erscheinungen und des in jenen Jahren re­
gistrierlen alarmierenden Rückgangs der 
Nahrungsmittelreserven, dringenden Cha­
rakter hatte_ Damals \'erkündete die Konfe­
renz feierlich. daß Hunger und Unterernäh­
rung in I OJahren von der Erde ~erbannt sein 
soUten, und rief die Länder dazu auf, ge' 
meinsam große Anstrengungen zu unterneh­
men, um die Ernährung international abzu­
sichern. 
Mehr denn je ist heute das totale Scheitern 
dieser Bemühungen zur Erreichung dieses 
vorrangigen und wesentlichen Zieles offen­
kundig, demzufolge alle Menschen über aus­
reichende Nahrungsmittel verfUgen sollten, 
um in einem sinnvollen Leben ihre Fähigkei­
ten entwickeln zu können. Ober 500 Mio 
Hungernde, eine schreckliche Zahl, die 
ständig wächst, lassen das gute Vorhaben des 
genannten Weltleitplanes, demzufolge 1975 
in der Dritten Welt der in der Forderung 

vorgesehene Kalorienverbraueh erreicht wer­
den und 1985 auf 100über dem fürnotwen· 
dig erachteten Verbrauch amteigen sollte,zu 
einer tragischen Ironie werden_ ( ___ ) 
In einer Epoche, in der der Mensch in den 
Weltraum vordringt und wahrhaft wissen­
schaftlich·technische Wunder Wirklichkeit 
werden läßt, ging die Nahrongsmittelpro­
duktion pro Einwohner in 52 unterent· 
wickelten Ländern von 1971 bis 1980 zu· 
rück. Während in vielen entwickelten Län· 
dern der zunehmenden Häufigkeit von 
Krankheiten, die aus übermäßiger Nahrungs­
aufnahme herriihren, immer größere Auf­
merk.!.amkeit geschenkt wird und Hunderte 
~Iio Dollar für die Fütterung von HaU!;tieren 
ausgegeben werden, gibt es allein in Indien 
laut Angaben der FAO 201 Mio Menschen, 
die hochgradig unterernährt sind; 33 Mio 
sind es in Indonesien, 27 Mio in Bangladesh. 
14 Mio in Nigeria, 12 Mio in Brasilien, in 
Äthiopien und in Pakistan, 10 Mio auf den 
Philippinen, 6 Mio in Afghanistan, 5 Mio in 
Burma, in Kolumbien und in Thailand. Ober 
40% der Bevölkerung des Tschad, Haitis, 
Malis und Mauretaniens \eidet Hunger. 
Es ist eine schmerzliche Realität, daß der 
Hunger trotz der Zielstellungen zu seiner 
Beseitigung nicht nur weiterbesteht, sondern 
sith nQ(;h mehr ausbreiten wird. Während 
der 70er Jahre stieg die Nahrungsmittelpro­
duktion in der Dritten Welt um 3% jährlich 
und lag damit um 25% unter der von der 
Internationalen Entwicklungsstrategie der 
Vereinten Nationen festgelegten Höhe. Soll­
ten sich die gegenwärtigen Tendenzen fort­
setzen, würde die Anzahl der Hungernden 
mit Beginn des 21. Jahrhundens auf min­
destens 750 Mio ansteigen. ( ... ) 
(Quelle: Fidel Castro, __ .wenn wir überleben 
wollen. a.a.O., 5.123-125) 
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gibt es auf dem MlU"kt nicht genügend 
Bohnen, die das Grundnahrungsmittel 
der brasilianischen Bevölkerung, beson­
ders ärmster Schichten sind. 
Auf den Philippinen werden 55% aller 
bearbeiteten Flächen rur die Export­
produktion von Zuckerrohr, Kokos, Ba­
nanen, Kautschuk, Ananas und Kakao 
genutzt. 
Die Produktion dieser oder jener Nah­
rungsgüter in den Entwicklungsländern 
wächst, doch ihr Konsum sinkt. So sank 
in Honduras bei einer rapiden Erhöhung 
der Rindneiscftproduktion sein Ver­
brauch pro Kopf der Bevölkenmg von 
6,3 kg in den jahren 1961 -65 auf 5,2 kg 
inden j ahren 1971-75. 
In Kostarika verbrauchte 1950 ein Ein­
wohner im j ahresdurchschnitt 22 kg 
Rindneisch und im jahre 1971 waren es 

Bericht an den VII. Gipfel 
der Nichtpaktgebundenen 
Kampf dem Hunger! 
Unter den vordringlichen Zielen, denen die 
Hauptamtrengungen der Nichtpaktgcbun· 
denen zu gehen hiUen, nannte Fidel Caitro 
u.a.: 

( ... ) Die Exinenz großer, Hunger leidender 
und unterernährter Massen auf der Welt ist 
eine Schande für die ganze Menschheit. Es 
muß nach einer stabilen und dauerhaften 
Löiung rur dieses sch ..... ierige Problem ge­
sucht ..... erden. 
Kampf darur, daß mit internationaler Hilfe 
Pläne durchgesetzt werden, damit sichjede~ 
Land soweit ..... ie möglich sclbst mit Grund· 
nahrungsmitteln venorgen kann. Kampfum 
die Erkenntnis der unvermeidbaren Notwen· 
digkei t - wenn wir Hunger, Arbeitslosigkeit 
und Unterbcschäftigung auf dem Lande be­
seitigen wollen - tiefgreifender rozio-öko­
nomischer und struktureller Veränderungen 
wie der Agrarrcfonn, durch die die Anwen­
dung höherer Fonnen der landwirtschaftli· 
chen Produktion möglich wird; Kampf um 
die Förderung, ebenfalls in internatiomler 
Kooperation, von Programmen gegen Ero­
sion, Verwüstung, Entforstung und andne 
Formen der Zernörung der Böden, wobei 
zugkich die Hauptwasserquelkn in jedem 
Land geschützt und neue Wasserrescrllen 
durch Staudämme und andere Mittel ge­
schaffen werden müssen. 
Es muß nach einer Sofortlösung für den aku· 
ten NahrungsmangcJ in bestimmten Regio· 
nen der Welt durch einen grofl.cn Strom lIon 
Gütern aus den großen Oberschußgebielen 
der Wel t, die in Form von Schenkungen, 
zinslosen Krediten und zu Sonderpreisen zur 
VerfUgung gestellt werden sollten, gesucht 
werden. Die Schaffung von Nal1rungsreser_ 
lien im Weltmaß5Iab ist eine lebenswichti", 
Notwendigkeit. wobei gleichzeitig der 
Kampf zu fUhren ist gcgen die absichtliche 
Reduzierung der Nahrungsmittdproduk_ 
tion, die unmenschlich und egoistisch ist, 
und gCKen die lIernunftwidrige Vernichtung 
von Nahrungsmitteln aus Handdsgütern in 
bcstimmten cntwickelten Ländern. ( ... ) 
(Quellc: Fidel CaJlro, ... wenn wir übalebcn 
wollen, a.a.O., S. 284) 
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weniger als 15 kg. Daserklärt sich damit, 
daß der Export von Gefrierfleisch aus 
den Ländern Mittelamerikas lIon 1963 
bis 1974 um 400% gestiegen ist. 
Andererseits zwingen die transnatio­
nalen Monopole den Entwicklungslän­
dern ihre Produkte auf, die der hungern­
den Bevölkerung wie Hohn vorkommen 
müssen: Konfekt. Gebäck, Eis, Kau­
gummiusw. 

~ebe l Saatguterzeugung 

Gegenwärtig beherrschen die transnatio­
nalen l\"lonopole auch einen so lebens­
wichtigen Bereich der Landwirtschaft 
wie die Saatguten:eugung. 
Nach Angaben der FAÜ (Ernährungs­
und Landwirlschafuorganisation der 
Vereinten Nationen; d. Red.) besitzt al­
lein "United Brand" zwei Drittel des 
Saatgutes rur Bananen. Die FAÜ verfUgt 
über Meldungen, wonach 1970 das Mi­
nisterium für Landwirtschaft der USA 
Saatgut aus 27 Ländern besaß, darunter 
aus 22 Entwicklungsländern. Diese Re­
serven enthielten mehr Sorten von Wei­
zen, als in diesen Ländern selbst vorhan­
den waren. Getreide ist eine ernstzuneh­
mende Warre in den Händen der USA. 

Hochproduktive Sorten werden unter 
anderem auch von den gleichen Monopo­
len ausgeführt, die Chemikalien verkau­
fen, die für die En;ielung "bester" Erträ­
ge notwendig sind. Die wichtigsten da­
von si nd: .. Ciba-Geigy", "Sandoz", 
"Pfizer", "Monsanto", "Royal Dutch 
Shell" usw. 
Die transnationalen Monopole rauben 
die nationalen Reichtümer der Entwick­
lungsländer und beuten ihre Werktätigen 
aus. 
Die Monopole der USA, Großbritannien, 
Frankreichs und anderer Länder sind die 
größten Grundbesitzer in Venezuela, Pa­
raguay, Bolivien und anderen Ländern 
Lateinamerikas sowie in einer ganzen 
Reihe von afrikauischell und asiatischen 
Ländern (Kenia, Zaire, lndoncsien 
usw.). 

Das Riesenunternehmen "Gulf and 
Western" zum Be ispiel besitzt in der Do­
minikanischen Republik I 10 .000 ha Bo­
den. Das italicnische ,.Liguias" besitzt 
560.000 ha Boden und die: .,Volkswa­
gen-Werke" der BRD 28.000 ha im 
Mündungsgeuiet des Amazonas. Doch 
gegenwärtig stn·bcn die transnationalen 
Monopole schon nicht mehrdanach, um­
fangreichen Grundbesitz zu erwerben, 
sondern halten es für wirksamer, die 
Kontrolle über die Produktion durch 
Kredi tgewährung, Verarbeitung und Ab­
satz der landwirtschaftliChen Produkte 
auszuübcn. 
Die transnal ionalen MonOl>ok spielen in 
der Tat die Rolle neo kolonialistischer 

Agenten, mit deren Hilfe die indunriell 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
ihre Herrschaft über die Entwicklungs­
länder verwirkl ichen. 
Die Politik und die damit verbundene 
direkte Einmischung der Monopole und 
Regierungen der imperialistischen Staa­
ten behindert die Verwirklichung wahr­
haft demokratischer Agrarrefonnen und 
Entwicklungsprogramme dcr Landwirt­
schaft in den Entwicklungsländern. Als 
die Regierungen einiger Länder Ver­
suche unternahmen, den Grund und Bo­
den ausländischer Monopole zu natio­
nalisieren, haben die USA unler Ausnut­
zung ihres Einnu"es auf die einheimi­
sche Reaktion und die militärische 
!-' ührungsspitze die vorgesehenen Refor­
men verhindert, indem sie Staatsstreiche 
o rganisiert en, wie das in Guatemala und 
Chile (1954 bzw.1973;d.Red.)derFall 
war. 
j etz t praktiziert der US-Imperialismus 
die direkte Einmischung in allen nur 
möglichen Formen in EI Salvador und 
strebt danach, den Kampf des Volkes 
gegen die Finanz- und Agraroligarchie zu 
unterdriicken. 

Die Lebensmittelwaffe 

Zur Aufrechterhaltung seiner Herrschaft 
über die "Dritte Welt" bringt der Im­
perialismus die Lebensmittelwaffe als 
Teil seines Waffenarsenals zum Einsatz. 
Sie findet Anwendung durch die transna­
tionaJcn Monopole oder ist direkt gegen 
einige Länder gerichtet, wie da, heute 
die USA praktizieren. 
Nach Beendigung des Zweiten Weltkrie­
ges konzentr ierten die USA in ihren 
Händen bedeutende Vorräte an Lebens­
mitteln. Hier wirkten viele !-·aktoren. 
Au ch der, daß das Territorium der USA 
nicht diTO.;kt vom Krieg betrofft'n war. 
Ein anderer Faktor war, daß die US-!\·Io­
nopole wäh rend des Krieges ein unge­
heures Kapital angehäuft hatten und d;": ­
ses in den Agrar-Industrie-Komplex in­
vestierten. 
Im Dezember 1981 hatte der Landwirt­
sl:haftsminister der USA die Bedeutu ng 



Hungerhilfe für 
Äthiopien/ Mor;:ambique 

Hungerkatanrophc in Afrika in keines­
überwund .. n. Im Gegenteil, es wird zum 

1984 bei einem sich abzeichnenden 

"" d 
oder werden 

dazu auf. meistbclroffcnen 
Ländern direkt zu helfen. Dies sind U.a., 
Äthiopicn und M~ambique. Hier wird auch 
am meisten getan, um den Hunger wirksam 
und prinzipidl ~u bekämpfen. 
Von den angegebenen Konten fließen die 
Gelder direkt in das betroffene Land und 
stehen dort der Regierung Zur Vcrmgung: 
Äthiopische Botschaft (Kennwort Dürr<:­
kataUTophc), Drcsdn.:r Bank Bonn, BLZ 
3808005:', Konto 2344 13000. 
00" 
Sonderkonto Erieh Wulff, Posl5<;hcd.amt 
Frankfurt, Klo.Nr. 527055·602, Stichwort 
Mo.;ambiquc. 

der Lebensmittelwaffe als eines der 
mächtigsten l\liuel in den Händen der 
USA unterstrichen. Diese Waffe wird 
cingeseut, wcnn die USA in einigen 
Ländern Bedingungcn damr schaffen 
wollen, daß ihre politische Linie bedin­
gungslos untl'rsti.it~t sowic garantit'rt 
wird, daß das Pentagon Militärbasen auf 
dem Territorium eben dieser Staaten er­
r ichtCl_ 
Damr gibt es nicht wenige Beispiclc: die 
Lebensmittdblockadc gegcn Guatemala 
in Vorbcreitung des antidemokratischen 
Putschcs im Jahre 1954; die Vcrsuche, 
Kuba durch lIungcrzu ersticken (J 959): 
Abbruch der Wirtschaftsbt·..:iehungen 
mit Chile unH,r d"r Rcgierung \'on Salva­
dor AHende und die organisierte Trans­
pOrlsabotage ( 1970): von ... kn USA wur­
de dne Wirtschaftsblockade gegen :-:ika­
ragua organisiert, dessen Volk die Somo-

za-Diktatur gestilnt hatte und zum Auf­
bau des neuen ubens übcrging. 
Un ter dem Druck der USA verweigerte 
dic Internationale Bank rur Wiederauf­
bau und Enwieklung Krcdite ftirdic Ent­
wicklung der Landwirtschaft solcher 
Länder, deren Gesellschaftssystcme 
nicht den strategischen Konzeptionen 
dcr US-Rcgierung entsprechen. In ähn­
licher Weise handelt auch der Internatio­
nale Währungsfonds, über den die USA 
eine große Macht auSÜbcn. 
Eine andcre Form der Lebensmittel­
waffe ist die " Entwicklungshilfe". Der 
US-Imperialismus weigert sich, l-lilfe in 
f orm langfrist iger Verträge zu gewäh­
ren, und gibt der "einmaligen Hilfe" dcn 
Von:ug. Diese aber wird leicht zu einem 
Druck- und Erprcssun~,"smit tel. 

Pungerhilfe durch Abüstung 

Es ist charakteristisch, daß die von den 
USA den Entwieklungsländerngelcistete 
"Hilfc" sclbst einen, im Grundc genom­
men, militärischcn Charaktcr annimmt. 
Der Löwenantcil ist ftir den Waffen kauf 
aus den USt\ durch diese Länder be­
stimmt. 
Der Imperialismus betreibt die Militari­
sierung der Wirtschaft der Entwicklungs­
länder_ Diese sind gezwungen, sagenhaf­
tc Beträge ruf militärische lwecke auszu­
gcben und berauben sich somit weit­
gchend der Möglichkeit, die landwirt­
schaftliche und Nahrungsm itteJpro­
duktion zu erhöhen, zur Entwicklung 
der ländlichen Gebiete beizutragen und 
den Hunger in ihren Ländern zu besei­
tigen_ 
Es ist besser, dcn Mcnschen Nahrung zu 
geben statt Waffen. Das Wettrüsten \'cr­
schlingt ungeheure Summen, die rur Ent­
wicklungszweckc notwendig wären. Im 
Wchmaßstab würde der wirksame 
Kampf gcgen Hunger 40 bis 50 ~Ird 
Dollar kosten, daß heißt, weniger als 
10% dcr militärischen Ausgaben in der 
Wch. 
Der Bau eines einzigen Atom-U-Bootes, 
dcr mehr als 1,7 Mrd Dollar kostet, ent­
spricht der Summe aller Ausgaben der 
f-"AO seit J 945, die I Mrd Dollar betru­
gen. und den Aufwendungen rur wisscn­
sehaftliche Forschungen auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft in Höhe von 629 Mio 
Dollar. die in 20 Jahren (1960-80) von 
illlernat ionalen Organisationen durchge­
fUhrt werden. 
Ein strategischer Bomber kostet genau­
soviel wie 100.000 Tonnen Zucker. Der 
Verlieht auf den Bau eines einzigen 
atomaren Flugzeugträgers würde Miuel 
freiset..:en, die ausreichend wärcn. um 
den Lntwicklungsländern 2,8 Mio ron­
nen WeiLen zu schkken. 
0.5% allcr jährl ichen Rüstungsausgaben 
würden genügcn, um alle landwirtschaft-

lichen Betr iebc und Farmen mit Technik 
zur Erhöhung der Lebensmitte1erzeu­
gung auszurüs ten. Das würde bis zum 
J ahre 1990 dazu ruhrcn, daß die schwach 
entwickelten Länder sich mit Nahrungs­
gütern selbst versorgen kÖnntcn. 
Gegcnwärt ig, wo die Entwicklung von 
Wissenschaft und Tcchnik, das Wisscn 
und die Erfahrungen der Menschheit 
völlig ausreichen ftir die Lösungder En t­
wicklungsprobleme der Landwirtschaf t 
und dc! Dorfes insgesamt, wo in dcr Welt 
dic Möglichkeit besteht, das Streben al­
ler Völker nach Wohlstand, Fricden und 
Gerech t igkeit zu befriedigen, stcHt das 
Wettrüsten nicht nur eine si nnlose Ver­
schwendung von Mitteln dar, sondern 
beschwört auch die Gefahr der Vernich­
tung der Menschheit herauf. 
Gegen den Hunger zu kämpfen heißt 
auch, gegcn das Wettrüsten und gegen 
den Krieg zu kämpfen, gegen den im­
perialismus und Neokolonialismus, ruf 
nat ionale Unabhängigkeit und Entwick­
lung. ( .. . ) 

(Quclle: Frauen in der ga nzen Welt, Ber­
lin, NT_ 3/1984, S. 38-40) 
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Sport 

Georg Diederichs 
Olympia in Los Angeles 

"Operation Gold" 

Bereits vor Eröffnung der XXIII. Olym. 
pischen Sommerspi<:l<: in Los Angeles er­
hidten Sportler aus rund 20 asiatischen 
und afrikani schen Uindern Post aus den 
USA. In gleichlautenden Schreiben 
drohte ihnen der faschistische Geheim· 
bund Ku-Klu x-Klan: "Wir werden es 
nicht :wlasscn. daß schwar..:c und gelbe 
Affen an den Spielen Icilnch.mcn." 
Proteste der betroffenen Länder und 
IIinwcisc daraur. daß nach Regel 3 der 
Olympischen Charta "keinerlei Diskri­
minierung _,. einem Land odereincr Per­
son gegenüber aus rassischen. rcligiö5Cn 
oder politischen Cll.Indcngcduldcl {wer­
den darf)", beeindruckten die politisch 
Verant wortlichen im Gangeberland 
USAjedoch wenig. 
Sie unternahm en nicht nur ni chts gegen 
diese offen rassistische Provokation. Ein 
Sprecher des US-Außenministeriums 
verstieg sich sogar zu du dummdreisten 
Behauptung. der sowjetische Geheim· 
dienst KGß sei Urheber der Aktion ge· 
wesen. 

Dieser. von vielen sicher nur am Rande 
dcs Olympiarummrls regis trierte Vorfall 
warf dennoch ein bezeichnendes Li cht 
auf die (allerdings nichtolympische) Dis· 
:,dplin , drr die Reag-.an.Administration in 
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ganz besonderem Maße frönt : dem 
Amoklauf. 
Denn ebenso wie sein Amtsvorg'.inger 
Carter, der die Olympischen Spiele 1980 
in Moskau boykottieren ließ, machte 
Rona[d Reagan die Spiele von Los Ange· 
les zum Bestandteil seiner welt weiten 
Konfrontationspolitik. 
Bt: reiu im September 1983 hallt: er an· 
läßlich einer Pressekonft:renz erklärt: 
"Die USA braucht:n dt:n Skg. und ",war 
nur den Sit:g. dt:nn er allein kann zum 
Zusammt:nhalt der Natioll fUhrt:n. nurer 
kann die Uberlegt:nhei t der amerikani· 
schen Lebensweise widerspiegeln . Dabei 
ist völlig egal. was die rC'st liche Wt:1I dar· 
über sagt und denkt.· ' 

Um de n Erfolg d<:r fUr Ronald Reagans 
PräsidentschaflSwahlkampf 50 wichtig<:n 
"Operat ion Gold" auch tatsächlich zu 
garantieren, wurde schon lang<: vor Be­
gi nn der Olympischen Spiele eine Kam· 
pagne mit dem Ziel initiiert. die Teilnah· 
me von Sportlern aus dcr UdSS R und 
anderen sozialistischen Uindern ",u ver· 
hindern. 
So verweigerten dk US·llehörden An· 
fang dieses Jahres dem sowje tischen 
Olympia·Attachc die Einreise in die 
USA. So verlangten US-Botschaften in 

sozialistischen Ländern Listen von 
Olympiateilnt:hmern. um sich nach Be­
lieben vorzubehalten. bestimmten 
Sportlern und Sportfunktionären mit 
der .. Begründung". sic seien Agenten. 
ebenfalls keine Einreisc:erlaubnis zu t:r· 
teilen. 

In den USA wurden zur seiben Zeit mas· 
senweise T·Shirts mit der Aufschrift 
"Beat Ru"ia!" (Schlagt Rußland) zum 
Verkau f angeboten. An I' lakatwänden 
rund um die o lympischen Sport arenen in 
Los AngeIes wurden Plakate mit dem 
Slog"Jn "Ban the Sovjets!·· (Verbannt d ie 
Sowjets) angebracht. Und in U5-Zcitun· 
gen wimmelte t:s tägliCh von Artikt:ln 
übt:r "sowjetische Spione". "Agenten", 
" Terroristt:n", "subvcrsivc Elemente" 
und " KGß..Mitglit:der" . 

Darüber hinaus hatten sich 165 antikom· 
munistische Organisationen. deren 
Führer über ausgezeichnete Kontakte 
zum CIA und zum Weißen lI aus verfUg· 
ten. vorgenommen. in Los Angeles ein 
Klim a der Angst. der Einschüchterung. 
dt:r Verunsicherung und des Uasses ge· 
genuber den Sportlern aus den sozialisti· 
schen Ländern zu schaffen. 
Vernehmungen zur Abwerbung bzw. 
zum Kauf d ieser Athleten wurden offen 
betrieben und staatlich gefördert. Die 
Reagan·Administration schritt gegen al[e 
diese Aktivitäten nicht ei n, sondern dul· 
dete, ermunterte oder verteidigte sie. 
Sicherheitsgarantien und gleiche Start· 
bedingungen konnte oder wollte sie den 
betroffen<:n Sportlern - ausgenommen 
den erwünschten Chinas. Rumäniens 
undJugoslawiens - nicht bieten. 
Und dies stellte in der Tat einen klaren 
Verstoß gegen die Olympische Charta 
dar. in der es in Regel I heißt: .,Ziel der 
olympischen Bewegu ng ist es, , .. die Ju­
gend durch den Sport im Geis te eines 
besseren gt:genseitigen Verstehens und 
der Freundschaft zu erzichen. um somit 
zur Errichtung einer besseren und fried· 
lichert: n Weh beL/;Utragen.'· 
Die Uahung der Reagan·:\dministralion 
bewog das Nationale Olympische Komi· 
tt:e (NO K) der UdSSR seh[ießlich. die 
Teilnahme d <:r sowjetischen Sportler an 
den Spielen in Los Angeles abzusagen. 
t..ntsprechende Erklärungen gaben da· 
nach auch die NOKs Bulgariens. der 
DDR, der CSS R. Ungarns. Polens. Ku­
bas. Vietnams. Laos, der Mongolei. 
Nordkoreas. Afghan istans, der VOR 
Jemen. Athiopiens und Angolas ah. 
Der Vollständigkeit halber sei an dieser 
Stelle vermerk t. daß auch Albanien, deT 
Iran , Bolivien und Oben'o lta aus unter­
schiedlichen Gründen keine Sportler 
nach Los Angelcsschi cktcn. 
Die nach dem Nichttdlnahmccnlschdd 
der UdSSR und anderer sozialisti scher 
Länder verbreitete Version. d ies sei eine 
.. Retourkutsche rur den Olympiaboy. 



kolt 1980" gewesen, erweist sich bei 
näherem Il insehen als nicht stichhaltig. 
Der 1980 von der damaligen Regierung 
Carter ausgerufene Boykott der Olympi­
schen Spiele in Moskau verfolgte erklär­
termaßen das Ziel, die UdSSR wegen 
ihres Eingreifens in Afghanis tan poli­
tisch anzuprangern und zu erpresscn. 
Doch haben die Sowjetunion und die 
anderen sozialistischen Staaten etwa in 
gleicher Weise die olympischen Spiele in 
Los Angeles aununutzen ,'ersucht, um 
den USA ihre wdtpolitischen forderun ­
gen zu diktieren? Haben sie etwa den 
Abzug der US-Ledernacken aus Grenada 
oder die Rücknahme der Stationierung 
von Pershing 11 und Cruise Missiles in 
h'esteuropa zur Bedingung ihrerTeilnah­
megemacht? Mitnichten. 
Allein das Aufwerfen dieser Fragen 
zeigt, daß die Haltung des sozialistischen 
Lagers zur Olympiad-e 1984 nicht mit 
jener der US-Regierung ,'on 1980 gleich· 
gesetzt werden kann. 
Festzu halten bleibt allerdings. daß die 
US-Raketenstationierung in Westeuropa 
oder die völkerrt:cht5widrige Verminung 
nikaraguanischer Häfen dun:h den CIA 
mit der rabiaten antisowjetischen und 
antisozialistischen Hetze in Los Angc\Cll 
in engem politischen Zusammenhang 
stehen. 
Die von Reagan und Co. anvisierte Aus· 
sperrung der Athleten der stärksten so­
zialistischen Sportnationen (die UdSSR 
und dic DDR lagen bei den Spielen in 
Montreal t976 wie in Moskau 1980 auf 
den ersten ]'Iätzen des Medaillenspiegels) 
vermochte zwar den lrfolg der ,.Opera' 
tion Gold" zu garantieren. beeinträchtig­
te aber das sportliche Niveau der Spiele 
in Los Angdes crheblich. 

51% der Weltmeister feh lten 

So waren 51% der Weltmcütcr in 21 
olympischen Disziplinen niCht am Start. 
Am Gewichtheben'l'ettbewerb nahm 
kein einziger Medaillengewinner der letz­
tell Weltmeisterschaften teiL In der 
Leichtathlctik fehlten mehr als die 
llalfte aller Sieger d.,r letztjährigen Welt­
meisterschaften von Hclsinki. 
In anul'ren olympischen Sportarten, wie 
i..B. dem Schwimmen (einschließlich 
Kunst· und TurmspringeIl sowie W;!.Sser­
I,)a]\) fehlll'1l 41%, im Tumen :'3%, im 
Hoxen 50%. im Ringen 72%, im mo­
uernl'n hinfkampf 83%, im Rudern 54% 
und im Radsport 63% der ~lt-daillenge­
winnt'r \'O rOiusgegangcncr Welt meister­
schaftl·l1. So war die Aussperrung eines 
Grot3tt'ils der \\'cltbcsten ,\thlet cn ein 
hÖIChst \\ichtigcr BeilTag .lul dem Weg 
zum "lIeucn Patriotismus" RC:.lJ.:an'scher 
Prägung. 
Doch ungeachtet dessen wurde während 

der Spiele dem "Goldrausch der USA" 
(sie crrangen 83 Goldmedaillen) noch 
nachgeholfen. Das olympische Boxtur· 
nier mag hicr als Beispiel rur vieles 
stehen: 
An sich schreiben die Regeln dC"5 Interna­
tionalen Amateur-Boxverbandes (A lBA) 
die Auslosung der Kampfgerichte vor. 
doch die Gastgeber in dC'n USA hatten 
eine Neuerung durchgesetzt - die Aus­
losung sollte durch einen Computer er­
folgen. Dann aber kommandierte der 
US-Exoberst Don Hull, seines Zeichens 
Präsident der AlBA, daß die Auslosung 
durch eine zweiköpfige Kommission vor­
zunehmen sei. die komischerweise nur 
nachts amtierte. Den so manipulierten 
"Siegeszug" der US-Boxer bezeichnete 
der Vizepräsidenl des Südkore' .. nischen 
Boxverbandes. Oh Soo In, als "eindeu· 
tige Bevorteilung der US-Boys" und 
drohte mit dem Rückzug südkoreani­
scher Boxer vom olympischen Turnier. 
Ugandas und Nigerias Boxverbände cr­
hoben wiederholt - allerdings vergeblich 
- Einspruch gegen hantbüchene Fehl­
C'n!Scheidungen und Jugoslawiens Chef­
trainer Mate Parlov, 1972 selbst Olym . 
plaSleger im Halbschwergewicht. 
schimpfte: resigniert: "Die Amis muß 
man umhauen, wenn man gewinnen 
will ... 

Uberraschungen Ch ina, Süd korea 

Für alle Sportarttn Iypisch war ein gc­
radau hysterischer Chauvinismus des 
US-Publiku ms und der US-Medienbe­
richterstattung. 

Und dennoch, trot ... dieses Chauvinis­
mus, trotz der viden Fehlurteile. die in 
einigen Disziplinen lugunslen der Gast· 
geber gefallt wurden, und trotz der !!na­
denlosc:n Kommerzialisierun!! der Spiele 
soUte nicht übersehen werden, daß es 
auch hervorr .. gende sportliche Leist un­
gen in Los Angeles gegeben hat. Dabei 
wußten besonders Sportler aus Ländern 
der Dritt en Welt, denen die Re!!isseure 
der ,.amerikanischen Spiele" allenfalls 
die Rolle des olympischen Dekors, der 
StaffagC' i.Um Vori.eigen zugedaeht hal­
ten.i.U gefallen. 

StC'llvertretend daflir seien ;tUS der 
Leichtathletik die Marokkaner Said 
Aouit.. (Sieger im 5000-m·Lauf oer 
Männer) und Nawal cl Moutawakcl (Sie­
geri n im 400-m-lIürdenlauf der F r,lUen), 
der Kenia!e Julius Korir (Sieger im 
3000-m .llinderni~lauf), der Mexikaner 
Raul Gonzales (Sie!!er im 50·km·Gehen) 
sowie der Brasilianer joaquim Cruz (Sie­
ger im 800·m·I.aufder Manner) genannt. 
Auch in ,lnderen olympischen Sportar­
ten licßl·n sich rur Sportler aus Ländern 
der Dritten Wclt beachtliche Erfolgever· 
buchen: In der All-Kategorie des Judo 

.... B. gewann der Ägypter Mohamed 
Rashwan die Silbermedaille. Er mußte 
sich erst im Finalkampf der Kraft und 
Technik des japanischen Ausnahme­
athleten Vamashita beugen . 
Am erfolgreichsten waren jedoch die 
Sportler aus der VR China. die seit 1952 
erstmals wieder an Olympischen Som­
merspielen teilnahmen, und aU5 Süd· 
korea, Nach Beendigung aller 221 olym­
pischen Wettbewerbe belegten die chine­
sischen Athleten mit 15 Gold-, 8 Silber­
und 9 Bronzemedaillen den 4. Platz in 
der Länderwertung. Die Südkoreaner 
wurden mit 6 Gold·, 6 Silber· und 7 
Bronzemed:.lillen 10. 
Die XXIII. OlympisChen Sommerspiele 
von Los AngeIes sind seit einigen Wo­
chtn voriiber. Dit: Sieger sind mit ihren 
Medaillen längst wieder zu Hause, ihre 
Namen werden, der Olympischen Charta 
entsprechend, in Stein gehauen der 
Nachwelt überliefert bleiben. 

Zu den Gewinnern dieser Spiele gehörte 
zweifellos auch das US·amerikanische 
Big Business. ~lit der kommeniellen 
Ausschlachtung der Olympiade von l.os 
Ange!es dürfte es alle Rekorde gebro­
chen und - im übertragenen Sinne -
nicht nur Gold. sondern auch Silber und 
Bronze mitgewonnen haben. 

Verlierer wurde dagC'gen die olympische 
Idee \'on Frieden und VölkC'rverstiindi­
gung. Die mahnenden Worte Baron de 
Coubertins, der die Olympischen Spiele 
im Jahre 1894 neu begriindete. , .... meine 
Freunde und ich haben nicht gearbeitet 
und euch die Spiele wiedergegeben, da­
mit ihr sie 7.U einem [\'Iuseum oder Kino­
stück machl oder damit Geschäftsleute 
oder Politiker sich ihrer bemächtigen". 
sind nach den t;reignbsen \'on Los Ange­
les aktueller denn je. 
So macht sich Skepsis breit, ob Olympia 
1988 im konOiktträchtigen Seoul 
(Südkorea) die Olympische Bewegung 
wieder nach \'orne 'tu bringen \'ermag. 
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Ausländerpolitik 

MARSCH gegen Rassismus und 
ausländerfeindliche Politik 

In der Nacht nun 27. August d.]. starben in einem Wohnhaus in Duisburg sieben 
Türken dun:h e in von Brandstiftern gelcgu~s Feuer. Es waren nicht die erstell Todes­
opfer eines Ausländerhasses der von Gerichten, Komo:erncn und Bundesregierung 
guchürt wird. Knapp e in Jahr vorher, am 30 .8. 1983, war eemal Altun gestorben. Er 
hatte sich aus dem Fenster eines Gerichtes gcstünl, da er mit seiner Ausweisung in die 
Türkei rechnen mußte. 
Die: Täler von Duisbu rg blieben unerkannt. Diejenigen, die den Haß säen. sitzen in 
Bonn. Für den Herbst d.]. plant die Kohl/Genscher-Regierung ei ll lieues Ausländerge­
sen. Nach dem Willen von Innenminister Zi mmermann sollen das Aurenthaltsrecht 
verschärft , Ausweisungen beschleunigt und d e r Familien nachzug b egrenzt werden. 
Ziel ist es, die Zahl der rund 4,5 Mio Ausländer bis 1990 um die Hälfte z u redu:./:ieren. 

Um gegen diese " Ausläner raus"-Polit ik zu prot estieren , rufen über 100 Initiativen, 
Bündnisse, Organisationen und Parteie n sow ie 25.000 Einzelpersonen z u einem 
" Marsch gegen Rass ismus und ausländerfeindliche Politik" auf. Unter dem Motto ,.Wir 
lassen uns nicht spalten - A us länder und Deutsche gleiche Rechte - Keine Verabschie­
dung der ne uen Ausländergesetze" marschieren zwei Marschgruppe n - ei ne aus d em 
Norde n und e ine aus dem Süden - durch die ßundesr epublik. In Köln werden s ie sieh 
3m 13. Oktober d.]. zu e iner Abschlußkundgebung vereinen. Wir dokum entieren d e n 
Aufruf zu diesem Marsch in Auszüge n . 

( ... ) Wir winen, daß Ausländerfeindlichkeit 
mehr ist als die Aktivität einiger neofaschisti· 
scher Groppen, daß es sich um mehr handelt 
als die herablassende Arroganz, mit der so viele 
Deutsche die eigene Kultur und hiesige Ge­
wohnheiten zum einziggiiltigen Maßstab erklä· 
ren. 
Ausländerfeindlichkeit ist auch nicht ,.nur" 
der F~mdenhaß, mit dem die ausländische 
Bevölkerung tagtäglich, und bei zunehmend 
Khwicrigcr werdender Wirtschaftssituation in 
immer schlimmeren Formen, zu kämpfen hat. 
Ausländerfeindlichkeit nennen wir vor allem 
Hunderte von Paragraphen und Verwaltungs· 
bestimmungen, die 4,5 Mio Menschen in poli­
tischer, sozialer und rechtlicher Hinsicht zu 
" Menschen zweiter Klasse" erklären, die jede 
Aussicht auf eine planbare Lebenspers~ktive 
und einen gesicherten Daucraufenthalt synC" 
matisch blockieren! ( ... ) 
Mit entsprechenden Reden und staatlichen 
Diskriminierungsmaßnahmen werden Auslän­
der/innen gezielt benachteiligt, ausgegrenzt 
und diffamiert, zum "Sündenbock Nr. I" er­
klärt und einem Ausländerrecht unterworfen, 
das laut Paragraph 2 ihre hiesige Existenzbe­
rechtigung abhängig macht "von den Interes· 
sen und Belangen der Bundesrepublik 
Deutschland". Doch mehr noch: 

Ausländerfeindlichkeit is t Regi erungs­
programm: 

Das erklärte Ziel der Bundesregierung lautet: 
bis 1990 die An~ahl der hier lebenden Auslän· 
der/innen um die )falfte zu redu~ieren . 

Für den Herbst dieses J ahres ist damit zu rech· 
nen, daß die Regierung den Entwurf zu einem 
neuen Ausländerrecht in den Bundestag ein· 
bringen wird. Seit Herausgabe des sog. "Zim· 
mermann-Papiers" im Frühjah r 1983 sindent­
sprechende Vorschläge in Arbeit: Das Zicllau· 
tete: Generelle VeJ$chärfung aller ausländer· 
rechtlichen Bestimmungen ! 
Schwerpunkte werdengeseul: 
• auf dem Gebiet der Zuzugsregelun~n (Fa­
mil ienna(;h~ug), 
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• bei der Verschärfung aufemhaltsrechtlieher 
Bestimmungen, 
• sowie bei der Erleichterong von schnellen 
Ausweisungs· und Abschiebebedingungen. ( ... ) 

Die Durc hst'tzung d er geplanten Gesel­
zesvorhabell muß verhindert werden 1 

Sie bedeutet nicht nur für Ausländer/innen 
einschneidende Vers.:hlechterungen. Der Ab· 
bau sozialer und demokr.ttischer Rechte wird 
über die Behandlung der Ausländer{innen ein­
geftihrt - weitere Angriffe gegen Frauen, ]u­
gendliclle, Arbeitslose U lW. werden folgen: Be­
troffen sind wir alle! 
Und alle sollen auch wissen, von welchen 
Zwangsmaßnahmen schon heute ihre ausländi­
schen Nachbarn betroffen sind, was ihnen 
morgen droht: 

• So haben wir unseren Freund Ccmal Kemal 
Altun nicht vergessen. Er stürzte sich aus dem 
Fenster in den Tod, weil er mitten in Westber-

lin AllJJ5t haben mußte vor der Foher in türki­
schen Gefangniss<:n. l'oliti5che Fluchtlinge 
können auch danach nichr mit einer demokra· 
tis.:hen Asylpraxis rechnen. Statt dessen wer· 
dcn sie als "Wirtscha f L~nüchtlinge" ver· 
unglimpft und in mens.:hemuw;ürdigen Sam­
mcllagern zUJOlmmengefaßt und abgeschottet. 
Von einem Land, das sich noch gut an die 
Tausende von Deutschen erinnern müßte, die 
der Hi tlerfaschismus als politische " lüchtlinge 
umherirren ließ, wäre ganz anderes zu er­
wanen! 

• So muß unsere freundin Asiye mit der end­
gültigen Auswei.lung rechnen, wie so viele aus­
];indische frauen. Obwohl sie keine Sozialhilfe 
beantragt. was schon heutzutage rechtlich ab· 
gesicher ler Abschiebegrund fur AU!iländerl 
innen ist, kämpft sie gemeinsam mit einem 
Berliner Frauenhaus bisher umsonst r<ir ihr 
eigenständiges Aufenthaltsrecht. Statt dessen 
lautet die frauen· und ausHi'lderfeindliche Aus· 
weisungsbegründung deutscher Behörden, daß 
der "Zweck des Aufenthalts", nämlich "Farn;· 
lienzusammenfUhrung", nach dem Verlassen 
durch den Ehemann nicht mehr existiere. 
• So werden Ausländer/innen schon heute bei 
der Arbeitssuche diskriminiert durch Eneilung 
einer Arbeiuerlaubnis nach "Lage und Ent­
wicklung des Arbeitsmarktes" und durch da.! 
Arbeilsförderungsgesetz, das die bevorzugte 
Stellenvcrmitthmg an Deutsche, vor EG- bzw. 
Nicht·EG·Ausländer/innen bestimmL So gilt 
schon heute Sozialhilfebezug, auch nach 
Krankheit oder Arbeitsunfall, als Abschiebe­
gru.nd und soll künftig bereits der Bezug von 
Arbeitslosenhilfe ausreichen. 

• So wird Ausländerinnen und Ausländern, 
von denen mehr als die lfilftc schon länger als 
15 Jahre hie r lebt und arbeitet, nicht nur das 
Wahlrechl in jeder Fonn weiterhin vorenthal­
ten. Statt dessen werden 184.000 Ausländer/ 
innen. zum Teill.litglieder europäi.!cher Regie­
rungspatleien. als Extremisten geführt. und 
unterliegt gerade die politische Betätigung ei­
ner besonderen Einlchränkung und Kontrolle. 
Hier konzentrieren sich die neuen Gesetzcsvor­
schläge ganz besonders auf neue und verstärkte 
Oiniplinierungsmöglichkeiten bis hin zu so­
fortigen und politisch bedingten Ausweisungs­
möglichkeiten bei "verbotener politischer Be­
tätigung". 
• So soU mit den neuen Bettimmungcn das 
Nachzugsalter für Kinder drastisch gesenkt 
werden, soll der Nacllzug von Ehepartnern, 
schon heute rigiden Bestimmungen unterwor­
fen, durch festgelegte Quoten begrenzt wer­
den. So soll sieh an den Universitäten eine 
"Ausländer raus"·Politik durchsetzen, ind~m 



ausländische Studentinnen und Studenten 
e iner niedrig augesctzten Regelstudienzeit uno 
terworfen werden, deren Oberschreitung aU­
tomatisch und ohne Einschränkungen zur Be· 
endigung der Aufenthaluerlaubnis Hihrt. 
Wir meinen: Wirtschaftskrise und ArbeitS" 
ptitzeabbau betreffen uns alle. Es darf keine 
Arbeitslosen ers te r, zweiter und dritter Klasse 
geben. Wenn wir die Verteilung der Arbeit auf 
alle Hände fordern, so müssen damit auch die 
Hände griechischer. türkischer und portugiesi· 
scher Kolleginnen und Kollegen gemeint sein. 
Wir meinen: Die poli tische Entrechtung und 
Entmündigung der ausländischen Bevölkerung 
muß beendet werden. Denn wer will uns ga­
rantieren, daß es nicht gerade Innenminister 
Zimmermann sein könnte. der dall Streik­
postenstehen, o.-,monstrationen gegen Aus· 
sperrongsmaßnahmen und Aktionen der Frie· 
densbewegung zur verbotenen politischen Be­
tätigung und damit zum Ausweisungsgrund er­
ktän? 
Unter dem MOllo: " Wir tau<!:n uns nicht lipat­
ten - Deutsehe und Aluländer. gldche R<!:ch te 
- Keine Venbschiedungdcr neu<!:n Ausländer· 
gesetze" wmen wir gegen Ende September als 
zwei Kerngruppen in Hamburg bzw. Miinchen 
aufbrechen, um bis zur Abschlußaktion am I S. 
Oktober in Köln dun:h die ganze Bundesrepu· 
blik zu ziehen. Die "Marschierergroppen".zu· 
sammengesetzt aus direkt Betroffenen, Mit­
gliedern der Initiati"en, "Prominenten" und 
begleitenden Künstler· und Kul turleuten, wer­
den als ein bunter und phanta!ievoller Auto­
korso ihre Route beureiten. 
In verscruedeneTl Städt<!:n werden lnhiativen 
und Bündnisse den Marsch mit Aktionen und 
Veranstahungen <!:mpfangen. um dem Marsch 
gemeinsam erarbeitete lokale Dokumentatio· 
nen über die Ausländerfeindlichkeit am Ort zu 
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überreichen und mitzugeben. 
Diese Dossier~ werden die Grundlage ahgeben 
für eine "Anklageschrift". die auf einem gro­
ßen Tribunal im Rahmen der Kölner Ab­
schlußveratutaltung öffentlich diskutiert und 
zusammengefaßt werden soll. 
In Köln wird der Manch, nachdem sich die 
Gruppen in Bonn am Vorabend getroff<!:n ha· 
ben, am 13. Oktober morgens mit einer politi· 
schen Demonstration empfangen. Nach Ab­
schluß des Tribunals wird die Aktion mit einer 
Kulturverannal tung am Abend ihr Ende fin­
den.( ... ) 
Wer die Solidarität der Ausländer/innen nicht 
aufs Spiel .setun will - wer keine Streikbre· 
cher aus Angst riskieren möchte -. der muß 
sich jetzt und heute rur einen gesicherten und 
gleichberechtigten Daueraufenthalt von Aus· 
länderinnen und Au$l.ändern einsetzen ! Dies 
wollen wir tun: Unterstützt den "Manch gegen 
Ras.sismus und ausländerfeindliche Politik" ! 

. Rezension 

Materialien zur Ausländerfeindlichkeit 
Im ~ember 1985 hatte in Frankfurt/M .. o r­
ganisie rt vom Bund Demokratßcher Wissen­
schaftler. ein Kongreß unter dem Titel "Wis· 
senschaftler gegen Ausländerfeindlichkeit" 
uattgefunden. Die dort gehaltenen 25 Rcfe­
ralC wurden jetzt in <!:iner ßroschü~. die 89 
engbedruckte DIN A 4 Seiten nark ist. ver­
öffentlicht: 
l'agungsbericht .,Kongreß Wi.enschaftkr gr-­
gen Ausländerfe indlichkeit . am 16. und 17. 
Dezember 1983 in Frankfurt", Selbstverlag 
Bund demokratischer Wisliensehaftkr (BdWi). 
POltfach 543. 3550 Marburg. 89 Seiten. 10 
DM. 
Der Kongreß hatte in sechs Arbeitsgruppen 
getagt. In der AG I "AUtagserfahrollien -
F~mdenangst _ Ausländerfeindlichkeit" wur· 
den "psychische. soziale und poli tische Be· 
dingullien der Entstehung von Ausländer­
feindlich keit" thematisiert. Die AG 2 halte 
den Titel "Wirtschaftskrise - Hernehaftui­
cherung - Ausländerfeindlichkeit"; die AG S 
behandelte die Themen .,Okonomische Ent­
wicklung _ Arbeitsmarkt - Staatliche und 
rechtliche Regulierung der Ausländerfrage". 
die AG 4 .,Verarbeitung von Pra .. iserfahrong 
in der Arbeit mit Ausländern", die AG 5 "Ar­
bciuimmigTation als kultureller Wandlungs­
prouß'" Die AG 6 schließlich fand unter dem 
Titel "Ideologische Traditionen und Leitbilder 
in den Wissenschaften und die Begiinstigulli 
von Ausländerfeindlichkeit und Rassismus" 
statt. 
Das von den einzelnen Referenten angefUhrte 
Schrifttum wdst darauf hin. daß diese 1'he· 
menkomple .. e wissenschaftlich bereits mehr 
oder weniger umfa.ssend behandelt word<!:n 
sind. Es in jedoch leider offemichtlich. daß 
der ideologische und politische Komplex, in 
dem die Ausländerfeindlichkeit einen zentra­
len Stellenwert hat. alles andere als ein .,rein 
akademisches" Thema ist. 
Als Antwort auf diese nicht mehr zu über­
sehende private und uaatliche Ausländerfeind­
lichkeit gibt e$ auch in der BRD bereits eine 
Vielzahl von Parteien, Organisationen, Komi­
tees und Bürgerinitiativen, die sich diesem Pro­
blem widmen. Ohne die Bedeutung der wissen· 
schaftlichen Durchdringung etwa der Be­
ziehungen von Okonomi<!:. juristischen Maß­
nahmen und Ausländerfeindlichk<!:it gering zu 
schä~en, scheinen mir doch d ie aktuell wich· 
tigsten Beiträge dieser in allen Teilen überaus 
empfehlenwenen Dokumentation jene zu 
sein. die direkt oder indirekt die offenkundig· 
sten Män~1 der bisherigen Solidaritätsarbeit 
betreffen. 
Y. Karahasan faßt in .seinem Referat unbe­
streitbar richtig zusammen: ,,\\Ier die Auslän­
derfeindlichkeit beseiti~n will. muß die Ar­
beiu losigkei t beseitigen. Wer die Arbeitslosig­
keit dauerhaft beseitigen will, muß den Kapita­
lismus beseitigen!" Die in der sich naturgemäß 
durchweg a ls links verstehenden Solidarität5-
bewegung vorherrschende zumindest implizite 
Anerkennung dieser Logik reicht sichtlich 
nicht aus, um ihr in der gesellschaftlichen 
Praxis zu irgendwelchen nennenswerten Erfol· 
~n zu verhelfen. 
Einige der Grunde dafür werden expreuis 
verbis im Referat von H. Schweizer mit dem 
Titel "Links·Nationalismus und hilfloser Anti­
Faschismus - Zur verborgenen Ausländer· und 
Deu15chenfeindlichkeit in fortschrittlichen 
Gruppen" und indirekter in den Beiträgen zur 
_ biologistischen - "wissenschaftlichen" Be· 

griindung der Ausländerfeindlichkeit und an· 
derer mit ihr intim verbundener militant im· 
perialiSlischer Zielsetzungen (siehe Opitz/ 
Osterkamp sowie die Beiträge der AG 6) ge­
nannt . 

So wird deutlich. daß selbst das Gros der Ak­
tivinen ~gen die Ausländerfeindlichkeit in ei­
ner Art argumentiert, die entwederdas auslän· 
derfeindliche Argumentationsmu51er ver· 
festigt (Slall : "Die Ausländer mÜSlen raus. weil 
sie uns die Arbeitsplätze wegnehmen". "Die 
Ausländer müssen hierbleiben, weil ohne sie 
die Müllabfuhr nicht funktioniert"), oder aber 
- natürlich erfolglos - glaubt. sich der im 
übrigen gar nicht schweren Aufgabe der inhalt· 
lichen Auseinandersetzung mit den .. wi$Sen· 
schaftlichen" Argumenten der Rassisten und 
Volkstumsideologen dadurch entzieh<!:n zu 
können, daß diese Argumente als auch von den 
Nazis benutzte denunziert werden. 
Daß die faschinischen Kräfte der sog. "Neuen 
Rechten" sich der Hilflosigkeit vieler ihrer 
Gegner schon seit langem b<!:wußt sind , wird 
aus folgendem Zitat de r neof3$chiSlischen 
Autorin Thora Ruth im .. La Plata Rur' vom 
September 1973 deutlich: "Wir müssen unsere 
AU$Sagen so ge5lalten. daß sie nicht mehr ins 
Klischee der 'Ewig Gestrigen' pa.ssen ... In der 
Fremdarbeiterfrage etwa erntet man mit der 
Argumentation 'Die sollen doch heimgehen' 
nur verständnisloses Grinsen. 
Aber welcher Linke würde nicht zustimmen. 
wenn man fordert: 'Dem Großkapital muß 
verboten werden. nur um des Profites willen 
ganze Völker*:haren in Europa zu vcrschie­
b<l:n. Der Mensch soU nicht nur Arbeit, sondern 
die Arbeit zum Menschen gebrach t werden.' 
o.-,r Sinn bleibt der gleiche: Fremdarbeiter 
rausl". Im gleichen Sinn kann auch die sog. 
"völkische" Variant<!: des Faschismus an den 
Kulturpartikularismus und ahistorische 
Romantisierung vorindustrieller Kulturen an· 
knüpfen, die sich mit unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen bei "Alternativen" 
sowie bürgerlich Liberalen großer Wertschät­
zungerfreuen. 
Diese Problem felder umrissen zu haben, ist 
m.E. der wichtigste BeitrJ.g. den der Kongreß 
in der aktuellen Situation geleistet hat. Seine 
unmittelbare Nutzbarmachung rur die Arbeit 
der vielen lokalen Initiativen wird jc:doch 
durch die ausgesprochen wisscnschaftliche 
Sprache und das teilweise zu hohe Abstrak· 
tionmiveau vieler Referate nicht eben erleich­
tert. An einer eingehenden Diskussion der hier 
aufgeworfenen Fragen kommt die antira"isti­
sehe und damit antifaschistische Bewegungje­
doch nich t herum . wenn sie ihrGellO verlas.sen 
will. l..A.lle inrich 

43 



Lesermeinungen • Standpunkte 

Apropos Frauanhindei 

Euren Beitrag zum Sextourismus und Fnucn­
handel am Beispiel Thailand in Al B 9/84 fand 
ich höchst aufschlußreich. Das gilt nicht nur 
für die Erklärung der Ursachen der MasS('n­
prostitution, sondern auch für die Beschrei­
bung des Funktionierens des Frauenhandels 
seitens bundesdeutscher Agenturen b1.w. 
Agenten. 
Die in dem Beitrag beschriebenen bundes­
deutschen Fraucn-bzw. Menschcnhändkr trei­
ben im übrigen nicht nur in Zentren wie Düne!­
dorf, Hamburg oder Frankrurl ihr Unwesen. 
Ihre UntcIWchgänge ra~n tief in die Provinz. 
In dem im Raum Marburg/Bicdcnkopf·Gicßcn 
verbreitetsten Anzeigenblatt "Mittdhcssischc 
Anzeigen-Zeitung" (MAZ, Auflage 202.000), 
Ausgabe vom 29.8.1984, bOI eint: "Agentur 
Asia", Sitz Linden, "bildhübsche Asiatinnen" 
("treu, "länlich, anpanungsrahig") Hir hiesige 
Eigl:ntumswillige "aller Altersgruppen" an. 

• ll n chi ..... _. 
treu. zlotlid'l. anpas­
SUfVSlihig. suc:r-

, deutsche Eheper1net 
1 aJer AIt .. sgruPCMl'!. _ .... 

TeIIIton (O 64 (3) 6 73 ee 
YCl'iIO-18 Ltv (tl.d'I $.I. + So.) ......., .. 

""'..-

Ich habe mir die Mühe gemacht, die~ heiße 
Spur "lU ~erfolgen. Auf meinen Anruf hin, gab 
der Agenturleiter die Auskunfl, daß es sich bei 
den "Angeboten" nahe"lu ausschließlich um 
Thailänderinnen handele. Die ansonSleneben­
falls zu habenden Frauen von den Philippinen 
seien wegen der augenblicklichen "politischen 
Unruhen" und der achsolangen Seereise kaum 
zu bekommen. 
Dt:r Stiickprcis sei durchgängig 5.500 Dill. Die 
in der MAZ-Aru:eige abgebildete Thailänderin 
Palai habe den Vonug, daß sie besonders gut 
deutsch spreche. Im übrigen erhalte jeder In­
teressent drei Asiatinnen zur Auswahl, bei 
Wartezeiten von 3-6 Monaten_ Ein"lige Bedin· 
gungen der Agentur: Die Bewerber dürfen 
nicht verheiratet und/oder arbeitslos sein ... 
Ungeachtet der hohen Arbeitslosigkeit hierzu­
lande scheint der modeme Sklavcnhandel 
schwungvoll zu gedeihen. Und rur die bundes­
deutschen Behörden ist der menschenunwür­
dige Schacher mit "demütigen Asiat;nnen" 
offenbar ke;nanstößiges Thema. 
Mir!<oHeide. Morl.o .. .g 

Vorurteile bestärkt 

Da Kritik meist nurgeäußert wird, wenn Nega· 
ti"es einem aufstößt. vorab - das Hert 9/ 1984 
und die Artikel gefallen mir insgesamt recht 

."-Ich beziehe mich in diesem Brief konkret auf 
den Artikel: . .scx-Tourismus und Frauenhan· 
&1" ,'on Elisabeth Schneider/ Heidi Wagner. 
Vnter der überschrift "Prostitution ah Mas-
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senphänomen" wird zunächst richtig darge· 
stellt die sog. Frcmdenverkehrsprostitution, 
nach sich ziehend die kollektive Entwürdi­
gung. 

Dann soll auf die Praktiken der internationalen 
Prostitutionsorganisationen eingl:gangen wer· 
den. Vnd jet"lt sind die Schwulen dran, b"lw. 
"Homosexuellenorganisationen" wie es heißt. 
Welche Homo-Organisationen?? Sie ver­
mitteln nämlich Adressen von Schulen in 
Nord· und Ostafrika, woJungen und Mädchen 
sich anbieten. 
Daß es so etwas gibt, ist unbe5lriuen, nur ... 
nach AIDS, dem Verfall dn Moral, Herpes 
usw. sind die Homos nun auch daran schuld 
und "lwar alle. wie es undiffereru:iert und all· 
gemein zum Ausdruck kommt. 
So kann und darf man das nicht bringen, ge­
nauso wenig wie die Schlußbehauptung, jeder 
Mann würde in asiatischen Frauen automatisch 
"lur VerfLigung stehende Objekte sehen. Viele 
Männer, mag sein, aber nicht alle. Sowenig wie 
alle Deutschen im 2. Weltkrieg Faschisten wa· 
ren - wenn auch sehr ,·iele . 
Die Autorinnen sollten bedenken, daß so allge­
mein und undiffereru:ierl nicht ~schrieben 
werden darf. Die Vorurteile gegen Schwule 
sind auch in der linken Szene präsent, solche 
Argumente wie in diesem Artikel geliefert, tTil ' 
gen nicht zur Verbes:.crung des Klimas bei. Es 
entsteht bei den Lesern ein falscher Eindruck, 
der nur "lU gern geglaubt wird. denn so völlig 
ohne Vorurteile sind wir ja alle nicht. 
Ich darf die Autorinnen biuen. solche Fehler, 
die aus Vnachtsa.mkeit - Vnsensibilität ent· 
standen sein mögen nicht mehr zu machen. Es 
wäre schade, den inhaltlich guten Artikel. b"lw. 
folgende Artikel, wieder durch so etw3ll in 
seiner Wirkung geschmälert "lU schen. 
Michoel Hq er, Balin-WeSI 

Nlkll'lgul gut, Iber . _ . 

Insgesamt finde ich das AIß-Sonderheh übe r 
Nicaragu~ gut und informativ. ich habe es auch 
vielen Leuten weiterempfohlen. Auf diesem 
Hintergrund einige kleine Kritikpunkte: 
• zu den Nikaragua·Daten, S. 34/X: 
Warum tauchen unter ,.Bevölkerung·· die In· 
dios nicht auf? Miskitos (120.000), Sumus 
(8.000) und Ramas (2.000) umfassen immer­
hin mehr al s 4% der ca. 3 Mio Einwohner. 
• "lur .. Verwaltung": 
wichtiger als die 16 deparlamento$ sind - scit 
1981 - die 6 Regionen und 3 Spe"lialzonen. 
Die damit erreichte - und gerade fLif latein­
amerikanische Verhältnisse bemerkenswerte ­
Dezentralisierung und damit Volksnähe von 
Entscheidungsstrukturen ist eine hierzulande 
unbeachtet gebliebene Errungenschaft der Re­
volution (wahrscheinlich wird hier Nicaragua 
immer noch nur aus der Perspektive Managua.! 
betrachtet). 
Die Einschät"lung von Vte Kampmann überdie 
Katholische Kirche ( ..... der Versuch. die Kon­
terrevolution über die Kirche auszutragen. 
zum Scheitern verurteilt ..... , S. 37/XIII) . SC­
IUuer: die Kathol ische Hierarchie , ist ganz und 
gar unzutreffend_ Nicht nur. daß sie den ein­
maligen Dialog gegenüber allen Konflikten seit 
Oktober 1980 überbewertet. beim Verfas$Cn 
des Artikels (Anm. 12: F AZ vom 6.6.84) war 
längst der Hirtenbrief von Osu:rn erschien~n. 
der alle di(Sbezüglich~n Zweifel g.:klärt hat. 

Oberhaupt scheint Ihr die Bedeutung des ideo· 
logischen, und das heißt in Nicaragua vor allem 
des religiösen Klassenkampfes zu unterschät­
zen. Nicht umsonst hat Tomas Borge im Kon­
kret·lnterview (7/84) Enbischof Obando y 
Bravo nicht nur als den dicksten und häß­
lichsten, sondern auch als wichtigsten Anfüh­
rer derOpposition bezeichnet. 
Daß die PU keine Linkspartei mehr ist (S. 
37/XIIl - Kasten), jedenfalls nicht in ihrer 
Mehrheit, war doch bei der Erstellung des Son­
derheftes bekannt. Schon damals gab es die 
Oberlegung, ihren PTäsidentschaftskandidaten 
zum Kandidaten aller R~huparteien zu 
machen. 
Eberhard Lötehe!<", Boclr.\l.m 

Eifrig und gewlssenhlft 

Ich bin Deutschlehrer aus der Elfenbeinküste 
und unterrichte "luhause. Im Moment bin ich 
im Urlaub in Deutschland um meine deutsche 
Sprotche zu verbessern. 
Zufalligerweise habe ich hier die neueste Aus­
gabe Ihrer Zeitschrift gefunden und gele~n. 
Ich freue mich darüber, daß Sie sich so eifrig 
und gewissenhaft für unsere alltäglichen Sor­
gen interessieren. Deshalb möchte ich Ihnen 
dafLirdanken. 
Vnd ich will keine Zeit mehr verlieren, um Ihre 
Zeitschrift monatlich "lU lesen, selbst wenn ich 
in der Elfenbeinküste arbeite. 
MO\l.slQ.pha T .• EI[enbein!<ii.sle 

Mit den Augen der Unterdrückten 

Zuerst möchte ich Euch zu Eurer ausgezeich­
neten Arbeit gratulieren. 
Als ChHene und Angehöriger der länder, die 
hier als ,,3. Welt" beuichnet werden, finde 
ich, daß das AlB die beste, tiefgründigst~ und 
engagierteste Informationsquelle über die 
.,5. Welt" ist, die unsere verschiedenen 
Kämpfe mit den Augen der Unterdrückten. der 
Kämpfenden, der Solidarisierenden darstellt. 
Eure Arbeit ist von großer Wichtigkeit in der 
BRD, um Bewußtsein über unsere Probleme zu 
schaffen. 
Leider, wegen der Probleme mit der Rückkehr 
in meine Heimat, kann ich das AlB nicht wei­
ter abonnieren. 
j\l.au CarIos C •. Fra,,!<! ... t 
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Adnessenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 



Buchtlp 

Das Buch 
Frank Nie". Der Koloß im Norden. Geschich­
te der Latcinamcrikapolitik de r USA, Pahl· 
Rugcmtcin Verlag, Köln 1984, 400 Seiten, 
16,80 DM 
wird dem Anspruch des Autors, einen "ersten 
knappen Oberblick über die Geschichte der 
US-Latcinamerikapolitik seit Jamcs Monroc 
zu geben", voll gerecht. Er reicht von der Er­
oberung des "Wilden Westens" und dem 
Völkcnnord an den Indianern bis >:ur Ein­
mischung in Mittelamerika und wr Invasion in 
Grenada. Er kennzeichnet ein ungleiches Ver­
hältnis 'Zwischen dem Koloß USA und dem 

' lateinamerikanischen Subkontinent. Es 
schließt sich ein kuner Dokumentenanhang 
an, der Datenzum Handel USA-Latcinamerika 
und zu US·Dircktinvestitioncn enthält sowie 
die wichtigsten Konferenzen und die lange 
Reihe der US-Interventionen auflistet. 
Vornusgegangen war dem Buch ein ausführ· 
liche, Quellemtudium in den USA, und das 
merkt man auch beim Lesen. Entstanden ist 
kein trockenes Geschichtsbuch, $(lndem ein 
historisch fundiertes Werk, das erstaunlicher­
weise die ente :wsammenhängende Abhand· 
lung zu dieser Thememtellung im deutsch· 
sprachigen Raum darstellt. 

türkei - BundeirepublIk 

Am 5.9.1984 traf der türkische Ministerpräsi· 
dent Turgut özal zu Gesprächen mit Bundes· 
kanzler Kohl in 80nn ein. Zweck der Berntung 
war der Wunsch der Türkei nach vennehrter 
deutscher Wirtschaftshilfe besonders bei der 
Wiedereingliederung der Rückwanderer. Die 
Bundesrepublik, in der 90%der türkischen Ar· 
beil~migranten der EG leben, ist seit längerem 
bemüht, von der Türkei zumindest einen Teil· 
vert;icht auf die Freizügigkcitsbestimmun!;en 
des Assoziierungsvertrags mit der EG zu erwir· 
ken. 
Um dies zu erreichen, ist die BRD, die heute 

Infodienst zur Solidarität 

schon de r größte Handelspartner der Türkei 
i1l, bereit Exportgeschäfte zum Bil1igpreis mit 
Hilfe der Hermes-Versicherung zu unterstüt­
zen. So bot der Kanzler seinem Gast großzügig 
Finanzierungsbeihilfen für den Bau eines deut­
schen Atomkraftwerkes an. Ebemo wird Bonn 
die Lieferung europäischer Airbus-Großraum· 
flugzeuge kreditie ren. 
Zudem sicherte Bonn Özal zu, sich dafür einzu· 
setzen, daß die blockierten EG-Finanzhilfen in 
Höhe von fast 600 Mio Dollar an die Türkei 
ausgezahlt werden. Nach Meinungder Bundes­
regierung ist d ie Redemokratisierung des Lan­
du, eine Voraussetzung für eine Freigabe der 
Gelder, bereits yerwirklicht. 
Dariiber hinaus hat Öza!. der das Kriegsrecht in 
seinem Land als ein vom ganzen Volk ge. 
wünschter Zustand yerherrlicht, noch die Zu­
sage über 130 Mjo Mark Militärhilfe emaltcn. 
Anläßlich des zehnten Jahrestages des Militär­
putsches in der Türkei und aus ProtcS! gegen 
den Besuch von T. özal, fanden drei bundes­
weite Demonstrationen stalt. 

RatsChläge für VeranltaHungen 

An alle, die vor die Frage gesteHt sind, einmal 
eine Veranstaltung durchzufUhren, richtet sich 
die Broschüre; 
Es wird schon schief gehen - Pn.ktiscl>c Rat· 
schläge zur Organisation "on Veranstaltungen. 
Sie 5011 vor allem dazu beitragen, daß nicht in 
allen Bereichen der Solidaritätsarbeit immer 
wieder dieselben Erfahrungen und Fehler ge. 
macht werden, wei l es am Informationsaus· 
tausch hapert. 
Deswegen bietet die Broschüre in acht Kapi­
teln eine knappe und gute Zusammenfassung 
all dessen, was man zu berücksichtigen hat: 
Welche Veranstaltu", soll geplant werden 
(Konzert, Theater, Vortrag usw,j, wie ist die 
Veranstaltung zu finanzieren? Welcher Saal 
soll ausgewählt werden und welche techni· 
sehen Anlagen sind vonnöten? 
Schließlich hängt dann alles von der Werbung 
ab, welchen Erfolg eine Veranstaltunghat. Da­
zu praktische Beispiele von Anzeigen in den 
Massenmedien, Plakatwerbung, Flugblätter 
usw. 
Die Broschüre kann für 3 DM bezogen werden 
bei: Chile·Komitee München, 1'/0 Tbea 
Schmin. Rosenheimer Straße 123, 8000 
München. 

Nlklragua: Taxlatal 

Zwei Brigaden mit bislang II Kraftfahrzeug· 
(KfZj-Spezialisten werden im Oktober/ 
Noycmber dJ. und J anuar 1985 von Berlin· 
We$! wm Einsatz nach Managua starten. Falls 
sich weitere KfZler bei den Initiatoren melden 
sollten, ist an eine Erweiterung der Januar· 
Brigade bzw. eine drittc Nik:,uagua·Brigade ge· 
dacht. 
Die Initiatoren dieses Projekl$, die im Septem· 
ber 1983 gegründete Gruppe "taxistas - Ber· 
liner Taxifahrer/innen gegen OS·lnteryention 
in Mittelamerika", haben seit Jahresbeginn 
1984 mit Sondern:hichten und Gcldsammlun­
gen rund 2S.000 DM für ihr Nikar.lgua·Projekt 
eingefahren. Sie sind nun dabei, es für den 
großteils in Nikarngua brachliegenden öffent· 
lichen Busverkehr bereitzustellen. 

Ihr Partner in ~ianagua ist das staatliche T rans· 
portunternehmen ENABUS, von dem sie e r· 
fuhren, "daß von dem Gesamtbestand von 433 
Daimlcr·Bussen zur Zeit nur etwa 280 Busse 
im Einsatz sind, Neben Ersatzteilen fehlen ins· 
besondere Spezialwerkzeuge und Fachlitera· 
tur". 
Die Taxistas bitten um Spenden, denn sie brau· 
chen noch gut 12.000 DM für Ersatzteile, 
Priifbank und Transport. Konto: Sparkasse der 
Stadt Berlin·West, BLZ 100 SOO 00, Kto.Nr. 
06S0 126 262, Christoph Hermann, Kenn· 
wort: Taxistas, Rückfragen richten an: Taxi· 
$las, 1'/0 Paul Spielyogd, Cuvrystr. 20, 1000 
Serlin 36 

Krefelder Forum 

Unter dem Motto "Hiroshima mahnt - Für 
Europa und die Welt: Stoppt den Rüstungs· 
wahnsinn!" fand am 8./9, September d.J. in 
Dortmund das 4. Forum der Krefclder Initia· 
tive statt. Zwei Tage diskutierten über 1,000 
Vertreter der bundesdeutschen Friedensbewe· 
gung - auch im Dialog mit Repräsentanten der 
Friedenskräfte aus anderen Ländern - über 
Wege aus der Gefahr einer atomaren Vernich· 
tung. 
"Die neuen Massenvemichtungswaffen", heißt 
es in einem von den Teilnehmern yerabschie­
deten Aufruf, "stellen die Welt vor die Gefah· 
ren eines tausendfachen Hiroshima. Nurdurch 
den soforügen Stopp der Rüstung kann die 
notwendige Umkehr zur Abrüstung erreicht 
werden. Deshalb appellieren wir an alle Regie· 
rungen : 
• die atomare Aufrüstung sofort zu stoppen; 
• die bewaffnete militärische Nutzung des 
Weltraums zu yerbieten. 
Von der Bundesregierung fordern wir: 
• die Slationierung von Pershing Jl und Cruisc 
Missiles zu stoppen; 
• rur einen Aufriistungsstopp einzutreten und 
den Rüstungshaushalt einzufrieren. 
Nur so kann Europa und der Welt das Schicksal 
Hiroshimas erspart bleiben." 
Abschluß des 4. Krefelder Forums bildete die 
Großyeranstaltung .,Künstler rur den Frie· 
den". Ca. tS.OOO Besucher demonstrierten 
gemeinsam mit den Kiinstlern aus der Bundes· 
republik und Westberlin, aUS der DDR, den 
USA. der UdSSR, aus Chile, der Türkei, Kana· 
da, Österreich und Irland, daß auch nach be­
gonnener Stationierung der Kampf gegen die 
U5-Atomraketen fortgesetzt wird. 
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Kurzinformationen 

"'lUpplnen 

AnJäBlieh deI I.Jahrestageli der Ermordung 
du OppOlIitionspolitikers Benigno Aquino 
(siehe: AlB 10/1983, S. 42f. und "/1984, 
S.l7f.) kam es am 21. August dJ. zu M~~cn' 
demonstrationen ~geß dH Marcos-Regimc. 
Allein in Manila beteiligten sich - n.ach unter­
schiedlichen Schätzungen - zwi$dlcn 500.000 
und 2 Mio Anhinger der bii~rlichcn und radi­
kalen Opposition an Kundgebungen und 
ftUnchcn. 
Verlautbarungen aus Kreisen der von Marcos 
cingc5eIUen Kommission, die den Mord an 
Aquino untersuchen soll, stiilZtcn Ende Au· 
gust die Behauptung der Opposition, daS 
Aquino von Militärs crschOS5eß worden sei. Im 
Verein mit PCrloncn aus der Umgebung von 
Mareo. hätte der Oberbefehlshaber der philip­
pinischen Arm~. General Fabian Ver ,den Be­
fehl dazu gegeben. 
Oie USA ~nuchcn Maren. unterdessen Zu ci· 
na Verinderung scint:r Politik zu bewegen, da 
sie darin den Hauptgrund rur du Anwachscn 
da Muscnbewegung und der Guerilla du Neu· 
en VolkAnDee (NPA) sehen. 
Am 4.9.1984 stimmten Ne gegen einen 
150· l\Iio·Dollar-Kredit der Weltbank, weil 
Marcos ihren Wiinschen nach wiruchaftlichen 
Refonncn und Korruptionsbekämpfung nicht 
nachkam. 
Berichte der US·Botschaft, des CIA und des 
Oberbefehlshabers des US·Puifik·Komman· 
dos, Admiral William Growe, weUcn auf die 
Wichsende RoUe der NPA hin. Nach US.Anga' 
ben soll sie 12·1~.000 Kämpfer umfassen und 
17" der Dörfer kontrollieren. Diesc Entwick· 
lung ist Grund genug rur die USA sich nach 
AlterTliltiven zu ihren Stützpunkten auf den 
Philippinen umD,Jschen. 

In~len 

In Indien ;11 es im August dJ. erneut zu Mas· 
senprotcsten gegen die Regierung unter Indira 
Gandhi gekommen, bei denen nach offiziellen 
Angaben bndesweit ~O.OOO, nach Informatio· 
nen der Opposition 200.000 Menschen vor· 
übagehend festgenommen wurden. Die teils 
von blutigen Ausschreitungen begleiteten Pro· 
teste richteten sich vor allem gegen die von der 
Zentralrcgicrung in Neu·Delhi vafiiate Ablel' 
zu", des RegierungKhefs des südindiKhen 
Bundesstaates Andn Pradeth, Rama Rao. 

Die Zentralregierung begründete die Ablet· 
zung Raos aber auch damit, daß er und seine 
Tclugu·Desam·Partei im Regionalparbment 
von Andra Pradesh über keine rcgierungsr.'hige 
Mehrheit mehr verrligt hätten. 
Da mit gleicher Begründung einige Wochen 
zuvor da Regierungschef des ebenfalls von 
Unruhen erschütterten Bundesstaates IXcham· 
mu und Kaschmir seines Amtes enthoben wor· 
den war, werteten Oppositionspolitiker die 
Suspendierung Raos als neuerlichen Versuch 
lndira Gandhis, ihrer Kongreß'Partei fitr die im 
nächsten halben jahr anstehenden ge$:lmt· 
nationalen Wahlen eine bessere AUlgangsposi· 
tion zu verschaffen. 
Anfang September hat die Regierung Gandhl 
Truppeneinheiten in die Hauptstadt Andra 
Pradeshs, lIyderabad, entsandt, nachdem dort 
bei erneuten ZU$:lmmenstö8cn zwischen Hin· 
dU$ und Mosleml61\1enschen getötet und uber 
100 vuletzt wurden . .. 

I,rael 

Am 15. September 1984 einigten lich Shimon 
Peres (Arbeiterpartei - MAYA I) und Yiuhak 
Schamir (Likud·Hlock) auf ein Ahkommen 
über eine große Koalition, der 10 Gruppierun· 
gen, davon vier religiöK, angehören. Sie "'..,,... 
einen im Parlament 9 7 ,'on 120 Sitzen auf ~ich. 
In der ersten milfte der vierjährigen Regie· 
rungsperiode amtiert der Sozialdemokrat 
Pe,es als Mininerprisident und sein Vorgänger 
Schamir als AußenminiJter: hernach "'erden 
ihre Ämter getauscht. 
Du VerteidiguTllPmirusterium fallt an die 
MAPAI, wohingegen die wirtschaftlichen 
&halutellen, die Ministerien für Finanzen so· 
wie Industrie und Ilandel, in Händen des groß· 
bürgerlichen I1kud bleiben. Lc~tcres über· 
nimmt mit E,,·Yerteidigungsmini"er Ariel 
Scharon jener General, der als der Verantwort· 
liche der Massaker von S .. bra und Shatila im 
September 1982 ruchbar wurde und der just 
Ende Augu$l dJ. auch du OstuferdcsJordan, 
d.h. tlas Königre ich jordanien, als Teillsrub 
beanspruchte. 
Im Minimalprognmm der Regierung Peres' 
Schamir zählt indessen die Befürwortung "on 
Friedensverhandlungen mit jordanien zu den 
Kernpunkten. Weiter einigte man sich auf 
einen baldigen Rtickzug aUI dem Libanon und 
auf eine rigorose Wirtschaftuanierung. 
Zankapfel blieb die vom Likud·Block verfoch· 
tene gr06israclische Si«llungspolitik im okku· 
pienen WeJljordln· und Gazagcbiet. Die be­
stehenden jüdischen Siedlungen lollen beibe· 
halten werden. Von tlcn 27 Neusiedlungcn, die 
von der Likud·Regierung bereits beschlossen, 
aber noch nicht begonnen worden waren, sol· 
len 1984f8~ tunf gcgrundet werden. Der Rest 
bleibt vakant. 
Die linkszionist ilche MAPAM, die bei den Par­
lamentswahlen vom juli dJ. (siehe AlB 
9/1984, S. 4ff.) auf einer Wahlliste (Ma'arach ) 
mit der MAPAI kandidiert und 6 der 44 
Ma'arach·Sitze errungen hatte, lehnte die 
große Koalition ab und kündigte das Bündnis 
mit der Arbeiterpanci auf. An ihre Stelle 
riickle als MAPAI·Partner in der Koalition die 
ncugegrundete Jaschad·Pattci Ezer Weizmanns 
(5 Siue). Anderersciu versagte die chauvini· 
stische T..,hija (~ Mandate) wegen der Likud· 
Kompromißbereiuchaft in der SiedlungsfTagc 
der Koali tion die Gefolgschaft. 

Koalltion'pan .... "" ... (I_I ~1Id Sluom" 

VI.UNIDD 

Vom 2.·20. August dJ. tagte in Wien die 4. 
GenerdlkonfereßZ der UN·Organilliition ru r 
Induurielie t:ntwicklung (UNJOO), an der 
Delegationcn aus l3~ l.mdern Icilnah1tlen. Zu 
12 Ruolulioncn konnte ein einmütiges Ab· 
stimmungKrgcbnis erreicht werden, drei wei· 
tere wurden mit deullieher Mehrheil angenom· 
men. 
Zu den filr den Industrialisierunjpprw;e6 der 
Entwicklungsldnder zentralen Fragen der 
Finanzierung und der welrweiten Umstruktu· 
rierung und Verlagerung von lndU$trien aber 
wurde keine Einigung erzielt. 
In der Präambel zu den Konferenzbeschluuen 
werden der I'rotektioni§mus, die Yerschlechte· 
rung der Terms of Tradc (Yerh.ilmis VO ll E,,· 
pOTt· und Importpreisen der Dritten Weil; d. 
Red.), das hohe Zinsniveau, der Rückgang der 
FinanzzunusK, die Stagnation der öffent· 
lichen Entwicklungshilfe !>Owie die wKh>ende 
&huldenb$t ab Ursachen für die ,·enchlcch· 
tCt'te Wirtschafuentwickluns in den Entwkk· 
lungslandcrn scnannt. Au6adem wird auf den 
engen Zusammenhang zwischen Frieden und 
Entwicklung hingewiesen. 
Gegen die Pr.iambel stimmten lediglich dIe 
USA. 12 weitere Staaten, darunter die BRI), 
enthieltenJich. 

libyen-Marokko 

Am t5. August dJ. unterzeichneten die 
Staatsoberh~upter ,'on Marokko und Lib~en, 
Hassan 11. und Muamma eI·Ghaddari, in 
Oujda (Marokko) einen Vwtatl über den Zu· 
sammcnschluß ihrer Staaten. 
Durch eine Volk$:lbstimmung in Marokko und 
einem Entscheid des Libyschen Yolkskongres­
ses wurde dieser Vertrag über eine Arabisch 
Afrikants.;he Föderation, die auch anderen 
Staaten offeIlstchi, ratifizierl. Die beiden uno 
gleichen Staatsoberhäupter sollen sich alle 2 
Jahre, als Vonitzende eines Föderationsratel 
ablösen. 
Der Vertrag "erpflichtet die St.aaten Marokko 
und Libyen zu gegenleitigern militärischen 
Bciuand im Angriffsfalle und enthalt Ab· 
machungen über wirtschaftliche, wisKJUchafl· 
lich·technische und soziale Projekte. 



Noch imm~r ist unklar, welche konkn:tenAus­
wirkungen die Venragsabschließung rur die 
Bcfrciung~bewegung Freßt\" Polisario hat, die 
bish<"r von Libyen in ihrem Kampf gegen die 
marokkanisch/: Besetzung der Westsahara uno 
terstützt wurde. 
In den westlichen Hauptstädten löne der Ver­
trag Besorgnis über die Zuverlässigkeit des bis· 
her als treu angesehenen marokkanischen 
Bündnispanßers aus. Immerhin haben die USA 
seit 1960 ein Militärabkommen und seit 1982 
ein Sliitzpunk13bkommen mit diesem Land, 
während Oberst Ghaddafi von der Reagan­
Administration zu ihrem Hauptfeind erklärt 
wurde. 
Ihre Versuche. Libyen zu isolieren, haI Ghad­
daf; mil dtm Föderationsabkommen unterlau­
fen. Auch Mittcrrands ,.private Reise" zu Has­
san 11. demonstriert, daß Frankreich ftir<:htet, 
den treuesten Mitstreiter ~iner Interventions­
politik in Afrika (Tsehad, Zaire) zu verlieren. 

Zfmbabwe 

Vom 8.-12. Augun dJ. fand in Hara?e-der 
2. Parteitag der Afrikanischen Nationalunion 
von Zimbabwe/htriotische Front (ZANU! 
PF) stau. Erwählteein Zentralkomitee mit 90 
Mitgliedern (bisher 26) und bestimmte erneut 
Premierminister Robert Mugabe zum Partei· 
vorsitzenden. Ein 15köpfiges Politbüro wurde 
von R. Mugabe ernannt. 
Oie 6.000 Delegierten billigten ein neues 513.­
tut, das die - wieder in ZANUumbenannte­
Partei zu einer marxistisch-leninistischen 
Volkspartei erklärt. Ihr Ziel ist der Aufbau 
eines sm.ia1istischen Einparteienstaales der 
von der ZANU geführt wird und die ": rrichtung 
einer "vollkommen demokratisehen Gesell­
schaft". 
Dazu soll "das übernommene Wirtschafts· 
system zU Qunsten der Arbeiter und Bauern" 
umgestaltet werden, was durch den Erwerb 
staatlichen Eigentums an den Produktions· 
mitteln, die Bildung von Geno55Cnschaften in 
Industrie und Handel, starkerer staatlichen 
Kontrolle der Banken und Versicherungen und 
einer Landreform erreicht werden soll. 
Ober die duu nötige Verfassungsänderung sol· 
len Gelipräche mit der Opposition geführt wer· 
den. Gefi;en die $Cit der Unabhängigkeit beste· 
hende Verfassung, die das Mehrparteiensystem 
bis 1990 garantiert, soll nicht verstoßen wer· 
den. Deshalb soll gleichzeitig mit den ParIa· 
mentswahlen - vorauuichtlich im Fruhjahr 
1985 - über eine Verfassungsänderung abge­
nimmt werden. 

11th'." •• 
Am 10. September d.J., genau 2 Tage vor den 
Feierlichkeiten zum 10. Jahrestag des Stunes 
von Kaiser lIaiie Selassie, wurde in Addis 
Aheba die Arbeiterpartei Äthiopiens (WPE) 
gegründet. Die Entstehung der Partei war 
durch die am 16.12. 1979 gebildete Kommis· 
sion zur Organisation der Partei der Werktäti· 
gen Äthiopiens (COPWE) in die Wege geleitet 
worden. Der Provisorische Militärische Ver­
waltungsrat (PM AC), der bisher die Geschicke 
des Landes leitete, soU aufgelöst werden. 
Am WPE-Griindungspartc1tag, der vom 6.· 
10.9.1984 tagte. nahmen 1.100 Delegierte so­
wie ca. 40 ausländische Delegationen teil. Auf 
dem KongreS wurde ein I 36köpfiges Zentral­
komitee und ein Politbüro mit 10 Mitgliedern 
gewählt. Generalsekretär der neuen Partei, die 
sich lUm Marxismus· Leninismus bekennt, 
wurde das Staatsoberhaupt Mengistu Haile 
Mariam. Ocr Parteitag beschloß, eine neue Ver­
fauung auS:Zuar!> ' :'en und Wahlen zu einer 
Nationa lver!;llm mlu ng ab~uhalten. 
Er \'erabschiedete ebenfalls dnen 10·Jahres· 
Perspektivplan der die Vollendung der natio· 
naldemokratischen Revo lution und den Auf· 
bau einer sozialistischen Gesellschaftsordnung 
vorsieht. Von 1984-94 soll die Wirtschaft 
Jahrlich um 6,5% waehsen. Der Plan sicht vor, 
bis 1994 das Analphabetentum zu beseitigen, 
80%der Be"ölkerung medizinisch zu versorgen 
und 53% der Bauern in Genossenschaften zu 
organisieren. 

Burklna (Obenolt.) 

Anläßlich des Jahrestages der MachtübeTllllh· 
me durch die progressive Regierung unterTho­
mas Sankara (siehe ALB 9/1983, S. I Off.) wur­
de Obervolta am 4. August dJ. in Demokra· 
tische Volksrepublik Burkina umbenannt so· 
wie die Einführung einer neuen Flagge und 
Nationalhymne bekanntgegeben. 
Gleichzeitig kündig te Sankara fürOktoberd.J. 
einen Entwicklungsplan für das Land an, in 
dem u.a. eine Agrarreform, Infrastrukturpro· 
jekte und weitere Alphabe tisierungsmaßnah­
men enthalten $Cin sollen. 
Die Dur<:hsetzung dieses Plans sowie die Beibe­
haltung der bisherigen fortschrittlichen Linie 
du Politik 5ankaras soll die am I. September 
d.J. neu gebildete Regien.mg garantie«:n, in der 
ab Folge der Auseinandersetzungen vom Mai/ 
Juni d.J. die Patriotische Liga fürdie Entwick· 
lung (L1PAD; siehe AlB 7·8/1984, S. 82f.) 
nicht mehr venreten sein wird. 
Ihre fünf ehemaligen Minister sowie der Führer 
der Gewerkschaftskonföderation BurkinM 
(CSB), Soumane Toure, der ebenfalb der 
UPAD angehört, waren vorher von Komitees 
ZUr Verteidigung der Revolution (CDR) kriti­
siert worden, da sie unter "dem ~lanlel der 
Revolution du Volk getäuscht" hätten. Neu in 
der Regierung vertreten sind MitgLieder der 
Kommunistischen K<tmpfunion (ULC). 

Kolumbien 

Drei kolumbianisehe Guerillaorgani!;lltionen, 
die linksnationalistische Bewegung des 19. 
April (M 19), die maoistische Volksbefreiungs­
armtt (EPL) und der trotzkiuische Arbeiter­
selbstschutz (ADO) haben am 23. uod 24. 
August d.J. ein vorerst auf ein Jahr befristetes 
WaffenstillSiandsabkommen mit der konstr· 
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vativen Regierung Betaneour unteneichnet. 
Am 28. Män dJ. halle dies berein die mit 
12· 15.000 Kämpfern größte GueriUaorgani· 
satioo, die kommunistischen Revolutionären 
Streitkräfte Kolumbiens (FARC),getan (siehe 
AlB 5/1984, S.54 ). Lediglich die Nationale 
Bcfreiungsarmee (ELN) und Absplillerungen 
der F ARC und des ADO wollen den bewaffne­
ten Kampf fortführen. 
Rechtscxtremisten hatten bis zuletzt versucht, 
den Vertrag5ilbschluß zu hintertreiben. Die 
von der Drogenmafia finanzierte paramilitä­
rische Organisation "Tod den EntfUhrern" 
(MAS) halle kun vorher den Ant Carlos Tole· 
do Plata erschossen, eines der Führungsmit­
gliede r der~119. 

Kritik kam auch von seilen der Großgrundhe­
sitzer und aus reaktionären Teilen der Konser­
vativen und der Liberalen Partei, die die mit 
dem Vertrag verbundenen Rcformmaßnah­
men ablehnen. 
ALs Vorbedingung für den Waffenstillstand 
hatte die Guerilla eine generelle Amnestie. eine 
Landrcform, soziale Umgestaltungen und den 
Kampf gegen paramilitärische Organisationen 
wie die MASgcfordert. 

Rotel Meer 

Seit Juli d J . sind im Golf von Sucz und im 
Roten Meer wiederholt Treibminen detoniert. 
Dabei wurden bislang 19 Handelsschiffe ver­
schiedener Uinder beschädigt. 
Während die ägyptischen Behärden zunächst 
"abgedriftete Sprengladungen von Bohrinseln 
im Golf von Suez" oder auch "letzte Ober­
bleib5Cl deJ Oktoberkrieges von 1973" als 
möglichen Grund für die Explosionen anga­
ben, machten sie bereits wenig später Libyen 
und den I ran für die Verminung dieses imer· 
nationalen Schiffahrtsweges verantwortlich. 
Beweise dafür konnten allerdings nicht er­
bracht werden. 
Die massive Beteiligung der USA und anderer 
NATO-Staaten an der erfolglo5Cn Minenriiu­
mung und die damit verbundene Konzentra· 
tion von Kriegsschiffen, Hubschraubern und 
Militärexperten in der Region lassen verschie· 
dene Anrainerstaaten ohnehin andere Hinter· 
gründe befUrchten. 
So \'ermulet z.B. die in den Vereinigten Arabi· 
sehen Emiraten erseheinende Tageszeitung AI 
Khalij, daa die USA die Verminungdes Roten 
Meeres selbst initiiert hällen, um so die Au!· 
weitung ihrer Militärpräsenz in der Region zu 
legitimieren. 
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Warum Bücher kaufen, wlmn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AIB-Abonnenten haHenl wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte-WeH,lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB-Leser kann in den GenuB unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift whtJt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahH bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe HeHmitte) eine Abbuchungsvollmacht erteiH 
hat. 
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